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1. Einleitung    

Nicht zuletzt mit dem Schlagwort Seltene Erden rückte die lange wenig beachtete Frage 

nach  der  Versorgung  Deutschlands  mit  mineralischen  Rohstoffen  in  den  Fokus  der 

Öffentlichkeit.  Es  ist  kein  Geheimnis,  dass  Deutschland  in  Bezug  auf  viele  natürliche 

Ressourcen1 von Importen abhängig ist. Dieser Umstand wurde schlagartig deutlich, als die 

Verkündung  Chinas,  Exportbeschränkungen  auf  Seltene  Erden  einzuführen,  zu  großer 

Verunsicherung bei der deutschen Industrie führte. Am Ende kam es sogar zu einer Klage 

bei der Welthandelsorganisation WTO, um sich gegen die Politik Chinas zu wehren (vgl. 

Zeit: 2010; SZ: 2014).

Wenn man den weltweiten Rohstoffmarkt betrachtet, stellt man fest, dass es in den letzten 

Jahren zu massiven Veränderungen kam. Die fortschreitende wirtschaftliche Entwicklung 

der Schwellenländer ging mit einem gesteigerten Bedarf an Rohstoffen einher. Allen voran 

Chinas  und  Indiens  enormes  Wachstum (5%-10% des  BIP)  führten  zu  einem riesigen 

Rohstoffverbrauch  (vgl.  Kleinwächter  2011:  40).  Zudem  konzentriert  sich  Chinas 

Wirtschaft inzwischen verstärkt auf Technologieentwicklung und Maschinenbau, welche 

sehr rohstoffintensive Branchen sind. Dies spiegelt  sich auch im Bedarf an bestimmten 

Ressourcen wider. So steigerte sich beispielsweise der Verbrauch von Aluminium, Blei,  

Kupfer  oder  Zinn  von  ca.  12  Prozent  im  Jahr  2000  auf  40  Prozent  der  weltweiten 

Produktion im Jahr 2009 (vgl. Steinbach 2011: 44).

Allgemein  werden  die  Produktzyklen  der  Wirtschaft  immer  kürzer  und  besonders  der 

Technologiesektor  boomt.  Hier  ist  man  traditionell  auf  eine  Vielzahl  von   Rohstoffen 

angewiesen. Aber der Technologiesektor ist  in den letzten Jahren nicht nur gewachsen, 

auch die hergestellten Produkte sind wesentlich komplexer geworden, was wiederum zu 

einem  gesteigerten  Ressourcenbedarf  geführt  hat.  Für  die  Herstellung  eines  aktuellen 

Hochleistungschips werden mehr als 60 Elemente benötigt. In den 1990er Jahren kam man 

noch mit 16 Elementen aus. (vgl. BMBF 2012: 5)

Neben der fortschreitenden Industrialisierung, sorgt aber auch das weitere Wachstum der 

Weltbevölkerung für einen größeren Bedarf an Rohstoffen, da die meisten

Menschen  täglich  auf  Produkte  zurückgreifen,  die  in  irgendeiner  Weise  Rohstoffe 

enthalten. Natürlich variiert die Menge der Verbrauchten Stoffe, je nach Herkunftsland und 

persönlichem  Lebensstil.  In  den  Industriestaaten  ist  der  Verbrauch  von  Ressourcen 

1 Die Begriffe Ressource und Rohstoff werden hier aus Gründen der besseren Lesbarkeit synonym 
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besonders  hoch2 und  der  gesteigerte  Wohlstand  ermöglicht  es  nun  auch  immer  mehr 

Menschen  aus  Schwellenländern  materialaufwändige  Güter  wie  Autos,  Computer  oder 

Handys zu kaufen (vgl. UBA 2010: 2).

All die genannten Umstände führen zu größeren Bedarf an natürlichen Ressourcen. Das 

verursachte  in  den  letzten  13  Jahren  massive  Verteuerungen  auf  dem  weltweiten 

Rohstoffmärkten  und führte  zu  einer  aktiven  Politik  der  Rohstoffsicherung  (vgl. 

Kleinwächter 2011: 40; UBA 2010: 2) So engagiert sich China beispielsweise verstärkt in 

Afrika und drosselte darüber hinaus auch die Ausfuhr von Seltenen Erden. 

Für Deutschland, das als wichtiger Standort von Hightech- und Automobilindustrie auf 

eine sichere Versorgung mit Rohstoffen angewiesen ist, sind diese Entwicklungen nicht zu 

unterschätzen.  Dies  dürfte  einer  der Hauptgründe sein,  weshalb die  Thematik auch die 

deutsche Politik nicht kalt lässt. Ausgehend von den Forderungen der Industrie, wurden in 

den  letzten  Jahren  verschiedene  Maßnahmen  ergriffen,  um  die  Probleme  im 

Zusammenhang mit  der  Rohstoffversorgung Deutschlands anzugehen.  So kam es  unter 

anderem  zur  Gründung  von  diversen  Institutionen  und  Initiativen.  Dazu  zählen 

beispielsweise: Die Deutsche Rohstoffagentur, der Interministerielle Ausschuss Rohstoffe, 

das  Helmholz  Institut  Freiberg  für  Ressourcentechnologie  oder  die  Globale 

entwicklungspolitische Rohstoffinitiative (GeRi).  Seit 2005 findet auch in regelmäßigen 

Abständen ein, vom BDI veranstalteter, Rohstoffkongress statt, auf dem sich Politiker und 

Vertreter  aus  Industrie,  Wissenschaft  und  Zivilgesellschaft  über  die  Sicherung  der 

Rohstoffversorgung Deutschlands austauschen.  (vgl.  BDI  2014).  Ferner  wurde von der 

Bundesregierung  im  Jahr  2007  das  Strategiepapier  „Elemente  einer  Rohstoffstrategie“ 

erarbeitet,  das  2010  zur  offiziellen  „Rohstoffstrategie  der  Bundesregierung“ 

weiterentwickelt wurde (vgl. BMWi 2010). 

Ein  wichtiger  Teil  dieser  Strategie  ist  der  Aufbau  von  sogenannten 

Rohstoffpartnerschaften,  mit  Ressourcenreichen  Staaten,  um den  Zugang  zu  wichtigen 

Rohstoffen  langfristig  zu  sichern.  Abkommen  dieser  Art  wurden  inzwischen  mit  der 

Mongolei (2011), Kasachstan (2012) Chile (2013) und Peru (2014) geschlossen (vgl. AA 

2014; BMWi 2012; Spiegel 2014; Handelsblatt 2013). Auch auf europäischer Ebene wird 

seit 2008 an einer  Rohstoffstrategie gearbeitet. 

verwendet.
2 In Deutschland pro Person und Tag ca. 40 Kg (Steinbach 2011: 54) 
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2. Forschungsfrage

Die skizzierten Entwicklungen machen deutlich, dass die Rohstoffthematik in den letzten 

Jahren international an Bedeutung gewonnen hat. Interessant ist hierbei, dass sich wieder 

vermehrt  politische  Akteure  mit  Ressourcenfragen  befassen.  Denn  im  Zuge  des 

fortschreitenden Neoliberalismus war lange ein Rückzug der Staaten aus wirtschaftlichen 

Bereichen  festzustellen.  Dies  galt  besonders  für  den  Rohstoffbereich,  der  inzwischen 

weitgehend von wenigen Konzernen dominiert wird (vgl. Steinbach 2011: 44).

Auf  der  anderen  Seite  ist  eine  Politisierung  der  Rohstoffversorgung  alles  andere  als 

abwegig, wenn man sich die Brisanz der Thematik vor Augen führt. Natürliche Ressourcen 

befinden sich in einem Spannungsfeld zwischen ökonomischen, politischen, sozialen und 

ökologischen Aspekten. 

Der Abbau der begehrten Stoffe kann ganze Regionen in Mondlandschaften verwandeln 

und verursacht  häufig  langfristige  Schäden an Mensch und Natur.  Beim Transport  der 

Rohstoffe um den Globus entstehen weitere Emissionen, da Verbraucher und Produzent 

meist weit voneinander entfernt sind. (vgl. UBA 2013; Reller u.a. 2013: 58f). Neben den 

Umweltbelastungen durch die Rohstoffwirtschaft, sind vor allem die Arbeitsbedingungen 

im  Abbauprozess  ein  kritisches  Thema.  Viele  Rohstofflagerstätten  befinden  sich  in 

Entwicklungs-  und  Schwellenländern,  in  denen  die  Menschen  häufig  unter  miserablen 

Umständen  arbeiten  müssen.  Eindrückliches  Beispiel  ist  die  Demokratische  Republik 

Kongo,  in  der  u.a.  das  für  technische  Geräte  wichtige  Erz  Coltan  abgebaut  wird.  Die 

sklavereiähnlichen  Zustände  in  den  dortigen  Erzminen  erlangten  weltweit  unrühmliche 

Bekanntheit (vgl. SZ 2010).

Besonders in Entwicklungs- und Schwellenländer besteht die Gefahr, dass durch schwache 

Institutionen und Korruption, Fehlverhalten von Konzernen begünstigt wird, wodurch die 

negativen Folgen des Ressourcenabbaus noch stärker zu Tage treten. (vgl. Nuscheler 2010: 

226). 

Neben  den  sozialen  und  ökologischen  Aspekten  der  Rohstoffgewinnung,  ist  die 

ungleichmäßige Verteilung der natürlichen Ressourcen ein weiterer kritischer Punkt. Denn 

die Rohstoffe sind durch ihre Lage in der Erdkruste zunächst an einen bestimmten Ort 

gebunden und können  nur dort  gewonnen werden.  Abbau und Distribution  unterliegen 

somit der Hoheit des jeweiligen Staates, auf dessen Grund sich die Ressourcen befinden 

(vgl. Reller u.a. 2013: 136).

Dies führt zu Begehrlichkeiten und Abhängigkeiten, die Verfügungsgewalt über Rohstoffe 
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bestimmt  Handlungsspielräume  und  sie  wird  für  das  Verursachen  von  Konflikten 

verantwortlich  gemacht.  Rohstoffe  sind  ein  Faktor  internationaler  Machtpolitik  (vgl. 

Häckel 2007: 644).

Die aufgeworfenen Aspekte verdeutlichen, dass der Umgang mit natürlichen Ressourcen 

eine heikle Angelegenheit darstellt. In meiner Bachelorarbeit möchte ich analysieren, wie 

die  Bundesrepublik  Deutschland  die  Thematik  handhabt.  Denn  als  politisch  und 

wirtschaftlich mächtiger Akteur hat Deutschland durch seine Handlungen direkten Einfluss 

auf die Art und Weise wie die globale Rohstoffwirtschaft gestaltet wird. Dieser Einfluss 

geschieht  aber  nicht  nur  unwillkürlich,  indem  Deutschland  als  Nachfrager  auf  den 

internationalen Märkten auftritt,  sondern wird auch  ganz bewusst ausgeübt.  So zeigen 

Strategiepapiere  und  Verträge,  dass  die  Bundesregierung  sich  aktiv  mit  der 

Rohstoffthematik auseinandersetzt.  Dabei  wird sie  zwangsläufig  mit  den verschiedenen 

Problemen, die mit der Rohstoffversorgung einhergehen, konfrontiert. Hier stellt sich nun 

die  Frage,  wie  sich  die  Bundesrepublik  in  diesem  Spannungsfeld  zwischen 

machtpolitischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Aspekten platziert. 

Ich halte diese Frage für sehr relevant, da  jeder Deutsche ganz selbstverständlich Produkte 

auf Rohstoffbasis nutzt, aber kaum etwas über die Rahmenbedingungen, unter denen die 

Ressourcen beschafft werden, bekannt ist. 

Aber  gerade  in  einer  Demokratie,  die  beteuert  ihr  Handeln  hohen  Wertmaßstäben  zu 

unterwerfen, sollte dieses brisante Thema öffentlich diskutiert werden. Um eine kritische 

Auseinandersetzung zu ermöglichen, ist es nötig, die impliziten Ideen, die das Handeln der 

Bundesregierung im Bereich der Rohstoffpolitik anleiten, zum Vorschein zu bringen. Dafür 

soll in meiner Arbeit der Diskurs um die deutsche Rohstoffpolitik analysiert werden. 

Aus der aufgeworfenen Problemstellung lässt sich folgende Forschungsfrage formulieren:

Welche zentralen Handlungsregeln leiten die deutsche Rohstoffpolitik seit  dem Jahr 

2010 an?
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3. Begriffserklärung

Um den Forschungsansatz verständlich zu machen und genauer einzugrenzen, werden im 

Folgenden wichtige Begriffe und Konzepte definiert. 

Die zu rekonstruierenden Handlungsregeln stellen ein essentielles Konzept dieser Arbeit 

dar.  Sie  basieren  auf  Annahmen  des  klassischen  Pragmatismus  nach  Peirce,  wonach 

Überzeugungen als Handlungsregeln verstanden werden. Daraus folgt, dass jedes Handeln 

von Handlungsregeln angeleitet  wird. Die Akteure erschaffen die Handlungsregeln aber 

nicht voluntaristisch, sie sind das Resultat sozial vermittelter Lernprozesse, auf Grundlage 

gemeinsam geteilter  Sprachzeichen.

Nach pragmatistischem Verständnis stellen Handlungsregeln Problemlösungsroutinen dar. 

Durch die Konfrontation mit der Umwelt werden diese fortlaufend überprüft. Sollten sie in 

einer Situation nicht greifen, werden sie modifiziert. Bezogen auf meine Arbeit bedeutet 

das  folgendes:  Die  Rohstoffpolitik  der  Bundesregierung  kann  als  eine  Summe  von 

Einzelhandlungen verstanden werden, die auf Grundlage von bestimmten Handlungsregeln 

durchgeführt werden, um das Problemfeld Rohstoffe zu handhaben. Die Handlungsregeln 

sind  dabei  das  Resultat  eines  Zusammenwirkens  von  bestehenden  Routinen,  neuen 

Herausforderungen und Reaktionen Dritter, welche die Handlungen der Bundesregierung 

interpretieren  und  kommentieren  (vgl.  Roos  2012:  9f).  In  den  Abschnitten  zu 

epistemologischen und methodologischen Grundlagen dieser Arbeit wird noch genauer auf 

das  pragmatistische  Weltverständnis  und  dessen  Verbindung  zum  Konzept  der 

Handlungsregeln eingegangen.

Nach der kurzen Definition des zentralen Analysekonzepts sollen nun noch die Begriffe 

Rohstoff  und  Rohstoffpolitik  genauer  festgelegt  werden.  Als  letztes  erfolgt  dann  die 

Erläuterung des gewählten Untersuchungszeitraums. 

Im weitesten Sinne versteht man unter Rohstoffen alle Stoffe, die aus der Natur gewonnen 

werden, um sie für einen weiteren Gebrauch zu nutzen. In dieser Arbeit wird jedoch von 

einem wesentlich engeren Rohstoffbegriff ausgegangen, der sich nur auf nicht-energetische 

mineralische  Rohstoffe3 beschränkt.  Die  Eingrenzung  erfolgt  nicht  willkürlich,  sie 

orientiert sich an der politischen Praxis Deutschlands. Dort hat sich in den letzten Jahren 

neben der Energiepolitik, ein eigenes Politikfeld herausgebildet, welches sich explizit mit 

nicht-energetischen Ressourcen befasst. Das heißt, hier stehen vor allem seltene Erden und 

3 Definition BGR: Metalle, Industrieminerale, Steine und Erden (vgl. BGR 2014)
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andere  Metallrohstoffe  im  Fokus.  Da  ich  letzteres  Feld  untersuchen  möchte,  werden 

Fossile Brennstoffe in meiner Arbeit keine Rolle spielen, was natürlich nicht bedeutet, dass 

diese  irrelevant  sind.  Ein  Einbezug  würde  aber  schlicht  den  Rahmen  dieser  Arbeit 

sprengen. Die Eingrenzung des Rohstoffbegriffs birgt in der Praxis auch Schwierigkeiten. 

Denn nicht immer ist klar ersichtlich, welche konkreten Ressourcen gemeint sind, wenn 

von Rohstoffen die Rede ist. Oft wird auch gar keine Unterscheidung getroffen. Deshalb 

wird es bei der Materialanalyse unerlässlich sein,  die jeweilige Definition des Begriffs 

abhängig von seinem Kontext zu verstehen, damit der  Bezug zum  richtigen Politikfeld 

auch gegeben ist.

Die  Rohstoffpolitik  ist  zentrales  Element  dieser  Arbeit.  Ganz  allgemein  kann  sie  als 

Ordnungsrahmen  für  die  von  ihr  betroffenen  Akteure  in  Politik,  Wirtschaft  und 

Gesellschaft verstanden werden, welche durch sie in ihrem Handeln koordiniert werden. 

Auf  Grund  der  elementaren  Bedeutung  von  Rohstoffen  für  die  Wirtschaft,  sind 

ökonomische  Ziele  wie  Versorgungssicherheit  oder  Preisstabilität  seit  jeher  wichtiger 

Bestandteil der Rohstoffpolitik. Inzwischen hat sich der Anspruch an die Ressourcenpolitik 

aber  erhöht.  In  den  Industriestaaten  ist  sie  zu  einem  komplexen  Aufgabenfeld 

herangewachsen,  welches  neben  der  reinen  Versorgung  auch  sozial-,  umwelt-,  und 

entwicklungspolitische Themen berücksichtigen muss. Dies gilt auch für Deutschland, wo 

die Rohstoffpolitik  eine Querschnittsaufgabe verschiedener Ressorts ist, die sowohl innen- 

als auch außenpolitische Belange betrifft (vgl. Gandenberger u.a. 2012: 28f; Klinnert 2013: 

2). Um der Komplexität des Feldes gerecht zu werden, wird in dieser Arbeit eine relativ 

weite  Definition  von Rohstoffpolitik  herangezogen.  Unter  Anlehnung an  Gandenberger 

u.a.  wird  hier  unter  deutscher  Rohstoffpolitik  die  Handlungen  der  Bundesregierung 

verstanden, die darauf abzielen, die Grundsätze für die Versorgung und gesellschaftliche 

Nutzung nicht-energetischer mineralischer Rohstoffe zu gestalten (vgl. Gandenberger u.a. 

2012: 30). 

Die  Rohstoffpolitik  setzt  sich  aus  verschiedenen  Komponenten  zusammen,  die 

unterschiedliche Ressorts betreffen. So befassen sich neben dem Wirtschaftsministerium 

und  dem  Auswärtigem  Amt,  auch  das  Verteidigungsministerium,  das  Ministerium  für 

Entwicklungszusammenarbeit  oder  das  Umweltbundesamt  mit  der  Thematik. 

Rohstoffpolitik besteht somit aus außen-  und auch innenpolitischen Maßnahmen. Es gibt 

nicht  die  eine Rohstoffpolitik,  sondern  nur  ein  Bündel  von  Handlungen,  das  mit  der 
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Thematik  zusammenhängt.  Darum wird  es  nötig  sein,  die  herangezogenen  Materialien 

jeweils auf ihre Verbindung zur Rohstoffpolitik zu überprüfen und die Auswahl plausibel 

zu begründen. Dafür sollte das Dokument: „Rohstoffstrategie der Bundesregierung“ eine 

gute Hilfe sein, da hier die unterschiedlichen Maßnahmen explizit genannt werden.

Damit  die  Fragestellung  angemessen  bearbeitet  werden  kann,  ist  es  nötig  den 

Untersuchungszeitraum  einzugrenzen.  Dabei  muss  ein  Kompromiss  zwischen  einer 

möglichst  umfassenden Abdeckung des  Gegenstands  und den vorhandenen Ressourcen 

gefunden werden.  Um die Untersuchung im gegebenen Zeitrahmen abzuschließen, wird es 

deshalb nicht möglich sein, die gesamte deutsche Rohstoffpolitik seit den Anfängen der 

2000er zu betrachten. Stattdessen soll sich hier nur auf den Zeitraum zwischen 2010 und 

2014 konzentriert werden. Das Jahr 2010 wurde als Startpunkt gewählt, weil dort mit der 

Veröffentlichung  der  Rohstoffstrategie  der  Bundesregierung  ein  zentrales  Dokument 

vorgelegt  wurde,  welches  den  Rahmen  für  das  zukünftige  Vorgehen  der  Regierung 

absteckt. Den Untersuchungszeitraum bis einschließlich 2014 zu beschränken hat  mehrere 

Gründe.  Zum einen ermöglicht  es  der  Zeitraum von vier  Jahren,  die  ersten  konkreten 

Umsetzungen der Strategie zu berücksichtigen. Ferner braucht es eine gewisse Zeit, bis 

sich  Reaktionen  aus  Wissenschaft  und  Gesellschaft  herausbilden.  So  sind  viele 

Veröffentlichungen zum Thema erst ein paar Jahre später erschienen. Der Endpunkt der 

Untersuchung  ist  hauptsächlich  dem  zeitlichen  Rahmen  der  Arbeit  geschuldet  und  ist 

deshalb nicht aus besonderen inhaltlichen Gründen gewählt worden.
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4. Forschungsstand zur deutschen Rohstoffpolitik

Der Energie- und Rohstoffsektor unterliegt auf Grund seiner zentralen Bedeutung für die 

Volkswirtschaft traditionell intensiver staatlicher Aufsicht. Dies hat diverse Gründe: 

„Technische  und  ökologische  Risiken,  monopolistische  Strukturen  und 
Betriebsgrößen,  fiskalische  und  ordnungspolitische  Ansprüche  und 
Anforderungen.“ (Häckel 2007: 641) 

Auch  in  Deutschland  sind  staatliche  Interventionen  im  Energie-  und  Rohstoffbereich 

üblich. 

Seit  Jahrzehnten  orientiert  sich  die  Politik  dabei  an  den  drei  Hauptzielen: 

Versorgungssicherheit,  Wirtschaftlichkeit  und  Umweltverträglichkeit.  Rohstoffe  sollen 

stetig und in ausreichender Menge zur Verfügung stehen. Ihr Preis muss für Industrie und 

Endverbraucher  tragbar  sein  und  die  Schäden  an  der  Umwelt  sollen  möglichst  gering 

ausfallen.  Die  Rohstoffpolitik  muss  dabei  für  einen  Interessenausgleich  sorgen  (vgl. 

Häckel  2007:  641).  Bei  genauerer  Betrachtung  fällt  auf,  dass  sich  die 

Hauptaufmerksamkeit der Politik dabei auf den Energiesektor richtet. Man denke etwa an 

Pipelineprojekte wie Nordstream oder natürlich das Großprojekt Energiewende, welches 

u.a. die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen überwinden soll.  Zudem versuchen fast 

alle  relevanten  Akteure  der  Innenpolitik,  darunter  Parteien,  Gewerkschaften, 

Großunternehmen,  Gebietskörperschaften,  Umweltverbände  und  andere  auf  die 

Energiepolitik Einfluss zu nehmen. 

Die nicht-energetischen Rohstoffe bleiben dagegen meist im Hintergrund und finden nur 

selten eine breite Öffentlichkeit. Dafür gibt es verschiedene Gründe: 

Mineralische Rohstoffe  treten im Alltag der  Bürger  kaum in  Erscheinung,  weil  sie  als 

Grundstoff weiterverarbeitet werden und nicht das eigentliche Endprodukt darstellen. Die 

Abhängigkeit von Energie und Wärme lässt sich hingegen wesentlich direkter erfahren, 

etwa beim Tanken oder Heizen (vgl. Häckel 2007: 642).

Zudem  werden  mineralische  Rohstoffe  wertmäßig  von  den  Energierohstoffen  deutlich 

übertroffen. So betrug 2010 die Summe der importierten Rohstoffe Deutschlands 109,3 

Mrd. Euro,  davon entfielen nur ca. 37,8 Mrd. auf metallische Rohstoffe.  (vgl. Schwarz 

2011:  100).  Dies  darf  nicht  fehlinterpretiert  werden.  Denn  auch  wenn  mineralische 

Ressourcen wertmäßig einen kleineren Anteil einnehmen, sind einige von ihnen für die 

Herstellung bestimmter Produkte unabdingbar. So etwa bei der Produktion von Akkus für 

Hybridfahrzeuge oder Dauermagneten in Windkraftanlagen (vgl. Klinnert 2013: 3). Dass 
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gerade die grünen „Zukunftstechnologien“ auf mineralische Rohstoffe angewiesen sind, 

unterstreicht  ihre  Brisanz.  Warum  das  Thema   Rohstoffe  dennoch  lange  Zeit  kaum 

Beachtung  fand,  lässt  sich  unter  anderem  auf  die  günstige  Lage  auf  dem  Weltmarkt 

zurückführen.  In  den  1990  Jahren  war  das  Angebot  sehr  groß,  da  die  heutigen 

Schwellenländer  noch zu den größten Exporteuren von Rohstoffen gehörten und selbst 

wenig  verbrauchten.  Durch  den  Zusammenbruch  der  ressourcenreichen  Sowjetunion, 

welche ihre Deviseneinnahmen besonders durch den Export  von Rohstoffen generierte, 

erweiterte sich das Angebot noch einmal (vgl. Steinbach 2011: 43).

In Kombination mit der Annahme, dass mit der fortschreitenden Globalisierung auch die 

Rohstoffpreise  immer  weiter  sinken  würden,  führte  dies  zu  einem  allgemeinen 

Desinteresse  an  Rohstofffragen.  In  der  Folge  wurden  Geologische  Landesämter 

geschlossen oder in andere Verwaltungen eingegliedert. Industrieunternehmen lösten ihre 

Abteilungen  für  Rohstoffwirtschaft  auf  und  auch  die  Förderung  von  heimischen 

Ressourcen  wurde,  auf  Grund  der  sinkenden  Rentabilität,  sukzessive  zurückgefahren. 

Weltweite  Projekte  zur  Erschließung  und  Förderung  von  Rohstoffen  wurden  ebenso 

eingestellt  (vgl. Schwarz 2011: 96f; Kleinwächter 2011: 43; Klinnert 2013: 3).

Dass dieses Modell nicht mehr funktionierte, zeigen die Entwicklungen der letzten Jahre. 

Durch  das  starke  Wachstum  der  Schwellenländer  kam  es  zu  einem  enormen 

Nachfrageschub, der eine erhöhte Konkurrenz um Rohstoffe auslöste. In der Folge kam es 

seit Mitte der 2000er zu extremen Preissteigerungen. Dabei verteuerten sich, neben dem 

Öl, auch metallische Rohstoffe dramatisch. Diese Entwicklungen führten schließlich dazu, 

dass die Versorgung mit metallischen Rohstoffen auch in Deutschland auf die politische 

Agenda  gesetzt  wurde  (Klinnert  2013:  3).   Woraus  dann  2010  das  Strategiepapier: 

Rohstoffstrategie der Bundesregierung - Sicherung einer nachhaltigen Rohstoffversorgung 

Deutschlands  mit  nicht-energetischen  mineralischen  Rohstoffen,  resultierte.  dieses 

Dokument ist  von zentraler Bedeutung, da hier die  Leitlinien deutscher  Rohstoffpolitik 

dargelegt werden. Aus diesem Grund wird im Folgenden noch genauer auf den Inhalt des 

Papiers  eingegangen.  Im  Anschluss  daran  wird  die  Umsetzung  der  deutschen 

Rohstoffpolitik  seit  2010 beschrieben und ein  Überblick  über  die  Rezeptionen aus  der 

Wissenschaft gegeben.
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4.1 Die Rohstoffstrategie der Bundesregierung

Im Oktober 2010 veröffentlichte die Bundesregierung ein Strategiepapier, das sich nur auf 

nicht-energetische  Rohstoffe  bezieht.  Die  Rohstoffstrategie  ist  dabei  das  Resultat  eines 

längeren  Aushandlungsprozesses  zwischen Politik  und Wirtschaft.  Schon im Jahr  2005 

wurde die Thematik auf dem ersten BDI-Rohstoffkongress diskutiert. 2007 stellten dann 

Vertreter  der  Industrie  und  der  damaligen  große  Koalition  Elemente  einer  

Rohstoffstrategie,  auf  dem  zweiten  BDI-Rohstoffkongress  vor.  Dieses  Strategiepapier 

wurde  zur  Richtschnur  der  Bundesregierung  erklärt.   Auf  Grund  verschiedener 

Entwicklungen  –   strategische  Ausrichtungen  der  chinesischen  und  indischen 

Rohstoffpolitik,   neue  Studien  zur  Kritikalität  von  bestimmten  Ressourcen,  sowie  die 

Einführung einer  europäischen Rohstoffinitiative  –  wurden die  bestehenden Pläne  zur 

aktuellen Rohstoffstrategie weiterentwickelt (vgl. BMWi 2010: 6f ; Fuchs, Reckordt: 504; 

GKKE 2011: 16). 

Das Bestreben der neuen Herangehensweise wird dabei wie folgt beschrieben.

„Die Rohstoffstrategie soll dazu beitragen, mit geeigneten rohstoffpolitischen Maßnahmen 
derartige  Marktstörungen  [die  Verwerfungen  auf  den  Rohstoffmärkten  hervorrufen]  zu 
begrenzen und ihre Folgen zu mildern. Gleichzeitig will  die Bundesregierung durch die 
Schaffung politischer, rechtlicher und institutioneller Rahmenbedingungen ihren Beitrag zu 
einer  nachhaltigen,  international  wettbewerbsfähigen  Rohstoffversorgung  der  deutschen 
Industrie leisten.“ (BMWi 2010: 6)

Die Bundesregierung geht dabei vom Leitgedanken der Nachhaltigen Entwicklung aus, die 

sowohl  ökonomische,  ökologische  als  auch  soziale  Belange  berücksichtigen  soll.  Als 

konkrete Ziele werden folgende Punkte genannt: 

• Abbau von Handlungshemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen

• Unterstützung der Wirtschaft bei der Diversifizierung ihrer Rohstoffquellen

• Unterstützung der Wirtschaft bei der Steigerung von Materialeffizienz 

• Weiterentwicklung von Technologien und Rahmenbedingungen für das Recycling

• Aufbau bilateraler Rohstoffpartnerschaften mit ausgewählten Ländern

• Fokussierung rohstoffbezogener Forschungsprogramme 

• Herstellung von Transparenz und Good Governance bei der Rohstoffgewinnung

• Verzahnung mit der europäischen Rohstoffpolitik 

(vgl. BMWi 2010: 7)

Da die genannten Ziele verschiedene Ressorts betreffen, soll durch den Interministeriellen 

Ausschuss  für  Rohstoffe  (IMA)  eine  koordinierte  Umsetzung  der  Rohstoffpolitik 
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sichergestellt  werden.  Dieser  setzt  sich  aus  Vertretern  des  Bundeskanzleramts,  dem 

Auswärtigem  Amt,  diversen  Bundesministerien,  der  Deutschen  Rohstoffagentur,  der 

Bundesanstalt  für  Geowissenschaften  und  Rohstoffe,  der  Bundesbank  sowie  dem 

Bundesverband der Deutschen Industrie, zusammen und wird vom BMWi geleitet (vgl. 

GKKE 2011: 21).

Ein anderes Element der Rohstoffstrategie stellen bilaterale Rohstoffpartnerschaften mit 

anderen Ländern dar, die analog zu bereits existierenden Energiepartnerschaften aufgebaut 

werden.  Sie  sollen  den  Zugang  zu  Rohstoffen  im  Ausland  verbessern  und  die 

Bezugsquellen diversifizieren. Basis der Partnerschaften ist ein völkerrechtlicher Vertrag, 

der den Rahmen für die Kooperation bildet. Quoten oder direkter Zugriff auf bestimmte 

Ressourcen sind dabei aber  nicht enthalten, da dies nicht mit dem ordnungspolitischen 

Verständnis der Bundesrepublik vereinbar wäre. Stattdessen will die Bundesregierung die 

Tätigkeit der Wirtschaft in diesem  Bereich nur flankieren. (vgl. Dahlmann, Mildner 2012: 

1f). Darüber hinaus sollen die Partnerschaften im Interesse beider Parteien sein, weshalb 

die  Kooperationen  neben  der  Rohstoffbeschaffung  auch  entwicklungspolitische 

Komponenten  enthalten.  So  will  Deutschland  die  Partnerländer  etwa  mit  technischem 

Know-how ausstatten und Hilfe bei der Korruptionsbekämpfung leisten. Die Aushandlung 

von  Rohstoffpartnerschaften  wird  deshalb  in  Zusammenarbeit  von 

Wirtschaftsministerium, Entwicklungsministerium und Umweltministerium durchgeführt, 

wobei das Wirtschaftsministerium aber federführend ist (vgl. Fuchs; Reckordt 2013: 505; 

Schwarz 2012: 12). 

Im  Zuge  der  Vorbereitungen  der  Rohstoffstrategie  wurde  von  der  Bundesanstalt  für 

Geowissenschaften  und  Rohstoffe  eine  Studie  als  Entscheidungsgrundlage  für  die 

Schließung von Rohstoffpartnerschaften veröffentlicht, in der die Rohstoffproduzenten der 

Regionen, Afrika, Asien, Südamerika und der GUS untersucht wurden. Anhand der Daten 

wurde dann ein Ranking der wichtigsten Produzentenländer für die deutsche Wirtschaft 

erstellt. Dazu gehören unter anderem Chile, China, Republik Südafrika, Peru, Indonesien, 

Sambia und die Demokratische Republik Kongo4 (vgl. GKKE 2011: 18f ; BGR 2010a: 7). 

Inzwischen  sind  schon  mehrere  Rohstoffpartnerschaften  geschlossen  worden,  zum Teil 

auch mit Ländern die in der BGR Studie empfohlen wurden. Abkommen bestehen nun mit 

der Mongolei, Peru, Kasachstan und Chile. 

4 Die Studie berücksichtigt nicht die Industrieländer Australien, Kanada und USA welche zu den wichtigsten 
Produzenten weltweit zählen.  
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4.2 Die Rezeption der Rohstoffstrategie der Bundesregierung

Seit ihrer Veröffentlichung wird die Rohstoffstrategie der Bundesregierung von Akteuren 

aus  Wirtschaft,  Politik,  Wissenschaft  und  Zivilgesellschaft,  genau  beobachtet  und 

kommentiert.  Im Folgenden  soll  ein  Überblick  über  die  verschiedenen  Einschätzungen 

gegeben werden.

Dr.  Rüdiger  Schwarz,  der  als  Geologe  und  Geschäftsführer  eines  Rohstoffberatungs-

unternehmens tätig ist, sieht die Strategie der Bundesregierung kritisch. Er bemängelt, dass 

sich  der  Staat  auf  flankierende  Maßnahmen  beschränken  will  und  die 

Ressourcenbeschaffung der Wirtschaft überlässt. Stattdessen fordert er eine aktivere Rolle 

bei  der  Sicherung  deutscher  Rohstoffinteressen.  Dazu  zählt  er  etwa  den  Aufbau  eines 

deutschen  Rohstoffkonzerns  (vgl.  Schwarz  2011:  95-97)  oder  die  Einrichtung  von 

leistungsfähigen Auslandshandelskammern in rohstoffreichen Ländern.  Ferner fordert  er 

eine bessere personelle Ausstattung der deutschen Botschaften in relevanten Staaten und 

die  Stärkung  vorhandener  Netzwerke.  Bei  der  geplanten  Verzahnung  von 

Entwicklungszusammenarbeit  und  Rohstoffbeschaffung  warnt  Schwarz  davor,  dass 

Entwicklungsprojekte  häufig  in  direkter  Konkurrenz  zur  Wirtschaft  stehen  würden, 

weshalb  er  für  eine  strenge  Ausrichtung aller  Akteure  an  genau definierte  strategische 

Interessen Deutschlands eintritt  (vgl.  Schwarz 2011: 101).  Allgemein bemängelt  er  das 

Fehlen  einer  klaren  Zielstellung  deutscher  Rohstoffpolitik  und  die  unklare  politische 

Führung bei der Umsetzung der Rohstoffstrategie.

Aber auch auf Seite der deutschen Industrie sieht er Probleme. So würden divergierende 

Interessen  der  verschiedenen  rohstoffabhängigen  Unternehmen  eine  geschlossene 

Vorgehensweise  erschweren.  Seine  zentrale  Forderung  besteht  jedoch in  der  konkreten 

Ausformulierung deutscher Interessen, die er in der gegebenen Form als zu vage formuliert 

empfindet (vgl. ebd.: 99f). 

Auch aus den Reihen der Zivilgesellschaft wird die neue Strategie der Bundesregierung 

kommentiert.  In einer Stellungnahme verschiedener NGOs wird kritisiert,  dass sich die 

deutsche  Politik  vor  allem  auf  handels-  und  wirtschaftspolitische  Maßnahmen 

konzentriere, mit dem Ziel, eine Liberalisierung der Rohstoffmärkte und den Abbau von 

Handelshemmnissen zu erreichen. 

In dem 2013 vom Arbeitskreis Rohstoffe5 veröffentlichten Papier „Für eine demokratische 

und  global  gerechte  Rohstoffpolitik“  werden  drei  elementare  Kritikpunkte  an  der 

5 Netzwerk deutscher Nichtregierungsorganisationen, mit dem Themenschwerpunkten: Menschenrechte, 
soziale Standards und Umweltschutz im Rohstoffsektor
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bisherigen Politik aufgeworfen.

Erstens  würde  die  Bundesregierung  die  Industrie  zwar  bei  der  Verbesserung  der 

Materialeffizienz unterstützen,  die  globalen Grenzen des Ressourcenverbrauchs und die 

daraus  resultierende  Notwendigkeit  eines  ökologischen  Umdenkens  würden  aber  nicht 

konsequent in ihre Politik einbezogen.    

Zweitens wird ein entschiedenerer Beitrag zur Schaffung von Transparenz gefordert. Die 

Mitgliedschaft  bei  der  Extractive  Industries  Transparency  Initiative  (EITI)  oder  die 

Zertifizierung von Lieferketten möglicher Konfliktrohstoffe wird zwar befürwortet, aber 

von den NGOs als noch nicht ausreichend betrachtet. Sie fordern strengere Regulierungen 

bezüglich der Transparenz von Zahlungsflüssen und der Einhaltung von Sozialstandards, 

die sowohl für Rohstoffunternehmen als auch für Finanzdienstleister und Investoren gelten 

sollen.  Ferner  machen  sie  sich  dafür  stark,  dass  Entschädigungsmöglichkeiten  für  die 

Opfer  etwaiger  Menschenrechtsverletzungen im Zuge des Ressourcenabbaus geschaffen 

werden. 

Drittens wird die mangelnde Einbindung der Zivilgesellschaft bei der Ausarbeitung und 

Umsetzung der deutschen Rohstoffstrategie kritisiert. Trotz der weitreichenden Bedeutung 

für  das  Handeln  der  Bundesregierung  im In-  und  Ausland,  fanden  die  Gespräche  zur 

Konzeption  der  Rohstoffstrategie  fast  ausschließlich  zwischen Regierung und Industrie 

statt, auch eine öffentliche Debatte blieb aus. Die zusammengeschlossenen NGOs fordern 

deshalb eine bessere demokratische Legitimierung der deutschen Rohstoffpolitik.

Nicht zuletzt wird noch eine größere Fokussierung auf die Belange der Menschen in den 

Herkunftsländern der Ressourcen verlangt (vgl. Fuchs; Reckordt 2013: 507; AK Rohstoffe 

2013).

4.3 Die Rezeption deutscher Rohstoffpartnerschaften

Neben  genereller  Kritik  an  der  Konzeption  der  deutschen  Rohstoffstrategie  wurde 

besonders auf die Schließung von Rohstoffpartnerschaften genauer eingegangen. So liegt 

von der Stiftung Wissenschaft und Politik eine Analyse der Rohstoffpartnerschaften aus 

dem Jahr 2012 vor, in der die Bewertung der Partnerschaften eher durchwachsen ausfiel. 

So seien Rohstoffpartnerschaften zwar grundsätzlich zu begrüßen, sie würden aber nicht 

ausreichen,  „[...]  um  die  Verwundbarkeit  der  deutschen  Wirtschaft  gegenüber 

Lieferengpässen  spürbar  zu  reduzieren.“  (Dahlmann,  Mildner  2012:  1)  Denn  die 

Verbesserungen  der  rechtlichen  Rahmenbedingungen  und  des  Investitionsklimas  könne 
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zwar  das  Engagement  deutscher  Unternehmen  im  Rohstoffsektor  erleichtern,  aber  nur 

wenn die  vereinbarten  Maßnahmen auch eingehalten  werden.  Aber  gerade darin  sehen 

Dahlmann und Mildner ein Problem, denn der Bundesregierung würden die Möglichkeiten 

zur Durchsetzung der Pflichten in den Partnerländern fehlen. Dies gelte besonders für die 

entwicklungspolitischen Teile der Abkommen. Aus diesem Grund empfehlen die Autoren, 

einige Veränderungen bei der Gestaltung von Rohstoffpartnerschaften vorzunehmen. So 

könnten diese nur erfolgreich sein, wenn sie in eine umfassende Rohstoffpolitik eingebettet 

würden, welche sich besonders auf die Minderung von Importabhängigkeit – etwa durch 

Recycling oder Produkteffizienz – stützen würde. Des Weiteren wird eine Stärkung der 

entwicklungspolitischen Komponente der Rohstoffpolitik gefordert.  Dabei sei vor allem 

Good Financial Governance und Transparenz von Bedeutung. Ferner halten Dahlmann und 

Mildner eine Abstimmung der Rohstoffpolitik auf europäischer Ebene für sinnvoll, um ein 

Wettrennen  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedsstaaten  zu  vermeiden  (vgl.  Dahlmann, 

Mildner 2012: 3f). 

Auch  Rüdiger  Schwarz  sieht  bei  den  Rohstoffpartnerschaften 

Nachbesserungsmöglichkeiten.  So   würden  zwar  eine  Mehrzahl  von  Akteuren  aus  der 

Wirtschaft Rohstoffpartnerschaften begrüßen, aber in der Praxis seien noch wenig Erfolge 

sichtbar. Ein Beispiel ist die Mongolei. Hier kritisierte Schwarz im Jahr 2012, dass es bis  

dahin  keine  relevanten  Rohstoffprojekte  gegeben  hätte.  Stattdessen  sei  es  sogar  zum 

Rückzug der deutschen Gesellschaft BBM Operta aus einem Konsortium zum Kohleabbau 

gekommen (vgl. Schwarz 2012: 13). Auch ein Jahr später sieht Schwarz immer noch keine 

wirklichen Fortschritte bei der Partnerschaft mit der Mongolei. Diese Einsicht scheint sich 

durch eine Pressemitteilung des BMZ, in der eine Verbesserung der Rahmenbedingungen 

für die Zusammenarbeit,  gefordert wird, zu bestätigen. Der dort ebenfalls angekündigte 

Aufbau  einer  Hochschule  für  Rohstoffe  und  Technologie  in  der  Mongolei,  wird  von 

Schwarz  in  Frage gestellt,  da er  nicht  davon überzeugt  ist,  dass  dies  für  die  aktuellen 

deutschen Rohstoffinteressen nützlich wäre (vgl. Schwarz 2013: 15).

Die  damals  noch  in  der  Planung  befindliche  und  inzwischen  abgeschlossene 

Rohstoffpartnerschaft mit Chile, wurde sowohl von Dahlmann und Mildner als auch von 

Schwarz  kritisiert.  Die  Autoren  sahen  keinen  großen  Nutzen  im  Abschluss  einer 

Partnerschaft mit Chile, da dieses Land schon als Bergbaunation etabliert ist. So sei das 

Land  wirtschaftspolitisch  stabil,  zugänglich  für  Investoren  und  es  bestünden  keine 

unmittelbaren  ökonomischen  Probleme.  Darüber  hinaus  existierten  bereits  hohe 

Rohstoffimporte aus Chile.
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Laut Schwarz, bestehen auch  keine Nischen für deutsche Unternehmen, da der chilenische 

Markt bereits von großen Bergbaukonzernen wie Vale oder Rio Tinto dominiert wird (vgl. 

Dahlmann, Mildner 2012: 4; Schwarz 2013: 17; Schwarz 2012: 14).

Die Partnerschaft mit Kasachstan wird, aus ökonomischer Sicht, etwas positiver bewertet, 

so wurden im Rahmen des Abkommens erste Projekte gestartet. Das BMZ unterstützt etwa 

ein Programm welches,  mit Hilfe des mineralischen Rohstoffsektors die wirtschaftliche 

Entwicklung in Kasachstan und angrenzenden Staaten verbessern soll. Der Ost Ausschuss 

der  Deutschen  Wirtschaft  baut  dabei  eine  Dialogplattform  auf,  um  die 

Rahmenbedingungen für Investitionen  im kasachischen Rohstoffsektor zu diskutieren und 

Handlungsempfehlungen zu erarbeiten (vgl. Schwarz 2013: 16). Trotzdem gibt es auch an 

der kasachischen Partnerschaft Kritik. Dahlmann und Mildner verweisen auf die fehlende 

Rechtssicherheit,  staatliche  Interventionen  in  die  Wirtschaft,  das  autoritäre  politische 

System  und  die  angespannte  Menschenrechtslage  im  Land.  Sie  kritisieren,  dass  die 

Rohstoffpartnerschaft  mit  Kasachstan  vor  allem auf  Technologie-  und  Wissenstransfer 

fokussiert ist und im Gegensatz zum Abkommen mit der Mongolei keine Verbesserung der 

Gesetzgebung und Administration vorsieht. In Bezug auf die Wirtschaft sehen die Autoren 

eine  große  Schwäche  darin,  dass  das  Abkommen  weiterhin  mengenmäßige 

Ausfuhrbeschränkungen  zulässt.  Aber  gerade  Exportquoten  werden  von  der  deutschen 

Wirtschaft abgelehnt (vgl. Dahlmann, Mildner 2012: 3).

Allgemein  empfiehlt  Schwarz  bei  zukünftigen  Rohstoffabkommen  eine  veränderte 

Herangehensweise zu wählen. Er plädiert dafür, dass neue Partnerländern in einem „[...] 

breiteren  Dialog  zwischen  Politik,  Ministerien  und  Wirtschaft  auf  der  Basis  eines 

nachvollziehbaren  Kriterienkatalogs  ausgewählt  werden.“  (Schwarz  2012:  14)  Auch  in 

seinem Artikel  von  2013  wiederholt  er  diesen  Vorschlag,  wobei  er  den  Austausch  in 

kleinen Runden befürwortet, da dort sehr positive Erfahrungen gemacht worden sein. Als 

Kriterium für neue Rohstoffpartnerschaften sieht er konkrete Großprojekte und risikoreiche 

Unternehmungen, welche staatliche Absicherung erfordern (vgl. Schwarz 2013: 16-20).

Bereits  der  Abriss  des  Forschungsstandes  zeigt  die  zum  Teil  sehr  unterschiedliche 

Rezeption der aktuellen Rohstoffstrategie.  Hier deutet sich schon an, dass verschiedene 

Herangehensweisen  existieren,  die  nicht  alle  gleichzeitig  berücksichtigt  werde  können. 

Dies wird auch im folgenden Abschnitt deutlich, in dem die grundsätzlichen Positionen der 

Rohstoffthematik aufgegriffen werden. 
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4.4 Zentrale Positionen der rohstoffpolitischen Debatte in Deutschland

Neben  der  Analyse  der  Rohstoffstrategie  von  2010,  wird  in  der  wissenschaftlichen 

Community  auch  allgemein  auf  die  Rohstoffpolitik  Deutschlands  eingegangen.  So  hat 

Stefan  Werland  in  einer  Diskursanalyse  die  unterschiedlichen  Positionen  der 

rohstoffpolitischen Debatte in Deutschland untersucht. Dabei konnte er drei dominierende 

Diskurse ausmachen: Den  Versorgungssicherheitsdiskurs, den Effizienz-Diskurs und den 

entwicklungspolitischen Diskurs. Der Versorgungssicherheitsdiskurs stellt den Wettbewerb 

um  Rohstoffe  in  den  Fokus  und  sieht  die  Lösung  in  der  Ausweitung  von 

Ressourcenquellen.  Der  zweite  Diskurs  hingegen  hält  vor  allem  den  heimischen 

Rohstoffverbrauch für einen Faktor, um die Rohstoffversorgung zu sichern und negative 

Auswirkungen  auf  Rohstoffländer  zu  verhindern.  Er  steht  im Widerspruch  zum ersten 

Diskurs  und  setzt  auf  die  Senkung  des  Rohstoffverbrauchs  in  Deutschland.  Der 

entwicklungspolitische  Diskurs  befasst  sich  besonders  mit  den  Folgen  der 

Rohstoffextraktion aus Entwicklungsländern und sieht die interessengeleitete Außenpolitik 

skeptisch. Hierbei handelt es sich natürlich um  Idealtypen die in Wirklichkeit nicht so klar 

voneinander  zu  trennen sind  (vgl.  Werland 2012:  1-3).  Dennoch versucht  Werland die 

Diskurse  gewissen  Akteuren  zuzuordnen.  So  verortet  er  die  Entwicklungs-  und 

Effizienzdiskurse  eher  bei  entwicklungspolitischen  NGOs  und  Parteien  des  linken 

Spektrums.  Den  Versorgungs-sicherheitsdiskurs  ordnet  er  insbesondere  dem 

Bundeswirtschaftsministerium und den großen Wirtschafts- und Industrieverbänden zu.   

Im  Fazit  kommt  Werland  zu  dem Schluss,  dass  der  Versorgungssicherheitsdiskurs  der 

dominante Diskurs der Rohstoffthematik sei, ferner stellt er aber auch eine zunehmende 

Bedeutung des Effizienzdiskurses fest (vgl. Werland 2012: 17). 

Es  ist  davon  auszugehen,  dass  die  aufgezeigten  Positionen  auch  bei  der  Analyse  der 

Handlungsregeln deutscher Rohstoffpolitik, sichtbar werden. Dabei wird interessant sein 

inwiefern sich diese in den Handlungsregeln niederschlagen.
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5. Methodische Grundlagen

Jede wissenschaftliche Arbeit beruht auf der Grundlage theoretischer Vorannahmen, die 

den Forscher bei seiner Suche nach neuen Erkenntnissen anleiten und seine Sicht auf die 

Welt  beeinflussen.  Um  die  Vorgehensweise  des  Wissenschaftlers  nachvollziehbar  zu 

machen,  ist  es  unumgänglich  die  verwendete  Methode  und  deren  epistemologischen 

Grundlagen zu kennen. 

Im  vorliegenden  Forschungsvorhaben  soll  die  Grounded  Theory  als  Methode 

herangezogen  werden,  um  die  grundlegenden  Handlungsregeln  der  deutschen 

Rohstoffpolitik zu rekonstruieren. Der Einsatz dieser Methode erscheint, angesichts des ihr 

zugrundeliegenden Realitätsbegriffs, sinnvoll. Die Begründer der Grounded Theory gehen 

nämlich davon aus, dass die Realität nicht schon immer gegeben ist, sondern erst durch die

„[...]  tätige  Auseinandersetzung  mit  Elementen  der  sozialen  wie  der  stofflichen  Natur 

[…].“ (Strübing 2004: 38) entsteht. Realität und Theorie sind Teil eines kontinuierlichen 

Herstellungsprozesses, der durch die Interaktion von Menschen konstituiert  wird. Diese 

machen bei ihrer Kommunikation von Symbolen Gebrauch, um sich ihre Interpretationen 

der  Wirklichkeit  gegenseitig  anzeigen  zu  können  (vgl.  Strübing  2004:  38).  Durch  die 

wechselseitige Beeinflussung der Individuen wird die Realität im Kommunikationsprozess 

ausgehandelt. Diese Annahme impliziert, dass nicht alle Menschen die gleiche Wirklichkeit 

wahrnehmen,  auch  wenn  sie  von  derselben  objektiven  Realität  umgeben  sind.  Ihre 

Wahrnehmung ist von ihrer jeweiligen Perspektive abhängig, welche wiederum von der 

sozialen und raum/zeitlichen Verortung bedingt ist (vgl. Abels 2009: 46f; Strübing 2004: 

38f).

Diese  Annahmen  über  die  Beschaffenheit  der  Welt  basieren  auf  den  Theorien  des 

Symbolischen Interaktionismus und der  Philosophie des  Pragmatismus nach Charles S. 

Peirce.  Während  der  Symbolische  Interaktionismus  die  Welt  durch  kommunikatives 

Handeln mittels Zeichen konstituiert sieht, wird beim Pragmatismus praktisches Handeln 

als  Grundlage für die  Schaffung von Bedeutung betont.  Beide Einsichten sind zentrale 

Aspekte der Grounded Theory.

Wenn man sich dieser epistemologischen Wurzeln bewusst ist, wird es verständlich, dass 

mit  Hilfe  der  Grounded Theory nicht eine feststehende Realität  entdeckt  werden kann, 

sondern  die  Wirklichkeitskonstruktionen  die  über  einen  Gegenstand   bestehen  (vgl. 

Strübing 2004: 39). 

Die Konstruktionen der  Wirklichkeit  werden durch   Sprechakte   menschlicher  Akteure 
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geschaffen. In Form von „[...] textförmig protokollierten Spuren menschlicher Interaktion“ 

(Franke; Roos 2010: 296) lassen sich diese analysieren. 

Weil die Spuren ihren tieferen Sinn aber nicht direkt offenbaren, muss der Forscher die 

Bedeutungen  und Intentionen im Material  rekonstruieren,  was  nur  mithilfe  qualitativer 

Methoden umsetzbar ist. 

Im konkreten Fall soll dies durch die Analyse von Dokumenten aus dem Diskurs über die 

deutsche  Rohstoffpolitik  mit  Hilfe  der  Grounded  Theory  geschehen.  Wie  die 

Materialanalyse  mit  dieser  Methode  funktioniert,  wird  im  Folgenden  noch  genauer 

erläutert.  Zuvor  wird  aber  noch  auf  den  Pragmatismus  als  erkenntnistheoretisches 

Fundament des Projekts eingegangen. 

5.1 Pragmatismus

Unter dem Begriff Pragmatismus versteht man eine philosophische Strömung, welche  auf 

Charles Peirce, William James, John Dewey und Herbert Mead zurückgeht (vgl. Franke; 

Roos  2010:  285).  Kernthema  ist  das  Verhältnis  von  Denken  und  Handeln.  Der 

Pragmatismus hebt dabei die Bedeutung des praktischen Handelns hervor. Anstatt davon 

auszugehen, dass Handlungen nur auf die vorherige Reflexion folgen, vertritt Peirce die 

Ansicht,  dass  Verstand  und  Bewusstsein  überhaupt  erst  durch  den  Handlungsprozess 

entstehen. Auch die Bedeutung von Objekten wird durch die Handelnden in den jeweiligen 

Gebrauchssituationen definiert. 

Die Wahrheit von Aussagen ist somit Ergebnis des Diskurses der beteiligten Akteure und 

nicht durch das Bewusstsein einzelner oder die materielle Umwelt bestimmt. Diese Ideen 

stellen die Wurzel der soziologischen Forschungstradition der Chicago School dar und sind 

offenkundig auch die epistemologische Basis der Grounded Theory, welche ihrerseits aus 

der Chicago School hervorgegangen ist (vgl. Srübing: 13f).

Im Pragmatismus  spielen  Handlungsgewohnheiten eine  zentrale  Rolle.  Es  wird  davon 

ausgegangen, dass Menschen bei ihren Handlungen auf einen Wissensvorrat zurückgreifen, 

der  aus gegebenen Bedeutungen besteht,  die  von der  Gesellschaft  intersubjektiv geteilt 

werden.  Diese  Vorannahmen  über  die  Wirklichkeit  stellen  die  Regeln  dar,  welche  das 

Handeln der Akteure anleiten oder auch: „belief is a rule for action“ (Peirce 1997 (1878): 

33, zit. nach Hellmann 2010: 151). Bei einem Großteil der alltäglichen Handlungen wird 

instinktiv auf solche Regeln zurückgegriffen ohne sie zu hinterfragen (vgl. Hellmann 2010: 

151).
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Erst das Auftreten eines Problems bei der Ausführung dieser Routinen, führt zur Reflexion 

über die Handlungsgewohnheit und durch Experimentieren zu neuen Erkenntnissen. Die 

neu gewonnen Einsichten fließen in die Handlungsregeln ein und müssen sich wiederum 

im praktischen Gebrauch beweisen. So bildet sich ein Kreislauf der aus den vier Stufen: 

Handlungsgewohnheit,  Handlungsproblem,  Experiment  und  Legitimation,  besteht  (vgl. 

Schubert: 19f ; ebd.: 43-46).

Da  soziale  Interaktion  immer  bewusste  und  unbewusste  Auswirkungen  verursacht, 

verändert  sich  das  Bedeutungsuniversum fortlaufend,  wodurch  Handlungsregeln  immer 

wieder angepasst werden müssen. Der Kreislauf der Irritation und Anpassung wird also 

immer wieder durchlaufen (vgl. Roos 2013: 314).

Die Erkenntnis, dass Menschen auf Grund von Handlungsregeln agieren und diese in der 

Auseinandersetzung  mit  ihrer  Umwelt  weiterentwickeln,  kann  auch  auf  Staaten 

angewendet  werden. Ulrich Roos macht dies plausibel  indem er Staaten als  Strukturen 

kollektiven Handelns beschreibt. So ist Deutschland kein Akteur, sondern die Menschen, 

welche als Mitglieder der Regierung durch ihr soziales Handeln deutsche Politik gestalten. 

Dass als Akteure nur Menschen in Frage kommen ist der Tatsache geschuldet, dass nur 

ihnen die relevanten Eigenschaften Reflexivität, Körperlichkeit und Abduktionsvermögen 

innewohnen.

Institutionen  wie  die  Bundesregierung  sind  aus  pragmatischer  Sichtweise 

„Problemlösungs-routinen“  um  die  Handlungsfolgen  des  kollektiven  Handelns  aller 

Staatsangehörigen zu regulieren (vgl. Roos 2010: 61; 76). 

Die  Rohstoffpolitik  der  Bundesregierung  kann  somit  als  ein  spezielles  Problemfeld 

verstanden werden,  bei  der  eine Vielzahl  von Akteuren auf  die  Herausforderungen der 

Rohstoffversorgung  Deutschlands  reagieren.  Dabei  bilden  sich  die  zentralen 

Handlungsregeln der Rohstoffpolitik nicht durch die Entscheidungen Einzelner, sondern 

durch die Argumentationen aller am Diskurs beteiligten Politikern, Ministerialbeamten und 

Experten,  welche  ihre  eigenen Überzeugungen einzubringen versuchen.  Somit  sind die 

Handlungen der Bundesregierung, z.B. das Schließen einer Rohstoffpartnerschaft, immer 

das Ergebnis eines Aushandlungsprozesses (vgl. Roos 2010: 64). 

Wie kontrovers der Kampf um die Durchsetzung einzelner Überzeugungen geführt wird, 

hängt  wahrscheinlich  von  der  Eindeutigkeit  ab,  nach  der  eine  Handlungsregel  als 

Routinelösung für ein Problem gilt. Je weiter sich eine Handlungsregel vom Status Quo 

entfernt, desto größer dürften die Differenzen der einzelnen Perspektiven ausfallen. (vgl. 

Roos 2010: 65) Im Fall der deutschen Rohstoffpolitik, besteht Grund zur Annahme, dass 
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die Entwicklungen der letzten Jahre eine Abkehr von Routinelösungen zur Folge hatte. Die 

wahrgenommene Verknappung kritischer Rohstoffe und die Zunahme bzw. Prognose einer 

weiter steigenden Nachfrage nach Seltenen Erden in den nächsten Jahren und Jahrzehnten, 

stellten die bestehenden Handlungsregeln der Bundesregierung zunehmend in Frage. Die 

Verabschiedung einer Rohstoffstrategie im Jahre 2010 und die daraus folgenden Aktionen 

der Bundesregierung können als eine Anpassung der Handlungsregeln an die veränderten 

Bedingungen gedeutet werden. 

5.2 Grounded Theory

Im  Folgenden  soll  die,  für  die  Analyse  der  Daten,  herangezogene  Methode  genauer 

erläutert werden. Bei der Grounded Theory handelt es sich um eine Herangehensweise zur 

Generierung von Theorien aus qualitativen Daten. 

Ihr liegt die Idee zugrunde, „[…] dass die Welt der Menschen von intersubjektiv geteilten 

Begriffen,  Regeln  und  Ideen  bestimmt  wird,  die  als  Folge  gemeinsamen  Handelns 

entstehen, bestätigt und verworfen werden.“ (Jasper in Franke; Roos 2013: 35f) Dieser in 

den 1960 Jahren von Barney G. Glaser und Anselm L. Strauss entwickelte Ansatz, stellte 

eine innovative  Art der qualitativen Sozialforschung dar.  Im Gegensatz zu vorherigen, 

ausschließlich  deduktiven  Modellen,  rückten  die  beiden  Forscher  den 

Untersuchungsgegenstand auf eine neue Art in den Fokus der Analyse. Aus einem bloßen 

Überprüfungsobjekt für bestehende Annahmen wurde der Untersuchungsgegenstand nun 

zum Ausgangspunkt für die Generierung neuer Theorien. Daher auch der Name Grounded 

Theory,  was  soviel  wie  gegenstandsverankert  bedeutet  (vgl.  Mey,  Mruck  2011:11f; 

Strübing 2004:  13).  Neben der induktiven Forschungslogik unterschied sich ihr Ansatz 

auch  im  Arbeitsprozess.  Entgegen  dem  gängigen  Modell  der  sequenziell  ablaufenden 

Forschung,  in  der  Datenaufbereitung auf  Datenerhebung folgt  und die  Auswertung am 

Schluss geschieht,  ist  nach der  Grounded Theory Methode keine feste  Reihenfolge der 

Arbeitsschritte definiert. Im Gegenteil wird die Parallelität und gegenseitige Abhängigkeit 

von Materialerhebung, -analyse und Theoriebildung betont. Der Forschungsprozess besteht 

aus zyklischen Wechseln zwischen Handeln und Reflexion (vgl. Strübing 2004: 14f). Die 

verschiedenen Phasen werden solange durchlaufen,  bis  sich eine theoretische Sättigung 

einstellt. Die Grounded Theory stellt keine konkrete Anleitung für die Durchführung eines 

Forschungsvorhabens  dar,  stattdessen  liefert  sie  einen  Rahmen  der  dem Forscher  hilft 
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intersubjektiv  nachvollziehbare  Schlüsse  zu  ziehen (vgl.  Mey,  Mruck  2011:  15f).  Dies 

bedeutet aber nicht, dass die Grounded Theory ohne jegliche Systematik auskommt. Zur 

Umsetzung wird ein mehrstufiges Analyseverfahren empfohlen, bei dem das sogenannte 

Kodieren im Mittelpunkt steht. Dabei wird „Kodieren als [...] Prozess der Entwicklung von 

Konzepten in  Auseinandersetzung mit  dem empirischen Material.“  (Strübing 2004:  19) 

verstanden.  Wichtig  ist  hierbei,  dass  unter  Kodieren  nicht  das  subsumieren  unter 

bestehende  Konzepte verstanden wird,  sondern die Systematisierung  zum Zwecke der 

nachvollziehbaren Theoriegenese. 

Strauss entwickelte den Kodiervorgang später zu einem dreistufigen Modell weiter (vgl. 

Strübing  2004:  19).  Dieses  besteht  aus  offenem  Kodieren,  axialem  Kodieren  und 

selektivem Kodieren. Beim offenen Kodieren wird das Material noch frei von konkreten 

Vorannahmen  nach  einzelnen  Phänomenen  und  zusammenhängenden  Sinneinheiten 

durchsucht. Durch stetige Kontrastierung können die gefundenen Entitäten noch genauer 

umrissen werden. Die beim offenen Kodieren gefundenen Konzepte und Kategorien sind 

in diesem Stadium aber noch unverbunden (vgl. Strübing 2004: 20f; Mey, Mruck 2011: 38-

41).

Das axiale Kodieren hat mehrere Zwecke. Zum einen wird, durch die Auswahl zentraler 

Kategorien, das zu begutachtende Material etwas eingegrenzt. Die selektierten Kategorien 

bilden dann die Achse für das weitere Kodieren. Um diesen Vorgang zu erleichtern, kann 

man  auf  die  sogenannten  W-Fragen  (Was,  Wer,  Wie,  Wo,  Warum,  Wozu,  Womit) 

zurückgreifen. 

Zum  anderen  wird  beim  axialen  Kodieren  auch  nach  möglichen  Zusammenhängen 

zwischen den verschiedenen Kategorien gesucht (vgl. Strübing 2004: 21 und 26f).

Beim selektiven Kodieren werden dann aus den vorhandenen Kategorien die relevantesten 

ausgewählt.  Diese so genannten Schlüsselkategorien werden wiederum in Beziehung zu 

den anderen Kategorien gesetzt, um ihre Bedeutung für die Gesamtfragestellung zu prüfen. 

Sie stellen die Grundlage für die Zusammenfassung der Befunde dar. 

Nun stellt sich die Frage, ab wann die Forschung als abgeschlossen gilt. Nach Strauss stellt 

sich mit der Zeit eine empirische Sättigung ein, d.h. während des Kodiervorgangs können 

dann  keine  neuen  Phänomene  oder  Zusammenhänge  gefunden  werden,  selbst  wenn 

zusätzliches Material begutachtet wird (vgl. Strübing 2004: 21; Franke, Roos 2010: 299f).

Die beschriebenen Schritte sind in der Praxis nicht immer so klar getrennt und müssen 

nicht zwangsweise in dieser Reihenfolge ablaufen.

Der gesamte Kodier- und Interpretationsvorgang wird durch das Schreiben von Memos 
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begleitet.  In der Grounded Theory ist diese Arbeitsweise von großer Bedeutung, da das 

Notieren von Gedanken während des Forschungsprozesses, einige nützliche Effekte hat. 

Einmal  können dadurch  erste  vage Ideen und Assoziationen in  einem ungezwungenen 

Rahmen  festgehalten  werden,  die  ansonsten  möglicherweise  wieder  verloren  gehen 

würden.  Darüber  hinaus  ermöglichen die  schriftlichen Notizen  das  Nachvollziehen des 

Forschungsprozesses, was ein wichtiges Kriterium wissenschaftlichen Arbeitens darstellt. 

Neben der  reinen Ergebnissicherung hat  auch das  Schreiben an  sich  einen Nutzen.  Es 

zwingt zur Festlegung und Ordnung der Gedanken, Widersprüche werden leichter sichtbar 

(vgl. Strübing 2004: 33f).

Eine  weitere  Frage,  die  sich  beim Forschen  mit  Hilfe  der  Grounded Theory stellt,  ist 

inwiefern Vorwissen beim Analysieren der Daten eine Rolle Spielt. Dieser Punkt ist nicht 

unumstritten.  Glaser  besteht  darauf,  dass  man  mit  möglichst  wenig  Vorwissen  in  die 

Analyse  geht,  um einen  unvoreingenommen  Blick  auf  das  Material  zu  gewährleisten. 

Strauss hingegen sieht Vorwissen als wichtige Quelle der Inspiration und als Voraussetzung 

für die  Entwicklung von Sensibilität  für das Forschungsfeld.  Das geforderte  Vorwissen 

kann, nach Strauss, unterschiedlichsten Ursprungs sein. Nicht nur Fachliteratur, sondern 

auch Berufserfahrung, andere Forschungserfahrungen oder persönliche Erfahrungen sind 

geeignet die Sensibilität des Forschers zu erhöhen, sie liefern Vergleichsmöglichkeiten und 

Interpretationsimpulse, die zur Qualität der Arbeit beitragen.  Aber auch Strauss spricht 

sich  dafür  aus,  das  Vorwissen  nicht  als  unumstößlich  zu  betrachten.  Es  soll  eben 

Ausgangspunkt und nicht Determinante der Forschung sein (vgl. Mey, Mruck 2011: 31f; 

Strübing 2004: 56-58; Roos 2010: 85).

Zusammenfassend kann die Grounded Theory also als eine Herangehensweise beschrieben 

werden, welche es erlaubt durch schrittweise Abstraktion und ständigen Vergleich zu neuen 

Theorien zu gelangen. Die Prozesshaftigkeit der gesamten Forschung und die Nähe zum 

Material sind dabei substanzielle Eigenschaften dieser Methode.

5.3 Epistemologie

Bei meiner Forschungsarbeit bin ich auch mit der Frage nach dem Umgang mit Vorwissen 

konfrontiert.  Durch die Beschäftigung mit der Rohstoffthematik und meinem sonstigem 

Wissen und Überzeugungen, kann ich nicht von mir behaupten völlig unvoreingenommen 

zu  sein.  Meine  Sicht  auf  den  Untersuchungsgegenstand  wird  zwangsläufig  von  diesen 

Faktoren beeinflusst.  Dies ist aber an sich kein Problem, da jede Interpretation nur mit 
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Hilfe des Rückgriffs auf bestehende Wissensbestände möglich ist (vgl. Roos 2010: 85).

Wenn man Daten jedoch nur auf Grundlage von Vorannahmen interpretieren kann, dann ist 

jede  Forschung  deduktiv.  Es  werden  also  allgemeine  Regeln  auf  spezifische  Fälle 

angewendet. Es stellt sich nun die Frage, wie man so zu neuen Regeln oder Hypothesen 

kommen  kann.  Peirce  beschäftigte  sich  mit  dieser  Problematik  und  beschrieb  mit  der 

Abduktion  eine  Form  des  Schlussfolgerns,  die  sich  von  Deduktion  und  Induktion 

unterscheidet.  Beim abduktiven  Schließen  wird  das  Abweichen  eines  Falles  von  einer 

Regel durch die Formulierung einer neuen Regel erklärt. Die Abduktion schafft also eine 

schwache Hypothese. Diese ist aber keine absolut unabhängige Entität,  da sie auch mit 

dem Vorwissen des Forschers kompatibel sein muss. Neue Erkenntnisse sind nach Peirce 

also  immer  Kombinationen  aus  neuen Erfahrungen  und bereits  Bekanntem (vgl.  Kelle 

2011: 248f; Roos 2010: 90). 

Daraus folgt für meine Forschungsarbeit, dass bei der Analyse deutscher Rohstoffpolitik 

zwar auf bestehendes Wissen zurückgegriffen wird, aber durch die Abduktion auch neue 

Erkenntnisse hinzukommen. Wichtig ist hierbei, dass die gewonnenen Einsichten nicht als 

endgültige  Wahrheiten  gelten.  Sie  sind  stattdessen  einem  Prozess  der  weiteren 

Überprüfung und Modifizierung unterworfen (vgl. Roos 2010: 90).

6. Analysematerial

Um das Forschungsvorhaben erfolgreich umzusetzen, ist man auf geeignetes Material für 

die Analyse angewiesen.  Dazu stellt  sich als  erstes die Frage,  welche Daten überhaupt 

herangezogen  werden  sollen.  Nach  der  verfolgten  Forschungslogik  lassen  sich  die 

grundlegenden Überzeugungen, die sozialem Handeln zugrunde liegen, durch die Analyse 

textförmig aufgezeichneter Interaktionen rekonstruieren. Hierbei kommen aber nicht nur 

Sprechakte in  Frage,  sondern alle  Arten von Spuren,  die  der  Untersuchungsgegenstand 

hinterlassen hat. Dazu zählen neben Texten auch Bilder, Töne und konkrete Handlungen. 

Wichtig ist  hierbei,  dass sich das Analysematerial  nicht  nur auf die vom Akteur selbst 

hinterlassenen Spuren beschränkt,  sondern ebenso die Reaktionen Dritter  berücksichtigt 

(vgl. Roos 2013: 316f).

Auf die vorliegende Arbeit bezogen bedeutet dies folgendes: Als Datenmaterial kommen 

alle  Medien  in  Frage,  in  denen  sich  Äußerungen  der  Bundesregierung  über  die 

Rohstoffpolitik niederschlagen. In der Regel handelt es sich hierbei um schriftliche Spuren, 

entweder  in Form von Strategiepapieren oder als Protokolle von Sprechakten. 
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Gleiches gilt auch für die Reaktionen Dritter. Die Stellungnahmen von NGOs und anderen 

Akteuren zur deutschen Rohstoffpolitik sind zu großen Teilen in Textform verfügbar. 

Darüber  hinaus  sind  Handlungen  wie  Staatsbesuche  in  potentiellen  Partnerländern, 

Neugründungen von Forschungsinstitutionen oder die Einberufung von Kongressen ebenso 

relevant.

In  dieser  Arbeit  liegt  der  Fokus  aber  auf  der  Auswertung  von  textförmigen  Material. 

Ausgehend von diesen groben Einschränkungen kommt natürlich eine sehr große Menge 

an Material in Frage, welches selbstverständlich nicht gänzlich ausgewertet werden kann. 

Um den Umfang der Daten handhabbar zu machen, war deshalb eine Auswahl nötig. Dabei 

wurden  verschiedene   Kriterien  herangezogen,  welche  im  Folgenden  erläutert  werden 

sollen.

Zum einen musste das Material im definierten zeitlichen Rahmen liegen. Dafür wurde das 

Veröffentlichungsdatum  der  Rohstoffstrategie  der  Bundesregierung  am  20.10.2010  als 

Startpunkt und der 31.12.2014 als Endpunkt gewählt. Der Anfang des Analysezeitraums 

fällt  auf  den  Tag  der  Veröffentlichung  der  Rohstoffstrategie,  weil  hiermit  eine 

Neuausrichtung der deutschen Rohstoffpolitik eingeläutet wurde,  welche ja Gegenstand 

dieser Forschungsarbeit ist. Der Endpunkt hat keinen besonderen Inhaltlichen Grund und 

wurde gesetzt um die fristgerechte Bearbeitung dieses Projekts zu ermöglichen.

Neben der  zeitlichen Eingrenzung des  Untersuchungsgegenstands  wurde auch auf  eine 

heterogene Zusammenstellung der Quellen Wert gelegt. Im Sinne der Grounded Theory 

sollte  ein  tiefes  Verständnis  des  Untersuchungsgegenstands durch die Berücksichtigung 

möglichst unterschiedlicher Beschreibungen des Phänomens erreicht werden. Dafür wurde 

bei  der  Auswahl  der  Materialien  der  Bundesregierung  darauf  geachtet,  verschiedene 

Ressorts6 und Positionsinhaber zu berücksichtigen. Darüber hinaus wurden zur Ermittlung 

der Handelsregeln auch  Fremdbeschreibungen, also Äußerungen, deren Ursprünge nicht 

bei  der  Bundesregierung  liegen,  beachtet.  Hier  waren  dies  Stellungnahmen  von 

Nichtregierungsorganisationen, Wirtschaftsvertretern und Wissenschaftlern. Wie schon bei 

den  Veröffentlichungen  der  Bundesregierung  wurde  auch  hier  versucht,  möglichst 

unterschiedliche Perspektiven bei der Auswahl zu beachten, weshalb die herangezogenen 

Fremdbeschreibungen aus verschiedenen Lagern stammen. 

Ein  zentrales  Auswahlkriterium  lag  in  der  Forschungslogik  der  Grounded  Theory 

begründet,  und bestand  darin,  gerade  keine  genaue  Festlegung  der  Quellen  im Voraus 

6 Hier wird davon ausgegangen, dass die verschiedenen Ressorts unterschiedliche Aspekte der 
Rohstoffpolitik in den Fokus rücken.  

                                                                                                                                              26



vorzunehmen.  Denn da die Grounded Theory nicht mit bestehenden Hypothesen an das 

Material herantritt, sondern diese erst aus dem Material heraus entwickelt, ist eine Auswahl 

der  Quellen  im  Vorfeld  der  Analyse  nicht  zielführend.  Stattdessen  erfolgt  die 

Materialauswahl  Schritt  für  Schritt  und  wird  durch  die  Erkenntnisse  aus  den  bereits 

analysierten Daten angeleitet. Dieser Logik des „theoretical samplings“ folgend, wurden 

die untersuchten Quellen erst im Laufe der Arbeit ausgewählt.

Dabei  stellte  das  Strategiepapier  „Rohstoffstrategie  der  Bundesregierung“,  auf  Grund 

seiner  zentralen  Bedeutung  für  das  Forschungsinteresse,  den  Ausgangspunkt  für  die 

Untersuchung dar. 

Die gesamte Auflistung der analysierten Dokumente findet sich am Ende dieser Arbeit.

7. Die Handlungsleitenden Überzeugungen der 
Bundesregierung

Im vorliegenden Teil der Arbeit sollen nun die Ergebnisse, welche die Analyse der Quellen 

hervorgebracht  haben,  präsentiert  werden.  Dabei  werden  die  Handlungsregeln  der 

deutschen Rohstoffpolitik auf Grundlage der verschiedenen Kategorien rekonstruiert, die 

sich bei der Interpretation des Materials herausgebildet haben. 

7.1 Die Beurteilung der globalen Rohstoffsituation

Die Ergebnispräsentation soll mit den Befunden zur Rohstoffsituation beginnen, da diese 

einen wichtigen Beitrag zum Verständnis sämtlicher Aktionen im Feld der Rohstoffpolitik 

liefert.  Die  Beschreibungen  der  Rohstoffsituation  genauer  zu  analysieren  mag  auf  den 

ersten  Blick  nicht  besonders  aufschlussreich  zu  sein,  da  Ressourcenvorkommen, 

Ressourcenverbrauch und die Lage auf  dem Weltmärkten vermeintlich bekannte,  durch 

Wissenschaftler  quantifizierte  Fakten  darstellen  die  nicht  zur  Diskussion  stehen.  Aus 

sozialkonstruktivistischer Perspektive sind diese Fakten über den Zustand der Welt aber 

nicht  so  eindeutig,  da  hier  davon  ausgegangen  wird,  dass  die  Welt  erst  durch  die 

Interpretation der Individuen geschaffen wird. In Bezug auf die Rohstoffthematik bedeutet 

dies folgendes: Die Bundesregierung ist mit einem riesigen Angebot an Wissensbeständen 

und Deutungen zur Lage der Rohstoffsituation konfrontiert und bildet  sich daraus eine 

eigene Interpretation der Wirklichkeit.  Diese muss nicht zwangsläufig identisch mit der 

anderer  Akteure  sein,  die  sich  mit  der  vermeintlich  gleichen  Wirklichkeit 

                                                                                                                                              27



auseinandersetzen. 

Ein weiterer Grund der die Auseinandersetzung mit der Sichtweise der Bundesregierung 

auf  die  Rohstoffsituation  interessant  erscheinen  lässt,  ist  die  Annahme,  dass  die 

Interpretation  der  Bundesregierung  einen  großen  Einfluss  auf  die  Ausgestaltung  der 

Rohstoffpolitik hat. Denn wenn man davon ausgeht, dass die politischen Handlungen der 

Bundesregierung  nicht  einfach  willkürlich  entstehen,  sondern  als  Reaktionen  auf  die 

gegebenen  Umstände,  dann  ist  die  wahrgenommene  Rohstoffsituation  eine  wichtige 

Determinante bei der Ausgestaltung der Rohstoffpolitik.  Um diese besser zu verstehen, 

sollen die  Überzeugungen der Bundesregierung über die weltweite Rohstoffsituation im 

Folgenden herausgearbeitet werden.

Hinweise auf diese ließen sich in fast allen untersuchten Dokumenten finden. So bestehen 

Setzungen  bezüglich  der  Verfügbarkeit,  den  Preisen  und  den  Akteuren  im  weltweiten 

Rohstoffsektor. Da sich die beschriebenen Phänomene in den unterschiedlichen Aussagen 

wiederholen und sich auch inhaltlich gleichen, wurden sie unter dem Konzept  Sicht der  

Bundesregierung auf  die  weltweite  Rohstoffsituation zusammengefasst.  Diese Kategorie 

enthält  sowohl  Gegenwartsbeschreibungen  als  auch  Prognosen  über  die  erwartete 

Entwicklung  im  Rohstoffsektor.  Erwartungsgemäß  waren  Beschreibungen  der 

Rohstoffsituation in den Strategiepapieren der Bundesregierung ausführlicher als in Reden 

oder Pressestatements. Gerade im Papier Rohstoffstrategie der Bundesregierung und dem 

entwicklungspolitischen Strategiepapier des BMZ zu extraktiven Rohstoffen konnten sich 

viele  Aussagen  finden,  die  als  Beschreibung  der  Rohstoffsituation  zusammengefasst 

werden  können.  Aber  auch  in  den  Fremdbeschreibungen  wird  die  Rohstoffsituation 

aufgegriffen. Dort meist aus der Perspektive der jeweiligen Autoren.

7.1.1 Steigende Nachfrage, Wettbewerb und die Sicherheit Deutschlands 

Ein  zentraler  Punkt  bezüglich  der  weltweiten  Rohstoffsituation  ist  der  Verbrauch  von 

mineralischen  Rohstoffen.  In  den Äußerungen der  Bundesregierung wird  dieser  häufig 

aufgegriffen. Dabei stellt die Bundesregierung immer einen Anstieg des Rohstoffbedarfs 

fest. So  heißt es etwa:

„Die stark gestiegene Nachfrage nach zahlreichen wichtigen Industrierohstoffen […].“ 
(BMWi 2010: 9)

„Die steigende  Rohstoffnachfrage  der rasch  wachsenden  Schwellenländer  sowie  die 
unerwartet schnelle konjunkturelle Erholung führen zu einer zunehmenden Verknappung 
von Rohstoffen am Markt.“ (BMWi 2010: 19)
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„Die künftige Entwicklung wird beeinflusst werden von Klimazielen, begrenzten fossilen 
Energieträgern  wie  Erdöl  und  Erdgas  sowie  von  einer  weiterhin  stark  anwachsenden 
Nachfrage nach Rohstoffen aller Art.“ (Bundesregierung 2012a: 137)

„Es ist davon auszugehen, dass sich die Nachfrage nach seltenen Erden durch den Ausbau 
dieser [Zukunfts-, Anm. d. Verf.] Technologien bis 2030 in etwa vervierfachen wird“
(BMZ 2011: 16)

Die ausgewählten Textpassagen belegen, dass die Bundesregierung klar von einem stark 

gestiegenem Rohstoffverbrauch  ausgeht  der  seinen  Höhepunkt  noch nicht  erreicht  hat, 

sondern auch in Zukunft weiter steigen wird. Diese Feststellung hat weitere Auswirkungen, 

denn aus der steigenden Nachfrage werden weitere Folgewirkungen abgeleitet. So steht die 

Nachfragesteigerung  im  engen  Bezug  zu  Verknappungen  und  Preissteigerungen.  Die 

Bundesregierung  geht  nämlich  davon  aus,  dass  der  gesteigerte  Verbrauch  im 

Umkehrschluss  zu  einer  Verknappung des  Rohstoffangebotes  führt  und,  der  Logik  des 

Marktes  zu  Folge,  steigende  Preise  nach  sich  zieht.  Als  Ursache  für  den  erhöhten 

Ressourcenbedarf  wird  allen  voran  das  Wirtschaftswachstum  der  Schwellenländer 

ausgemacht. Dass Verknappungen des  Rohstoffangebotes auf dem internationalen Markt 

als  Problem  wahrgenommen  werden,  steht  im  direkten  Zusammenhang  mit  der 

Feststellung des eigenen Ressourcenpotentials. Die Bundesregierung stellt fest:

„Die deutsche Wirtschaft ist im Hinblick auf metallische Rohstoffe und Energierohstoffe in 
hohem Maße importabhängig.“ (BMZ 2011: 4)

„Deutschland ist bei vielen wichtigen Rohstoffen wie Seltenen Erden und Metallen auf 
Importe angewiesen.“ (CDU; CSU; SPD 2013: 17)

Die Zitate machen deutlich, warum die erhöhte Rohstoffnachfrage der Schwellenländer für 

die Bundesregierung ein Grund zur Sorge ist. Da Deutschland selbst keine Seltenen Erden 

und Metalle fördern kann, kommen für die Versorgung nur Ressourcen aus dem Ausland in 

Frage. Wenn diese aber seit neuestem auch von den Schwellen- und Entwicklungsländern 

selbst  benötigt  werden,  bleibt  für  die  Deutschen  weniger  übrig.  Dass  Deutschland  bei 

bestimmten  Rohstoffen  nur  auf  ausländische  Quellen  zurückgreifen  kann,  scheint  der 

Formulierung nach kritisch gesehen zu werden. So wird in diesem Zusammenhang von 

„Importabhängigkeit“  oder  „angewiesen“  gesprochen.  Der  Begriff  der  Abhängigkeit 

beschreibt  einen  Zustand  der  Machtlosigkeit  und  des  Ausgeliefertseins.  Beides  ist  im 

Allgemeinen negativ besetzt, was den Schluss nahelegt, dass die Bundesregierung mit dem 

Rückgriff auf ausländische Rohstoffe nicht sehr glücklich ist und dies als eine potentielle 

Bedrohung  der  deutschen  Souveränität  wahrnimmt.  Denn  durch  dieses 

Abhängigkeitsverhältnis kommt es zu einer Machtverschiebung zugunsten der Länder die 
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über die  benötigten Ressourcen verfügen.  Sie könnten Rohstoffe für politische Zwecke 

instrumentalisieren, indem sie etwa  Ausfuhrbeschränkungen erlassen. Darüber hinaus sind 

die  Einflussmöglichkeiten  der  Bundesregierung  bei  ausländischen  Rohstoffen  schlicht 

geringer,  da  sie,  im  Gegensatz  zu  heimischen  Rohstoffen,  nicht  auf  deutschem 

Hoheitsgebiet  liegen.  Für  die  These,  dass  die  Bundesregierung  eine  Verschiebung  der 

Machtverhältnisse feststellt sprechen auch folgende Sequenzen:

„Zunehmend in den Blickpunkt der Diskussion ist der 'Rohstoffhunger' der 
Schwellenländer, allen voran der VR China, gelangt. Es besteht der Eindruck, durch massiv 
subventionierte Investitionen von Staatsunternehmen im Rohstoffsektor werde versucht, 
Rohstoffquellen zu 'sichern', um sich in Zeiten einer angespannten Versorgungssituation 
einen Wettbewerbsvorteil zu verschaffen.“  (BMZ 2011: 5)

„Darüber  hinaus  ergeben  sich  durch  Konzentrationstendenzen  auf  der 
Rohstoffangebotsseite   preistreibende Wirkungen.“ (BMWi 2010: 19)

„[…]  auch  eine  durchaus  große  Bereitschaft  der  aufkommenden  Schwellenländer  zu 
verzeichnen, sich politisch um Rohstoffmärkte zu kümmern, […]“  

(Merkel 2012b) 

In  den  Zitaten  wird  darauf  verwiesen,  dass  sich  andere  Länder  Rohstoffvorkommen 

sichern, es zu Konzentrationen auf der Angebotsseite sowie zu politischen Eingriffen in 

den  Rohstoffsektor  kommt.  Diese  Punkte  deuten  nicht  nur  darauf  hin,  dass  den 

Rohstoffländern ein größerer Einfluss zugeschrieben wird, sondern sie lassen sich auch als 

Symptome einer grundlegenden Veränderung verstehen, welche die Bundesregierung im 

Rohstoffbereich feststellt.  So ist  in den verteidigungspolitischen Richtlinien ganz direkt 

von einer Neuordnung des Rohstoffsektors die Rede:

„Die Erschließung, Sicherung von und der Zugang zu Bodenschätzen, Vertriebswegen und 
Märkten werden weltweit neu geordnet.“ (BMVg 2011: 4)

Diese Feststellung dürfte auf einigen weitreichenden und gravierenden Veränderungen im 

Rohstoffsektor basieren, die von der Bundesregierung ausgemacht werden. 

Neben  der  schon  beschriebenen  Erwartung  eines  allgemeinen  Anstiegs  des 

Ressourcenverbrauchs, geht sie auch von einer grundlegenden Veränderung der benötigten 

Rohstoffe  in  den  nächsten  Jahrzehnten  aus,  was  auf  neue  Technologieentwicklungen 

zurückgeführt wird (vgl. BMWi 2010: 7). Wenn sich dieses Szenario bewahrheitet, würde 

das  Umstrukturierungen  der  Rohstoffmärkte  und  noch  größere  Ungewissheit  über 

Rohstoffpotentiale bedeuten,  da man jetzt  noch nicht weiß welche konkreten Rohstoffe 

künftig  von  Bedeutung  sein  werden.  Entsprechend  mahnt  die  Bundesregierung 
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„sicherzustellen“, dass diese Entwicklung keine negativen Auswirkungen auf Deutschland 

haben werden. 

Eine  weitere  fundamentale  Veränderung,  die  von  der  Bundesregierung  hervorgehoben 

wird, bezieht sich auf das Verhalten der anderen Staaten im Rohstoffsektor. So stellt die 

Bundesregierung fest:

„Wichtige rohstoffverbrauchende Entwicklungs-und Schwellenländer, insbesondere China 
und  Indien,  haben  mittlerweile  ihre  Rohstoffpolitik  strategisch  ausgerichtet  und 
Maßnahmen ergriffen, um ihre rohstoffwirtschaftlichen Interessen zu befriedigen.“ (BMWi 
2010: 7)

„Staaten wie China und Indien werden sich weitere Zugänge zu wichtigen Rohstoffmärkten 
gerade in Entwicklungsländern sichern.“ (Bundesregierung 2012a: 138)

„Hierbei  stehen  wir  im  Wettbewerb  mit  Staaten,  die  eine  sehr  strategische 
rohstoffpolitische Planung betreiben.“ (Merkel 2012b)

Diese Wahrnehmung nimmt in der gesamten Rohstoffpolitik der letzten Jahre eine zentrale 

Stellung ein. In fast allen Äußerungen der Bundesregierung zur Ressourcenthematik wird 

das „strategische“ Vorgehen anderer Staaten aufgegriffen. Die Häufigkeit der Nennung und 

die daraus  abgeleiteten Konsequenzen für Deutschland und Europa – etwa Konkurrenz 

beim Zugang  zu  Rohstoffen  –  lassen  darauf  schließen,  dass  die  Bundesregierung  das 

Vorgehen  gewisser  Länder,  allen  voran  Chinas  und  Indiens,  für  eine  Bedrohung  hält. 

Auffällig  ist  dabei,  dass  nicht  alle  adressierten  Staaten  auch  genannt  werden.  In  den 

entsprechenden Sequenzen tauchen nur  China und Indien namentlich  auf,  während die 

anderen  Länder  im  Dunkeln  bleiben.  Es  stellt  sich  hier  die  Frage,  ob  es  dafür  einen 

besonderen  Grund  gibt.  Eine  mögliche  Erklärung  für  das  Verschweigen  der  restlichen 

Staaten könnte sein, dass die Bundesregierung eigentlich nur China und Indien adressiert 

und gar keine anderen Länder gemeint sind. Durch die Ansprache mehrerer Länder wird 

verschleiert, dass man eigentlich Chinas und Indiens verhalten anprangern möchte, da man 

die Kritik nicht nur an sie richtet. Für diese These spricht, dass zumindest im Falle Chinas,  

konkrete  Streitigkeiten bezüglich  Ausfuhrbeschränkungen Seltener  Erden bestanden.  So 

kam es  2012 zu einer Klage der EU vor dem Schiedsgericht der Welthandelsorganisation 

(vgl. NDR 2012). 

Ausgehend  von  der  These,  dass  die  Kritik  der  Bundesregierung  vor  allem  an  China 

gerichtet ist, lässt sich auch verstehen, wer gemeint ist, wenn von Ländern die Rede ist die 

durch  Handelspolitische  Maßnahmen  wie  Exportquoten,  Exportzölle  und 

Importvergünstigungen Wettbewerbsvorteile für ihre heimische Industrie herausschlagen 
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(vgl. BMWi 2010: 9). Dies gilt wohl auch für die Feststellung, dass einige Länder ihren 

Rohstoffunternehmen  umfangreiche staatliche Subventionen zukommen lassen (vgl. BMZ 

2011: 5).

Im Fortschrittsbericht  der  nationalen  Nachhaltigkeitsstrategie  werden China  und Indien 

direkt  adressiert,  wenn  davon  berichtet  wird,  dass  diese  sich,  besonders  in 

Entwicklungsländern den Zugang zu Rohstoffen sichern und auch in Zukunft tun werden. 

Eine  weitere  elementare  Veränderung  im  Rohstoffsektor  ist  die  Konkurrenz  um 

Ressourcen. Bei der Analyse der Beschreibungen der Rohstoffsituation fällt auf, dass die 

Bundesregierung  das  Wachstum der  Schwellenländer  und  die  erhöhte  Nachfrage  nach 

Ressourcen  sowie  die  strategische  Ausrichtung  der  Rohstoffpolitik  anderer  Länder  als 

Anzeichen für einen gesteigerten Wettbewerb um die Rohstoffe sieht.

„Durch  den  Aufholprozess  wichtiger  Schwellenländer  hat  sich  die  internationale 
Konkurrenz um Rohstoffe verstärkt.“ (Bundesregierung 2012a: 138)

„Mehr als 85 Prozent der Weltbevölkerung leben in Schwellen- und Entwicklungsländern, 
deren  Rohstoffnachfrage  weiter  wächst.  Deshalb  ist  nicht  damit  zu  rechnen,  dass  das 
Rohstoffthema  an  Bedeutung  verlieren  wird.  Sie  wird  in  den  nächsten  Jahren  eher 
zunehmen.  Wir  wissen  auch,  dass  wir  nicht  nur  darum  kämpfen  müssen,  Zugang  zu 
Rohstoffen zu haben, sondern dass der Abbau auch nachhaltig sein muss.“ (Merkel 2012b)

„Deutschland als ein Technologieführer befindet sich in einem weltweiten Wettbewerb um 
Rohstoffe.“ (BMWi 2010: 21)

Dass  die  Bundesregierung  die  Rohstoffversorgung  als  eine  Konkurrenzsituation 

wahrnimmt, scheint auf den ersten Blick nicht eigens erwähnt werden zu müssen. Dennoch 

ist  diese  Erkenntnis  nicht  unwichtig,  weil  sie  Rückschlüsse  darauf  ermöglicht  wie  die 

anderen  Akteure  im  Rohstoffbereich  gesehen  werden.  Darüber  hinaus  hat  diese 

Grundeinstellung  sicherlich  auch  Auswirkungen  auf  die  Wahl  der  Mittel  zur 

Verwirklichung  von  rohstoffpolitischen  Zielen.  Dies  gilt  besonders,  wenn  davon 

ausgegangen wird, dass sich der Wettbewerb noch weiter verschärfen wird. 

Dass die Rohstoffversorgung als ein Wettbewerb betrachtet wird legt den Schluss nahe, 

dass die Bundesregierung andere Länder die ebenfalls nach Ressourcen streben, als Gegner 

betrachtet.  Darüber  hinaus  bringt  ein  Wettbewerb  normalerweise  immer  Gewinner  und 

Verlierer  hervor.  Auf  den  Rohstoffsektor  bezogen  würde  dies  folgendes  bedeuten: 

Entweder  schafft  es  Deutschland auch in Zukunft  seine Versorgung mit  Rohstoffen  zu 

sichern und gehört damit zu den Gewinnern, oder es setzten sich andere Länder, durch und 

Deutschland  hat  das  Nachsehen.  Dass  die  Bundesregierung  von  solch  einem Szenario 

ausgeht, wird durch Formulierungen wie der, dass um den Zugang zu Ressourcen gekämpft 
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werden muss, gestützt.

Wenn dem so ist, stellt sich die Frage, welche Mittel zur Rohstoffallokation durch diese 

Setzung noch offen stehen. Denn auf Kooperation basierende Lösungen setzten voraus, 

dass die beteiligten Akteure die Möglichkeit sehen, ein Ergebnis zu erzielen, welches für 

alle akzeptabel ist. In einem Wettkampfszenario ist dies nur schwer vorstellbar.

Eine weitere Veränderung, die von der Bundesregierung beklagt wird, hängt eng mit dem 

Wettbewerb  um  Ressourcen  und  der  strategischen  Rohstoffpolitik  anderer  Länder 

zusammen.  Die  Rede  ist  hier  von  den  Verhältnissen  auf  den  internationalen 

Rohstoffmärkten. Die Bundesregierung stellt fest:

„Die  stark  gestiegene  Nachfrage  nach  zahlreichen  wichtigen  Industrierohstoffen  hat 
allerdings  dazu  geführt,  dass  verschiedene  Länder  handelspolitische  Maßnahmen  (u.  a. 
Exportzölle,  Exportquoten,  Importvergünstigungen)  ergriffen  haben,  die  die  jeweilige 
heimische  Industrie  begünstigen  und damit  den  internationalen  Wettbewerb  verzerren.“ 
(BMWi 2010: 9)

„Angesichts  der  weltweit  steigenden Nachfrage  sowie  der  wachsenden Zahl  staatlicher 
Eingriffe in Rohstoffmärkte und damit verbundener Wettbewerbsverzerrungen ist gezieltes 
Handeln geboten, [...]“  (CDU; CSU; SPD 2013: 17)

„Die  Bundesregierung  wird  deshalb  im  Rahmen  der  EU-Handelspolitik  nachdrücklich 
darauf  drängen,  dass  den  Verzerrungen  im  internationalen  Rohstoffhandel  noch 
konsequenter als bisher begegnet wird.“ (BMWi 2010: 9)

Aus den verschiedenen Sequenzen wird deutlich, dass die Bundesregierung vom Bestehen 

von  Ungleichgewichten auf den Rohstoffmärkten ausgeht. Dabei wird die Situation mit 

dem  Wort  Verzerrung  beschrieben.  Diese  Wortwahl  drückt  aus,  dass  eine  ungewollte 

Abweichung vom Normalzustand vorliegt. Im vorliegenden Fall werden Eingriffe anderer 

Länder in die Rohstoffmärkte, z.B. durch Exportquoten oder Importvergünstigungen, als 

Verzerrungen  wahrgenommen.  Die  Verwendung  dieses  Begriffs  lässt  nicht  nur  darauf 

schließen,  dass staatliche Eingriffe  zu Gunsten von ausländischen Unternehmen ungern 

gesehen  werden,  er  bringt  auch  deren  Illegitimität  zum  Ausdruck.  Denn  aus 

marktwirtschaftlicher Perspektive führen Eingriffe dieser Art zu einem ungerechten Vorteil 

für die unterstützten Industrien. 

Aus dem Material geht deutlich hervor, dass sich die Bundesregierung durch die aktuellen 

Verhältnisse auf den Rohstoffmärkten benachteiligt sieht. 

Wenn man die angeprangerten Markteingriffe betrachtet, fällt auf, dass es sich hierbei um 

die  Maßnahmen  handelt,  die  schon  der  strategischen  Rohstoffpolitik  zugeschrieben 

werden,  welche  ja  als  Bedrohung  für  deutsche  Interessen  wahrgenommen  wird.  Die 
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Tatsache, dass die Bundesregierung in verschiedenen Veröffentlichungen ankündigt, gezielt 

und konsequent gegen diese Maßnahmen vorgehen zu wollen, unterstreicht noch einmal 

die hohe Relevanz, welche diesem Thema zugeschrieben wird. Dies lässt den Schluss zu, 

dass der Eingriff  in Rohstoffmärkte als  besonders problematische Facette ausländischer 

Rohstoffstrategien gesehen wird. 

Ein  weiterer  Aspekt,  der  die  Bedeutung  der  eben  beschriebenen  Neuordnung  des 

Rohstoffsektors hervorhebt, ist die Setzung bezüglich des Vorhandenseins von Ressourcen. 

Dabei  handelt  es  sich  um  eine  Setzung  mit  zentraler  Bedeutung,  denn  im  Kern  der 

Rohstoffdebatte geht es ja um den Umgang mit dem Mangel an Rohstoffen.Wenn man 

davon ausgeht, dass die absolut verfügbare Menge an Ressourcen nicht ausreichend ist, 

dann folgt daraus –  zumindest auf längere Sicht –  ein Dilemma, welches sich nur schwer 

mit politischen Mitteln lösen ließe. Die Bundesregierung ist hier aber optimistischer und 

geht davon aus, dass grundsätzlich ausreichend Mengen an Ressourcen existieren. In der 

Rohstoffstrategie wird deutlich gemacht:

„Gegenwärtig  sind  bei  Rohstoffen  weltweit  keine  physischen  Verknappungen  zu 
befürchten. Einzige  Ausnahme  dürfte  in  absehbarer  Zeit  der  Rohstoff  Erdöl  sein.  Alle 
anderen  Rohstoffe sind weltweit zur Zeit in ausreichendem Maße geologisch verfügbar.“ 
(BMWi 2010: 6)

Diese Feststellung ist interessant,  da sie scheinbar im Widerspruch zur oben genannten 

Verknappung auf Grund von erhöhtem Ressourcenverbrauch steht. Dem ist aber nicht so, 

denn  die  Bundesregierung  bezieht  sich  bei  ihrer  Definition  von  Knappheit  auf 

vorübergehende Engpässe, die nicht auf physischen Mangel zurückgehen. Stattdessen sieht 

sie eine Reihe von anderen Faktoren als Ursache von Verknappungen. Dazu gehören etwa 

Ineffizienzen beim Abbau von Rohstoffen oder Engpässe beim Transport. Als wesentlicher 

Grund  für die Verknappungen werden aber die Verzerrungen auf den Rohstoffmärkten 

ausgemacht  (vgl.  BMWi  2010:  6).  Somit  ist  die  Rohstoffproblematik  vor  allem  ein 

Verteilungsproblem und kein Verfügbarkeitsproblem. Diese Feststellung ist zentral, da erst 

durch sie Möglichkeitsräume für die Lösungen der Rohstoffthematik geschaffen werden.

In den Verteidigungspolitischen Richtlinien der Bundesregierung lässt  sich eine weitere 

Beschreibung  der  Rohstoffsituation  finden.  Hier  wird  neben  der  Neuordnung  des 

Rohstoffsektors noch auf die „Störung von Transportwegen“ hingewiesen. So heißt es:

„Zugangsbeschränkungen können konfliktauslösend wirken. Störungen der Transportwege 
und der Rohstoff- und Warenströme, z.B. durch Piraterie und Sabotage des Luftverkehrs, 
stellen eine Gefährdung für Sicherheit und Wohlstand dar.“ (BMVg 2011: 4)
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Die Versorgung mit Rohstoffen wird also nicht nur durch Verzerrungen auf den Märkten 

gefährdet,  sondern  auch  durch  physische  Barrieren.  Im  vorliegenden  Fall  durch  die 

Behinderung  von  Transportwegen.  Wie  ernst  die  Bundesregierung  diese  Art  der 

Zugangsbeschränkung  zu  Rohstoffen  nimmt,  wird  durch  den  Kontext  der  Äußerung 

deutlich. So steht das Zitat im Abschnitt über Risiken und Bedrohungen für Deutschland. 

Ferner wird ein kausaler Zusammenhang zwischen der Störung von Transportwegen und 

der Gefährdung von Sicherheit und Wohlstand gesehen. Der Verweis auf die Folgen für 

den Wohlstand ist die Begründung dafür, dass die Störung von Handelsrouten so kritisch 

gesehen  wird.  Zugleich  drückt  sich  darin   Wohlstand  als  übergeordnetes  Ziel  der 

Bundesregierung aus. 

Brisanter ist jedoch die Tatsache, dass die Störung der Transportwege auch als eine Gefahr 

für  die  Sicherheit  Deutschlands  ausgemacht  wird.  Im  Gegensatz  zur  Gefährdung  des 

Wohlstands  ist  der  Zusammenhang  von  Rohstoffversorgung  und  Sicherheit  weniger 

naheliegend. Es stellt sich darum die Frage, worin genau diese Bedrohung besteht. Eine 

mögliche Erklärung ist, dass die Sicherheitsproblematik direkt auf die Tanker und deren 

Besatzungen,  welche  die  Ressourcen  nach  Deutschland  transportieren,  bezogen  wird. 

Wenn diese von Piraten attackiert werden und es sich bei den Opfern um Deutsche oder 

Bündnispartner von Deutschland handelt, kann man das als eine Gefährdung der Sicherheit 

verstehen. 

Die  andere  Erklärung  für  die  Einordnung  der  Rohstoffversorgung  als  einen 

sicherheitspolitisch relevanten Gegenstand hängt mit den Feststellungen zusammen, dass 

eine Neuordnung des Rohstoffsektors im Gange ist. Die dabei festgestellte Verschärfung 

des  Wettbewerbs  um Ressourcen  und  Verknappung  der  selbigen,  werden  als  mögliche 

Ursachen von Verteilungskonflikten verstanden. 

„Die Erschließung, Sicherung von und der Zugang zu Bodenschätzen, Vertriebswegen und 
Märkten werden weltweit neu geordnet. Verknappungen von Energieträgern und 
anderer für Hochtechnologie benötigter Rohstoffe bleiben nicht ohne Auswirkungen auf die 
Staatenwelt. Zugangsbeschränkungen können konfliktauslösend wirken.“
(BMVg 2011: 3f)

Der  Verweis  auf  „Auswirkungen  auf  die  Staatenwelt“  stützt  die  These,  dass  die 

Bundesregierung  die  Rohstoffthematik  als  potentielle  Ursache  für  Konflikte  zwischen 

Staaten hält.  Diese Überzeugung ist von wesentlich höherer Brisanz als die Erkenntnis, 

dass  es  auf  den  Rohstofftransportrouten  zu  Fällen  von  Piraterie  kommen  kann.  Legt 

ersteres  doch  eine  militärische  Auseinandersetzung  zwischen  Staaten  auf  Grund  von 
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Ressourcen  nahe,  während  letzteres  nur  den  punktuellen  Einsatz  einiger  weniger 

Streitkräfte bedeutet.

Dennoch  darf  der  letzte  Punkt  nicht  unterschätzt  werden.  So  ist  in  den 

Verteidigungspolitischen Richtlinien klar von dem Interesse an einem Zugang zur Hohen 

See und ungehindertem Handel die Rede (vgl. BMVg 2011: 5).

Auch in den Fremdbeschreibungen über die Rohstoffpolitik der Bundesrepublik werden 

die Aussagen der Bundesregierung so interpretiert, dass diese die Rohstoffthematik für ein 

Sicherheitsinteresse  hält.  In  einer  gemeinsamen  Veröffentlichung  verschiedener  NGOs 

wird  etwa  darauf  verwiesen,  dass  aus  Knappheit  und  Konkurrenz  sicherheitspolitische 

Implikationen abgeleitet werden (vgl.  Global Policy Forum 2011: 4). Renz geht sogar so 

weit, zu sagen, dass die Bundeswehr für die „[...] weltweite Kriegsführung im Dienste von 

Wirtschaft  und  Machtpolitik  massiv  ausgebaut  [wurde]“  (Renz  2014:  16).  Ob  diese 

Aussage in ihrer ganzen Härte so zutrifft, ist eine andere Frage. Dennoch spricht einiges 

dafür,  dass  eine  Handlungsregel  der  Bundesregierung  darin  besteht,  militärische 

Kapazitäten für die Sicherung von Transportwegen von Ressourcen bereitzuhalten.

Eine  wiederkehrende  Feststellung  in  den  Beschreibungen  der  Rohstoffsituation  sind 

schwankende und steigende Rohstoffpreise. 

„Die  zunehmende  Volatilität  der  Preise  auf  dem  Rohstoffmarkt  führt  verstärkt  zu 
Planungsunsicherheiten und kostenmäßigen Belastungen für die Unternehmen.“ 
(BMWi 2010: 19)

„[…] sondern es gibt auch erhebliche Preisschwankungen auf den Rohstoffmärkten, die 
auch zu großen Unsicherheiten in den Ländern führen,  die Rohstoffe beherbergen [...]“ 
(Merkel 2012b)

Die zahlreichen Verweise auf starke Preisschwankungen verdeutlichen, dass diese von der 

Bundesregierung durchaus ernst genommen werden. Dahinter steckt das naheliegende Ziel 

einer prosperierenden deutschen Wirtschaft.  Für diese sind natürlich möglichst niedrige 

und   konstante  Preise  wünschenswert.  Die  Preisschwankungen  werden  aber  auch  als 

Problem  für  die  Rohstoffreichen  Länder  gehalten,  da  deren  Staatshaushalte  durch  die 

Schwankungen  unkalkulierbar  werden.  Das  eigentlich  bedeutende  an  den 

Preisveränderungen  ist  die  Tatsache,  dass  die  Bundesregierung  eine  „zunehmende 

Volatilität“ der Preise feststellt, was in das Bild einer allgemeinen Verschlechterung der 

Rohstoffsituation passt.  
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7.1.2 Die Neuordnung des Rohstoffsektors

Im vorangegangenen Abschnitt wurden die verschiedenen Setzungen der Bundesregierung 

bezüglich  der  Rohstoffsituation  herausgearbeitet,  um  ein  besseres  Verständnis  des 

deutschen Vorgehens zu ermöglichen. Dabei konnten folgende wichtige Überzeugungen 

ausgemacht werden: 

Die Bundesregierung geht von einem Anstieg der globalen Rohstoffnachfrage aus, der sich 

auch  zukünftig  fortsetzen  wird.  Als  eine  Hauptursache  dafür  wird  das  Wachstum  der 

Entwicklungs- und Schwellenländer ausgemacht. Trotzdem ist die Bundesregierung davon 

überzeugt, dass  eine physisch ausreichende Menge an Ressourcen verfügbar ist, weshalb 

Verknappungen hauptsächlich als Folge von Verteilungsproblemen gesehen werden. Als 

weitere  Veränderung  des  Rohstoffsektors  wird  eine  verstärkte  Volatilität  der 

Ressourcenpreise ausgemacht.

Ferner wird Deutschland bei einigen Industrierohstoffen und besonders bei Metallen eine 

Importabhängigkeit bescheinigt. 

Neben diesen grundlegenden Setzungen stellt die Bundesregierung eine Neuordnung des 

Rohstoffsektors fest.  Dazu zählt sie einmal eine Verschiebung der Machtverhältnisse zu 

Gunsten einiger rohstofffördernder Länder. Diese profitieren bereits von ihrer Marktmacht 

und darüber hinaus sichern sie sich aktiv neue Rohstoffquellen. 

Ein weiterer  Aspekt  dieser  Neuordnung ist  die  Feststellung,  dass vor  allem China und 

Indien ihre Rohstoffpolitik strategisch ausgerichtet haben. Dazu gehört, dass eben genannte 

Streben  nach  Rohstoffquellen  im  Ausland,  aber  auch  staatliche  Eingriffe  in  den 

Rohstoffmarkt.  Diese  bestehen  etwa  aus  Exportbeschränkungen  und  Subventionen  der 

heimischen Rohstoffindustrie. Daraus werden wiederum die kritisierten Verzerrungen auf 

den Rohstoffmärkten abgeleitet. 

Neben  der  Zunahme  von  staatlichen  Aktivitäten  wird  auch  allgemein  ein  intensiverer 

Wettbewerb  um die  weltweiten  Ressourcen  festgestellt.  Diese  Tatsache  wird  sogar  als 

potentielle Ursache für zwischenstaatliche Konflikte gesehen. 

Wenn  man  die  Überzeugungen  der  Bundesregierung  betrachtet  fällt  auf,  dass  hier  im 

Grunde genommen ein allgemeiner Wandel zum Schlechteren beschrieben wird.  Es wird 

das Bild des zunehmenden globalen Wettbewerbs um Ressourcen gezeichnet, der geprägt 

ist von realistischen Akteuren, die ihre Interessen rücksichtslos verfolgen. Steigende und 

schwankende Preise tun ihr Übriges zur Verschlechterung der Ausgangslage.
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7.2 Das Deutschlandbild der Bundesregierung 

Nachdem im vorherigen Kapitel die verschiedenen Überzeugungen der Bundesregierung 

bezüglich der  Rohstoffsituation rekonstruiert  wurden,  soll  als  nächstes  genauer  auf  das 

Deutschlandbild der  Bundesregierung eingegangen werden.  Unter  dem Deutschlandbild 

sind  die  verschiedenen  Überzeugungen  gemeint,  welche  über  die  Beschaffenheit 

Deutschlands  bestehen.   Also  Aussagen  darüber,  was  Deutschland  ausmacht,  welche 

Qualitäten  und  Eigenschaften  der  Bundesrepublik  zugeschrieben  werden.  Die  Analyse 

dieser Überzeugungen ist lohnenswert, da  sich daraus wiederum Handlungsregeln für die 

Rohstoffpolitik ableiten. 

Welche Bedeutung das Deutschlandbild bei der Ausgestaltung der Rohstoffpolitik hat, wird 

durch auch durch die Häufigkeit, mit der sich darauf bezogen wird, klar. In so gut wie allen 

Veröffentlichungen  der  Bundesregierung  sind  diese  Beschreibungen  zu  finden.  Dabei 

lassen sich  Muster erkennen die dafür sprechen, dass gewisse Überzeugungen zentrale 

Bedeutung für die Ausgestaltung der Rohstoffpolitik haben. Eine dieser Überzeugungen 

betrifft etwa das deutsche Ressourcenpotential.

7.2.1 Bergbauland Deutschland

Die  Bundesregierung  hält  Deutschland  für  ein  rohstoffreiches  Land.  In  der 

Rohstoffstrategie heißt es: 

„Deutschland verfügt  über  ein  beachtliches  Potenzial  an  heimischen Rohstoffen.  Diese 
Rohstoffe werden in bedeutendem Umfang in Deutschland gefördert und verarbeitet und 
stellen ganz oder anteilig die Versorgung der Wirtschaft sicher.“ (BMWi 2010: 12)

Diese Feststellung ist interessant, weil sie im –  wahrscheinlich bewussten – Kontrast zur 

weit  verbreiteten  Meinung  steht,  dass  Deutschland  ein  ressourcenarmes  Land  ist.  Der 

Begriff „beachtliches Potential“ bringt dabei zwei Dinge zum Ausdruck: Zum einen betont 

er die große Menge an verfügbaren Rohstoffen, die dem Wortsinn nach nicht unbeachtet 

bleiben sollte und zum anderen verweist er darauf, dass etwas noch nicht ausgeschöpft 

wurde. Genau daran ist auch der Bundesregierung gelegen. In einer weiteren Sequenz heißt 

es schon deutlicher:

„Aus  Sicht  der  Bundesregierung  muss  die  Rohstoffgewinnung  mit  den  anderen 
Flächennutzungen wie z. B. dem Siedlungsbau, Infrastrukturplanungen und den Kategorien 
des  Natur-und  Umweltschutzes  in  sinnvoller  und  ausgewogener  Weise  in  Einklang 
gebracht werden.“ (BMWi 2010: 12)
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Mit  dem Bezug  auf  die  Ausgewogenheit  wird  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  die 

bestehende  Flächennutzung  nicht  für  ideal  hält.  Es  macht  den  Anschein  als  würden 

Siedlungsbau  und  Umweltschutz  für  zu  dominant  gehalten.  Dies  wird  noch  durch  die 

Aussage  gestützt,  dass  die  Bundesländer,  mit  Blick  auf  die  positiven  wirtschaftlichen 

Effekte, die Rohstoffsicherung in ihre Planungen einbeziehen sollten (vgl. BMWi 2010: 

12).

Eine  weitere  Überzeugung,  die  eine  Befürwortung  der  heimischen  Rohstoffgewinnung 

stützt, ist die, dass Deutschland eine Bergbaunation ist. In der Rohstoffstrategie von 2010 

heißt es:

„Deutschland nimmt aufgrund seiner jahrhundertealten Bergbautradition, seiner Expertise 
bei  der  Rohstoffverarbeitung,  seines  umfassenden  Bergbaurechtsrahmens  und  seiner 
jüngsten,  weltweit  anerkannten  Erfolge  bei  der  Stilllegung  und  Sanierung  von 
Bergbaualtlasten international  eine technologische Vorreiterrolle ein.  Diese Position soll  
erhalten und weiter ausgebaut werden.“
(BMWi 2010: 20)

In  der  Sequenz  werden  verschiedene  bergbaurelevante  Aspekte  aufgezählt,  die 

Deutschlands Expertise in diesem Bereich bescheinigen. Bei der Sanierung von Altlasten 

ist  sogar  von weltweiter  Anerkennung die Rede. Darüber hinaus  wird festgestellt,  dass 

Deutschland eine jahrhundertealte Bergbautradition besitzt. All diese Punkte veranlassen 

die  Bundesregierung,  Deutschland  schließlich  als  internationalen  Vorreiter  im 

Bergbaubereich zu bezeichnen. Dies macht deutlich, dass der Bergbau klar als deutsche 

Stärke wahrgenommen wird, die nicht nur erhalten, sondern ausgebaut werden soll. Die 

Bezugnahme  auf  die  „jahrhundertealte  Bergbautradition“  unterstreicht  zum einen,  dass 

Rohstoffabbau in Deutschland schon sehr lange  betrieben wird und die Fokussierung auf 

heimische Ressourcen somit nichts Ungewöhnliches darstellt. Zum anderen vermittelt das 

darin enthaltene Wort Tradition den Eindruck, dass es sich hierbei um etwas Kostbares und 

Bewahrenswertes handelt. Diese Aussage lässt die Vermutung zu, dass der Rohstoffsektor 

bzw. die Expertise auf diesem Gebiet  nicht nur als reines Mittel zum Zweck gesehen wird, 

sondern als Teil der Identität Deutschlands.
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7.2.2 Nachhaltiges Deutschland

Die  Bundesregierung  ist  sich  bewusst,  dass  der  Abbau  von  Rohstoffen  innerhalb 

Deutschlands heikel  sein kann. So bezeichnet sie die  ökonomischen, ökologischen und 

sozialen Aspekte der Rohstoffgewinnung als konkurrierend (vgl. BMWi 2010: 12). Aber 

anstatt  darin  ein  unauflösliches  Dilemma  zu  sehen,  ist  sie  von  der  Möglichkeit  eines 

Interessenausgleichs überzeugt:

„Landschaftsgestaltung, Naherholung, Umweltbiotope und Rohstoffabbau, verbunden mit 
der Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze, sind nicht zwangsläufig konträre Zielsetzungen. 
Sie lassen sich vielmehr im eigentlichen dreiteiligen Sinne des  Nachhaltigkeitsgedankens 
von Ökonomie, Ökologie und Sozialem zu einem Interessensausgleich zusammenführen.“ 
(BMWi 2010: 12)

Diese Sequenz ist von zentraler Bedeutung, da sich darin eine Überzeugung widerspiegelt, 

die  nicht  nur  auf  den  heimischen  Rohstoffabbau  beschränkt  ist.  Nämlich  die,  dass  es 

möglich ist den Ressourcenbezug zu erhöhen und gleichzeitig Ökologie und Soziales zu 

beachten. Im vorliegenden Fall wird daraus eine Argument, um die Bundesländer von der 

Ausweitung des heimischen Rohstoffabbaus zu überzeugen, denn dem Zitat zu Folge sind 

nur positive Effekte zu erwarten. Aber auch in anderen Äußerungen der Bundesregierung 

lässt sich diese Überzeugung wiederfinden:

„Ich habe Deutschland als einen Partner vorgestellt, [...] der Angebote unterbreiten kann, 
bei  denen wirtschaftliche Effizienz mit  umweltfreundlichen Technologien verbunden ist 
[…].“ (Merkel 2011b)

Diese Aussage der Kanzlerin, die im Rahmen der Vereinbarung einer Rohstoffpartnerschaft 

mit der Mongolei gemacht wurde, bezieht sich zwar nicht direkt auf den Rohstoffabbau, 

aber der Verweis auf die Fähigkeit Wirtschaftlichkeit und umweltfreundliche Technologie 

zu  verbinden,  spiegelt  die  Überzeugung  wider,  dass  Deutschland  in  der  Lage  ist  den 

Widerspruch zwischen Ökologie und Ökonomie aufzulösen.

„Wir konnten hierzulande zwischen 2000 und 2010 bei insgesamt deutlich gestiegenem 
Wirtschaftswachstum die Inanspruchnahme von Rohstoffen um 11,2 Prozent senken. Das 
zeigt:  Wir  können  Wirtschaftswachstum  und  Ressourcenverbrauch  voneinander 
entkoppeln.“ 

(Merkel 2012b)

Auch in einer anderen Rede der Kanzlerin wird auf die Fähigkeit verwiesen, die Polarität 

von  Ökonomie  und  Ökologie  zu  überwinden.  Hier  durch  die  Senkung  des 

Ressourcenverbrauchs  bei  gleichzeitig  gesteigertem  Wirtschaftswachstum.  Das  Wort 

„Entkoppeln“ lässt  dabei  darauf  schließen, dass die Bundesregierung grundsätzlich von 

einem positiven Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und Ressourcenverbrauch 

                                                                                                                                              40



ausgeht. Durch die präsentierten Daten wird  aber im gleichen Zug belegt, dass dies nicht 

für Deutschland gilt.

Was bedeutet diese Überzeugung nun für die Rohstoffpolitik? Man kann sie als eine Form 

der Legitimierung sehen. Die Sequenzen machen deutlich, dass sich die Bundesregierung 

über das Spannungsverhältnis in dem sich die Rohstoffthematik bewegt,  im Klaren ist. 

Durch die Feststellung, dass ökonomische, ökologische und soziale Ziele gleichermaßen 

berücksichtigt werden können, verliert die Rohstoffwirtschaft einen Teil ihres Schreckens, 

da sie nicht zu Lasten der anderen Aspekte geschieht. 

Eine weitere Frage, die sich im Zusammenhang mit dieser Überzeugung stellt, ist die, ob 

sich die propagierte Vereinbarkeit der konkurrierenden Aspekte, wirklich realisieren lässt. 

Besonders  das  erste  Zitat  über  den  möglichen  Interessenausgleich  lässt  eine  sehr 

optimistische  Sicht  der  Bundesregierung  erkennen.  Ein  Beispiel,  das  dieser  Sichtweise 

widerspricht,  kommt  etwa  von  dem Aktivisten  Samuel  Nguiffo.  Er  stellt  einen  klaren 

Widerspruch  zwischen  den  deutschen  Umwelt-  und  Klimaschutzzielen  und  dem 

gleichzeitigen Bestreben, den Rohstoffabbau in den Entwicklungsländern voranzutreiben, 

fest. Denn der Rohstoffwirtschaft würden die, für das Klima so wichtigen, Regenwälder 

zum Opfer fallen (vgl. Nguiffo 2010)

Zwei  Eigenschaften,  die  in  den  Äußerungen  der  Bundesregierung  immer  wieder 

aufgegriffen  werden,  sind  Ressourceneffizienz  und  Kreislaufwirtschaft.  Sie  gelten  als 

besondere Stärken Deutschlands. Im Datenmaterial findet sich etwa:

„Wir  haben  uns  als  Bundesregierung  das  Ziel  gesetzt,  die  gesamtwirtschaftliche 
Rohstoffproduktivität in Deutschland bis zum Jahr 2020 gegenüber 1994 zu verdoppeln. 
[...]  Ich  denke,  Deutschland  ist  mit  seiner  Kreislaufwirtschaft  und  einer  effizienten 
Ressourcenverwendung durchaus in vielen Bereichen weltweit vorbildlich.“

(Merkel 2012b)

„Deutschland wird auch zukünftig Vorreiter und Impulsgeber für ein nachhaltiges 
Wachstum sein. Es geht darum, die Ressourceneffizienz zu steigern und den Einsatz von 
Sekundärrohstoffen zu erhöhen.“ (Gabriel 2014)

„Die  Verringerung  des  Rohstoff-  und  Materialverbrauchs  gehört  zu  den  zentralen 
Herausforderungen  einer  nachhaltigen  Gesellschaft  im  21.  Jahrhundert.  Ein  effizienter 
Umgang  mit  Rohstoffen  und  Materialien  ist  unverzichtbar,  um die  Wettbewerbs-  und 
Leistungsfähigkeit  der  Unternehmen  sowie  die  Rohstoffverfügbarkeit  langfristig  zu 
sichern.“ 
(Bundesregierung 2012a: 139)

Die Sequenzen machen deutlich, dass die Bundesregierung der Ressourceneffizienz eine 

sehr hohe Priorität zuweist. Darüber hinaus besteht die klare Überzeugung, im Bereich der 
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Effizienz  und  Kreislaufwirtschaft  der  Spitzenreiter  zu  sein.  Die  Kanzlerin  etwa  nennt 

Deutschland „weltweit vorbildlich“, Sigmar Gabriel prophezeit der Bundesrepublik, auch 

in Zukunft „Vorreiter“ in diesem Bereich zu bleiben. In der Rohstoffstrategie von 2010 

wird  das  Thema   Ressourceneffizienz  und  Kreislaufwirtschaft  ebenfalls  ausführlich 

beschrieben.  Dabei  wird   betont,  dass  Deutschland  mit  seiner  Regelung  zur 

Kreislaufwirtschaft schon 1996 „wegweisend“ war (vgl. BMWi 2010: 13). Wenn man die 

Aussagen  betrachtet  ist  es  nicht  weiter  verwunderlich,  dass  die  Bundesregierung 

Ressourceneffizienz  und  Kreislaufwirtschaft  für  zentrale  Strategien  zur  Lösung  der 

Rohstoffproblematik hält. So wurde 2012 mit dem Programm „ProgRess“ noch ein eigenes 

Programm zur Förderung der Ressourceneffizienz aufgelegt. Die Betonung, ein „Vorreiter“ 

zu sein, lässt in diesem Zusammenhang auf die Überzeugung schließen, derjenige zu sein, 

welcher  die  Ressourceneffizienz  als  erstes  praktiziert  hat.  Damit  bringt  die 

Bundesregierung  auch  zum  Ausdruck,  dass  Deutschland  sich  aktiv  um  neue 

Lösungsansätze bemüht. Im vorliegenden Fall sieht sich die Bundesrepublik aber nicht nur 

als  Pionier,  sondern als  Vorbild  für  die  Welt.  Die anderen  Staaten  sollen sich  also am 

deutschen Lösungsansatz orientieren. Für diese These spricht auch, dass Deutschland im 

Rahmen  seiner  aktuellen  G7  Präsidentschaft  das  Thema Ressourceneffizienz  zu  einem 

Schwerpunkt gemacht hat (vgl. BMWi 2015).

Die starke Überzeugung von der Qualität dieses Ansatzes macht auch den Glauben an die 

Möglichkeit  der  Entkopplung  von  Wirtschaftswachstum  und  Ressourcenverbrauch, 

verständlicher. Denn Ressourceneffizienz verspricht genau das.

Ferner  lassen  sich  im Material  auch  Gründe  für  die  Befürwortung  von  Effizienz  und 

Kreislaufwirtschaft finden. Es liegt auf der Hand, dass diese kein reiner Selbstzweck sind, 

sondern  anderen  Zielen  dienen.  Neben  dem  offensichtlichen  Ziel,  den  Verbrauch  von 

Primärrohstoffen und damit auch die Umweltbelastung zu senken, lassen sich aber noch 

andere Gründe finden. So wird die Ressourceneffizienz in der Nachhaltigkeitsstrategie als 

wichtiger  Faktor  zur  Sicherung  der  Wettbewerbsfähigkeit  deutscher  Unternehmen 

bezeichnet.  Im  Strategiepapier  des  BMZ  wird  wiederum  darauf  verwiesen,  dass  ein 

Großteil der Produktionskosten im produzierenden Gewerbe auf Materialkosten entfällt, 

weshalb in der Effizienz das Potential gesehen wird, kostensenkend zu wirken (vgl. BMZ 

2011:  17f).  Die  genannten  Gründe  für  die  Unterstützung  von  Effizienz  sind  beide 

ökonomischer  Natur,  weshalb  sie  dafür  sprechen,  dass  die  Förderung  der 

Wirtschaftsleistung das eigentliche Ziel der Bundesregierung ist.
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Ebenfalls Interessant sind  die weiteren Ausführungen im BMZ Papier. Dort heißt es:

„Auch die technologische Entwicklung im Bereich Metallrecycling ist in Deutschland weit 
fortgeschritten. Hier bestehen große Potentiale für technische Zusammenarbeit und 
Exportförderung beim Aufbau der Recyclingwirtschaft in Partnerländern.“                           
(BMZ 2011: 17)     

Im  Zitat  wird  erneut  auf  die  deutschen  Fähigkeiten  im  Recyclingbereich  aufmerksam 

gemacht,  um  dann  auf  die  Möglichkeiten  des  Exports  von  Recyclingtechnik  in 

Entwicklungsländer zu verweisen. Hier kommt zum einen wieder die Überzeugung zum 

Vorschein, dass andere Länder den deutschen Effizienzansatz verfolgen sollen und zum 

anderen macht die Bezeichnung „Exportförderung“ den Eindruck, als würde es hier nicht 

um  Entwicklungshilfe,  sondern  um  die  Erschließung  von  neuen  Absatzmärkten  für 

deutsche Produkte  gehen.  Wenn dem so  wäre,  würde das  die  große Unterstützung der 

Kreislaufwirtschaft durch die Bundesregierung in ein anderes Licht rücken.

Eine weitere Aussage zur Ausgestaltung der  Kreislaufwirtschaft lautet wie folgt:

„In Industrieländern werden im Zusammenhang mit Rohstoffrecycling häufig vorrangig 
Exportverbote von Elektronikschrott oder Fahrzeugen gefordert, was aber den Grundsätzen 
der WTO zuwiderläuft und auf Dauer nicht haltbar erscheint. Letztlich führt daher auch 
hier kein Weg an einer Kooperation zwischen Industrie, Schwellen- und 
Entwicklungsländern und damit einer international arbeitsteiligen und optimierten 
Kreislaufwirtschaft vorbei.“                      (BMZ 2011: 17) 

Interessanterweise  wird  hier  für  eine  Aufhebung  von Exportverboten  bei  Elektroschott 

plädiert. Dabei dient das Ausfuhrverbot hauptsächlich dem Zweck, Umweltzerstörungen 

durch die unsachgemäße Entsorgung im Ausland zu verhindern.  Denn durch die hohen 

Kosten,  die  für  das  professionelle  Recycling  in  Industrieländern  anfallen,  bestehen 

Anreize, den Schrott stattdessen günstig in Entwicklungsländern zu entsorgen. Dort wird 

der  Elektroschrott  häufig  mit  primitiven  Mitteln  verwertet,  wodurch  es  zu  massiven 

Beeinträchtigungen von Mensch und Umwelt kommt. Hier ist aber davon die Rede, dass 

ein  Verbot  „auf  Dauer  nicht  haltbar  erscheint“  und  gegen  die  Grundsätze  der  WTO 

verstößt.  Ferner  wird  das  Aufkommen  einer  „international  arbeitsteiligen“ 

Kreislaufwirtschaft für eine unausweichliche Entwicklung gehalten. 

Diese  Aussagen  legen  folgenden  Schluss  nahe:  Die  Bundesregierung  hält  die 

Exportbeschränkungen für  unzulässige  Handelsbarrieren,  was mit  dem Verweis  auf  die 

WTO  Grundsätze  bestärkt  wird.  Ferner  ist  sie  der  Überzeugung,  dass  sich  nach  dem 

Prinzip  des   Marktes  die  einzelnen Arbeitsschritte  der  Kreislaufwirtschaft  international 

aufteilen  werden.  Wobei  dann  das  Recycling  in  den  kostengünstigeren 
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Entwicklungsländern stattfinden wird und die Weiterverarbeitung der zurückgewonnenen 

Rohstoffe wiederum in den Industrieländern. Diese Organisation nach dem Grundsatz des 

komparativen Kostenvorteils wäre sicherlich aus ökonomischer Perspektive optimal, in wie 

fern dies  auch für  eine  ganzheitliche  Betrachtung gelten würde ist,  fraglich.  Denn das 

würde bedeuten, dass die umweltschädlichen und weniger lukrativen Arbeitsschritte an den 

Entwicklungsländern  hängenbleiben,  während  die  eigentliche  Wertschöpfung  in  den 

Industrieländern stattfindet.

Zusammenfassend lässt sich über die Themen Effizienz und Kreislaufwirtschaft folgendes 

sagen: Die Bundesregierung ist der Überzeugung, dass Ressourceneffizienz eine zentrale 

Strategie  zur  Lösung  der  Rohstoffproblematik  darstellt  und  deshalb  von  allen  Staaten 

verfolgt werden sollte. Nebenbei stellt die dafür benötigte Technik eine Möglichkeit zur 

Förderung der deutschen Exportwirtschaft dar. Die Kreislaufwirtschaft sollte international 

arbeitsteilig stattfinden, da dies vorteilhaft für Deutschland ist.

Ein Konzept, das mit dem obigen Aspekten zusammenhängt, ist das der Nachhaltigkeit. 

Auf sie wird sich immer wieder bezogen. Dabei ist aber oft nicht klar, was genau darunter 

verstanden wird. 

„Rohstoffpolitik und Rohstoffwirtschaft tragen eine  besondere Verantwortung: Natürliche 
Lebensgrundlagen müssen in  Verantwortung für  künftige Generationen erhalten bleiben 
und geschützt werden. Dies erfordert, dass der Leitgedanke der Nachhaltigen Entwicklung 
bei der Gewinnung und Nutzung von Bodenschätzen, bei der Gestaltung, Produktion und 
Nutzung von Gütern und bei der Verwertung von Wertstoffen in Abfallströmen möglichst 
umfassend implementiert wird.“ (BMWi 2010: 6)

„Nachhaltige  Rohstoffpolitik  bedeutet  auch,  den  Industrie-und  Technologiestandort 
Deutschland  im  Interesse  künftiger  Generationen  international  wettbewerbsfähig  zu 
erhalten.“ 
(BMWi 2010: 15)

„Der entscheidende Lösungsansatz ist aus entwicklungspolitischer Sicht die umfassende 
Verankerung von Nachhaltigkeitsstrategien in der Rohstoffpolitik.“ 
(BMZ 2011: 6)

Allgemein  ist  auffällig,  wie  häufig  die  Bundesregierung  den  Nachhaltigkeitsbegriff 

verwendet.  Er wird im Grunde genommen auf alle Bereiche der Rohstoffpolitik bezogen. 

Wenn man das Strategiepapier Nationale Nachhaltigkeitsstrategie betrachtet wird schnell 

klar,  warum  das  so  ist.  Im  dem  Papier  wird  die  Nachhaltigkeit  als  Leitprinzip  der 

Bundesregierung ausgegeben,  welche schon seit  2002 die Politik  prägen soll.  Sie  wird 

bewusst als weites Konzept gesehen, das aus den Dimensionen Ökologie, Ökonomie und 

Sozialem besteht. Als übergeordnetes Ziel wird die Erhaltung der Lebensgrundlagen für 

künftige Generationen ausgegeben. Dazu wird der schonende Umgang mit der Umwelt 
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aber auch wirtschaftlicher Wohlstand und eine Reduzierung der Staatsverschuldung gezählt 

(vgl.  Bundesregierung 2012a: 24f). Es ist offensichtlich, dass die Rohstoffthematik einige 

dieser Aspekte berührt. Erwartungsgemäß lassen sich deshalb im Material Spuren dieser 

Überzeugung finden.  So sind  die  bereits  erläuterten  Themen   Ressourceneffizienz  und 

Kreislaufwirtschaft  Ansätze  zur  Verwirklichung  von  Nachhaltigkeit.  Auch  in  der 

Zusammenarbeit mit Rohstoffländern ist sie ein Thema. Dort sind gute Regierungsführung, 

Transparenz sowie umwelt- und sozialverträglicher Rohstoffabbau Ziele, die sich aus dem 

Prinzip  der  Nachhaltigkeit  ableiten  (vgl.  BMZ  2011:  7).  Aber  auch  die 

Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen zu erhalten, wird als Teil einer nachhaltigen 

Rohstoffpolitik betrachtet.  So sollen etwa nationale und europäische Standards an neue 

Entwicklungen  und  ökonomische  Gegebenheiten  angepasst  werden,  um 

wirtschaftsfreundlicher zu werden (vgl. BMWi 2010: 15). Auch der freie Handel wird  für 

ein gutes Mittel zur Etablierung von nachhaltiger Entwicklung in den Ländern der dritten 

Welt gehalten. Und nicht zuletzt sollen konstante Ressourcenpreise es den Rohstoffländern 

ermöglichen, nachhaltige Fiskalpolitik zu betreiben (vgl. Merkel 2012b). 

Die  Ausführungen  machen  deutlich,  dass  Nachhaltigkeit  als  Handlungsregel  in  der 

Rohstoffpolitik nicht unbedeutend ist. Dabei muss aber darauf geachtet werden, was im 

jeweils vorliegenden Fall darunter verstanden wird. Denn die weite Definition des Begriffs 

ermöglicht es, unterschiedlichste Aspekte als nachhaltig zu verstehen. Wie die Beispiele 

zeigen, hält die Bundesregierung auch einige Punkte für nachhaltiges Handeln, die man 

nicht unbedingt erwartet hätte. So etwa das Thema Freihandel, in den Veröffentlichungen 

der  Zivilgesellschaft  wird  dieser  Punkt  keinesfalls  als  Beitrag  zu  einer  nachhaltigen 

Entwicklung gesehen. Dort wird das Verbot von Zöllen stattdessen kritisiert (vgl.  Global 

Policy  Forum 2011:  7).  Ähnliches  gilt  auch  für  die  Wettbewerbsfähigkeit  deutscher 

Unternehmen. 

Die eben genannten Punkte und die Tatsache, dass der Nachhaltigkeitsbegriff so häufig 

angeführt  wird  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  die  Bundesregierung  ihn  vor  allem 

verwendet, um ihren Handlungen einen positiveren Anschein zu geben. 
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7.2.3 Industrienation Deutschland

Ein  weiteres  Charakteristikum  Deutschlands,  das  sich  durch  die  verschiedenen 

Äußerungen der Bundesregierung zieht, ist folgendes: 

„Deutschland ist als Industrieland und Exportnation in besonderem Maße auf eine sichere 
Rohstoffversorgung angewiesen.“ (BMWi 2010: 10)

„Die Informationstechnologie ist wichtig, das Internet ist wichtig, die Finanzmärkte sind 
wichtig.  Aber  allein  darauf  aufzubauen,  würde  nach  unserer  Vorstellung nicht  reichen.  
Europa und auch die Bundesrepublik Deutschland müssen Industriestandort bleiben.“   

(Merkel 2012 b)

„Deutsche Sicherheitsinteressen ergeben sich aus unserer Geschichte, der geographischen
Lage in der Mitte Europas, [...] und der Ressourcenabhängigkeit als 
Hochtechnologiestandort
und rohstoffarme Exportnation.“  (BMVg 2011: 4)

Die  Feststellung,  dass  Deutschland  eine  Industrienation  ist,  mag  nicht  besonders 

überraschend sein, dennoch ist sie für das Verständnis der deutschen Rohstoffpolitik nicht 

unerheblich.  Denn  sie  stellt  eine  zentrale  Begründung  für  das  Handeln  der 

Bundesregierung in diesem Bereich dar. So wird der Rohstoffbedarf Deutschlands immer 

darauf zurückgeführt, ein Industrie- und Exportland zu sein. Bei Betrachtung des Zitats aus 

der  Rohstoffstrategie  wird  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  daraus  sogar  einen 

besonderen  Bedarf  ableitet.  Es  scheint  die  Überzeugung   zu  bestehen,  einen  größeren 

Anspruch auf Ressourcenversorgung als andere Staaten zu haben. Dies wird auch dadurch 

legitimiert,  eine Exportnation zu sein. Auf den ersten Blick mag sich nicht erschließen, 

warum  die  Tatsache,  viele  Waren  zu  exportieren,  eine  Rechtfertigung  für  einen 

privilegierten  Rohstoffzugang  darstellt.  Eine  Aussage  der  Kanzlerin  auf  dem 

Rohstoffkongress  der  CDU/CSU macht  diese  Überzeugung  aber  verständlich.  Sie  geht 

nämlich  davon aus, dass Deutschland als Exportnation eine große Verantwortung für die 

Weltwirtschaft trägt und der Zugang zu Rohstoffen deshalb so wichtig ist  (vgl.  Merkel 

2012b). Deutschland beansprucht Ressourcen also nicht nur aus Eigennutz, sondern sichert 

mit den dadurch produzierten Waren die Wohlfahrt aller. 

Neben  der  Rechtfertigung  des  Rohstoffbezugs  ist  auch  die  Überzeugung,  eine 

Industrienation  zu  sein,  eine  genauere  Betrachtung  wert.  Die  ausgewählten  Sequenzen 

machen deutlich, wie selbstverständlich diese  Eigenschaft mit Deutschland verknüpft ist. 

Selbst in der Begründung der Sicherheitsinteressen wird sie als Charakteristikum genannt, 

neben elementaren Setzungen wie der, dass Deutschland in der Mitte Europas liegt. Der 
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Status  als  Industrienation  wird  nicht  hinterfragt,  im  Gegenteil  wird  dieser  sogar 

eingefordert, wenn es heißt, Europa und Deutschland „müssen Industriestandort bleiben“. 

Darüber  hinaus  wird  der  Industrie  eine  mindestens  ebenso wichtige  Stellung  wie  dem 

Finanz- und IT-Sektor zugeschrieben. Dabei wird  darauf verwiesen, dass die Folgen der 

Finanz- und Staatsschuldenkrise nur durch nachhaltiges Wachstum überwunden werden 

können,  welches  vom  Verbleib  Deutschlands  als  Industrienation  abhängt.  Die 

Bundesregierung scheint also in der industriellen Produktion die wahre Wertschöpfung zu 

sehen, welche im Gegensatz zu den Finanzmärkten nachhaltiges Wachstum liefert (vgl. 

Merkel 2012b).

Die aufgezeigten Aussagen legen relativ klar den Schluss nahe, dass eine Handlungsregel 

der Bundesregierung darin besteht, Deutschlands Stellung als Industrie- und Exportnation 

auch  in  Zukunft  zu  sichern.  Daraus  folgt  logischerweise  eine  hohe  Priorität  der 

Rohstoffversorgung. Dies wird auch im folgenden Zitat der Kanzlerin deutlich: 

„Es  muss  verhindert  werden,  dass  ein  Land  wie  Deutschland  mit  einer  breiten 
Produktionspalette  seine  Forschungsmöglichkeiten,  seine  Innovationskraft,  seine 
Kreativität und auch seine Präzision nicht mehr verwirklichen kann, weil es am Zugang zu 
Rohstoffen mangelt. […] Das heißt, von unseren Stärken in der chemischen Industrie über  
unsere Stärken im Maschinenbau bis zu unseren großen Stärken im Automobilbau – für all 
das ist die Frage des Zugangs zu Ressourcen eine notwendige Bedingung.“ (Merkel 2012b)

Hier werden eine ganze Reihe von klassischen deutschen Stärken wie Maschinen- oder 

Automobilbau genannt, die durch mangelnden Rohstoffzugang gefährdet seien. Darüber 

hinaus, werden sogar abstrakte Eigenschaften wie Kreativität mit der Verfügbarkeit von 

Ressourcen in Verbindung gebracht. Die Sequenz ist sicherlich rhetorisch zugespitzt, was 

aber  letzten  Endes  nur  die  Bedeutung  der  darin  enthaltenen  Überzeugung  betont,  den 

Zugang zu Rohstoffen sichern zu müssen. 

Zusammenfassend lässt  sich zum Selbstbild  des  Industrielands  Deutschland sagen:  Die 

Überzeugung, eine Industrie- und Exportnation zu sein, ist so grundlegend, dass sie als Teil 

der  Identität  Deutschlands  gesehen  werden  kann,  wodurch  der  Sicherung  der 

Rohstoffversorgung eine zentrale Bedeutung zukommt. Denn Engpässe würden nicht nur 

wirtschaftliche Verluste  bedeuten,  sie würden das Alleinstellungsmerkmal das Land der 

Ingenieure zu sein, bedrohen. 
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7.2.4 Internationaler Akteur Deutschland

Eine  weitere  Handlungsregel,  die  sich  aus  den  Äußerungen  der  Bundesregierung 

rekonstruieren lässt, bezieht sich auf die Umsetzung der Rohstoffpolitik. Im Material wird 

an verschiedenen Stellen darauf eingegangen, welche Vorgehensweisen zur Erreichung der 

deutschen Interessen favorisiert werden. Dabei lässt sich mit einiger Regelmäßigkeit der 

Verweis auf internationale Kooperation finden. 

„Deutschland  hat  bereits  während  seiner  G8-Präsidentschaft  2007  das  Thema 
Rohstoffpolitik auf die internationale Ebene gehoben. Angesichts jüngster Entwicklungen 
im  internationalen  Rohstoffsektor  und  der  weltwirtschaftlichen  Bedeutung  wird  sich 
Deutschland dafür  einsetzen,  dass sich die  G20 mit  dieser Thematik befassen“ (BMWi 
2010: 26)

„Eine konsistente, kohärente Politik für einen verlässlichen Zugang zu Ressourcen kann 
von den einzelnen Mitgliedstaaten der Europäischen Union überhaupt nicht mehr erreicht  
werden [...]“         (Merkel 2012b)

„Die  Bundesregierung  wird  deshalb  im  Rahmen  der  EU-Handelspolitik  nachdrücklich 
darauf drängen,  dass  den  Verzerrungen  im  internationalen  Rohstoffhandel  noch 
konsequenter  als  bisher  begegnet  wird.  Dazu  werden  sämtliche  Möglichkeiten  auf 
multilateraler (v.a. WTO-Beitrittsverhandlungen, Streitschlichtungsverfahren) als auch auf 
bilateraler EU-Ebene (Freihandelsabkommen, bilateraler Dialog) umfassend genutzt und 
ausgeschöpft.“ 
(BMWi 2010: 9)

Die  ausgewählten  Sequenzen  machen  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  die 

Rohstoffthematik  für  eine  Herausforderung  hält,  die  nur  auf  globaler  Ebene  sinnvoll 

bearbeitet  werden  kann.  Die  Aussage,  wonach  die  Bundesregierung  das  Thema 

Rohstoffpolitik  auf  die  „internationale  Ebene  gehoben“  hat,  impliziert  mehrere  Dinge. 

Einmal kommt damit zum Ausdruck, dass die Rohstoffthematik vorher nicht international 

koordiniert  wurde,  was  als  ein  Hinweis  darauf   verstanden  werden  könnte,  dass  die 

verschiedenen Staaten bis dato ihre jeweils eigene Rohstoffstrategie verfolgten, die sich 

gegenseitig  beeinträchtigten.  Zum  anderen  kommt  darin  auch  ein  gewisser 

Gestaltungsanspruch  zur  Geltung,  da  Deutschland  nicht  nur  reagiert,  sondern  das 

Ressourcenthema  aktiv  in  die  internationale  Arena  einbringt.  Als  Impulsgeber  besteht 

darüber hinaus die Möglichkeit, eine grobe Richtung der Diskussion anzustoßen und das 

Feld  abzustecken.  Den Willen  die  Rohstoffpolitik  international  zu  regeln  wird  auch in 

einigen anderen Sequenzen deutlich. So werden etwa Initiativen der EU und Bemühungen 

zur internationalen Zusammenarbeit,  besonders auf G20 Ebene, ausdrücklich unterstützt 

(vgl. BMWi 2010: 19; Merke 2012b). Diese Aussagen decken sich mit dem obigen Zitat, in 

dem der Einbezug der G20 ebenfalls geplant ist. Im Papier zu den entwicklungspolitischen 
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Aspekten der Rohstoffpolitik wird die Strategie, internationale Institutionen einzubinden, 

auch  sehr  deutlich.  So  wird  darauf  verwiesen,  dass  die  Bundesregierung  durch  die 

Mitgliedschaft  in  internationalen  Entwicklungsbanken  und  Arbeitsgruppen  der  OECD, 

Einfluss auf die Rahmenbedingungen des weltweiten Rohstoffsektors nehmen will (vgl. 

BMZ 2011: 21). 

Die  verschiedenen  aufgeführten  Sequenzen  legen  den  Schluss  nahe,  dass  die 

Bundesregierung davon überzeugt  ist,  dass sie  ihre rohstoffpolitischen Ziele  am besten 

durch  die  Zusammenarbeit  mit  internationalen  Institutionen  verfolgen  kann.  Dies  ist 

interessant,  da z.B. die G20 ein informeller Zusammenschluss wichtiger  Industrie-  und 

Schwellenländer  ist,  welcher  keine  verbindlichen  Regelungen  beschließt.  Stattdessen 

handelt  es  sich  um  eine  Kommunikationsplattform  auf  der  Probleme  diskutiert  und 

Kompromisse  gesucht  werden.  Trotz  dieser  Eigenschaften  scheint  die  Bundesregierung 

gerade dort das Potential zu sehen ihre Interessen durchzusetzen, was auf die Überzeugung 

schließen lässt, dass sich die anderen Akteure durch gute Argumente von deutschen Ideen 

überzeugen lassen.

Ein anderer Grund der die Betonung von internationaler Kooperation verständlich werden 

lässt, ist die Überzeugung, alleine gar nicht in der Lage zu sein, im Rohstoffsektor etwas zu 

bewegen.  Dies  wird  im zweiten  Zitat  deutlich,  in  dem den  einzelnen  EU Staaten  die 

Fähigkeit abgesprochen wird, für einen „verlässlichen Zugang zu Ressourcen“ zu sorgen. 

Womit  also  auch   Deutschland  gemeint  ist.  Im Umkehrschluss  wird  daraus  die  große 

Bedeutung  eines  gemeinsamen  Handelns  der  Europäischen  Union  abgeleitet.  Auch  in 

anderen Sequenzen wird drauf hingewiesen, dass die EU für die deutsche Rohstoffpolitik 

von essenzieller Bedeutung ist. So heißt es beispielsweise:

„Die  Bundesregierung  unterstützt  die  EU-Kommission  in  ihren  Bemühungen,  die 
Rohstoffsicherung  der  Gemeinschaftsindustrien  weiter  zu  verbessern.  Von  besonderer 
Bedeutung ist dies in Bereichen, in denen die Kompetenzen ohnehin bei der Kommission 
liegen,  etwa  bei  der  Handelspolitik,  oder  bei  Themen,  die  besser  und  mit  größerem 
Gewicht von der Europäischen Union vertreten werden können“ (BMWi 2010: 25)

Das Zitat macht verständlich, warum die EU für die deutsche Rohstoffpolitik so wichtig 

ist.  Denn  neben  der  Tatsache,  dass  die  EU  als  Ganzes,  sowohl  politisch  als  auch 

ökonomisch mehr Gewicht hat als die Bundesrepublik, liegen obendrein einige relevante 

Kompetenzen bei der Union. Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass die Bundesregierung 

auf eine enge Verzahnung von europäischer und deutscher Rohstoffpolitik besteht. Dabei 

stellt sich natürlich die Frage , welchen Einfluss die EU auf die deutsche Rohstoffpolitik 

hat,  wenn  sie  oft  der  eigentlich  handelnde  Akteur  ist.  Diese  Frage  kann  hier  nicht 
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abschließend geklärt werden, dennoch lassen sich im Material Anhaltspunkte finden, die 

dafür  sprechen,  dass  die  Bundesregierung ihre Interessen auch auf  europäischer  Ebene 

durchzusetzen weiß. So etwa die Aussage, dass die frühe deutsche Vorgehensweise in der 

Rohstoffpolitik  nicht  unerheblich  zur  Etablierung  einer  europäischen  Rohstoffstrategie 

beigetragen hat.  Dies  macht  den Anschein,  als  wäre die  europäische Ressourcenpolitik 

nach deutschem Vorbild geschaffen worden (vgl.  BMWi 2010: 6). Auch wenn man die 

Kernziele der europäischen Rohstoffinitiative betrachtet,  fallen starke Ähnlichkeiten mit 

der  deutschen  Strategie  auf.  So  werden  hier  etwa  die  Ressourceneffizienz  und  das 

Recycling hervorgehoben und die Bekämpfung von Handelshemmnissen ist ebenfalls ein 

zentraler Punkt der EU Initiative (vgl. Europäische Kommission 2011). Wenn man diese 

Aspekte  betrachtet  und sich  ins  Gedächtnis  ruft,  dass  Deutschland zu den mächtigsten 

Akteuren  in der EU zählt und als großer Wirtschaftsstandort besonderes Interesse an einer 

gesicherten Rohstoffversorgung hat, dann spricht das für die These, dass die Europäische 

Rohstoffpolitik von Deutschland geprägt wird. 

Neben  Kooperationen  in  internationalen  Institutionen  und  auf  EU-Ebene  verfolgt  die 

Bundesregierung mit den Rohstoffpartnerschaften gleichzeitig einen bilateralen Ansatz. So 

wird  hier  gezielt  mit  Ländern  zusammengearbeitet,  deren  Ressourcenausstattung  für 

Deutschland  interessant  ist.  Diese  neue  Herangehensweise  spricht  dafür,  dass  der 

Rohstoffversorgung  große  Bedeutung  beigemessen  wird.  Ferner  zeigt  sie,  dass  die 

Bundesregierung alle  Mittel  der Zusammenarbeit,  ob nun bi-  oder multilateral,  einsetzt 

solange diese einen Nutzen für Deutschland versprechen.

Bringt man die Aussagen zur internationalen Kooperation noch einmal zusammen, bietet 

sich  folgendes  Bild:  Die  Bundesregierung  hält  globale  Zusammenarbeit  für  ein 

entscheidendes Mittel, um ihre rohstoffpolitischen Ziele zu verwirklichen. Dabei setzt sie 

auf einvernehmliche Lösungen, die im Rahmen von multilateraler Kooperation erarbeitet 

wurden. Ferner wird  durch die Mitwirkung in internationalen Organisationen versucht, 

Einfluss  zu  nehmen,  während  gleichzeitig  auch  die  bilaterale  Zusammenarbeit 

vorangetrieben wird.  

Die  Kooperation  mit  der  EU ist  auf  Grund der  bereits  bestehenden engen Einbindung 

Deutschlands als Mitglied der Union eine Besondere.  Da hier ein Souveränitätstransfer 

zugunsten  der  EU  stattgefunden  hat,  ist  diese  vor  allem  bei  der  Gestaltung  der 

Rohstoffpolitik  auf  internationaler  Ebene  bedeutend.  Abgesehen  davon,  hält  die 

Bundesregierung  die  enge  Zusammenarbeit  mit  Europa  für  eine  Möglichkeit,  den 

deutschen Rohstoffinteressen international ein größeres Gewicht zu verleihen. 
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Insgesamt  passen  die  genannten  Handlungsregeln  in  das  Zivilmachtskonzept.  Diese 

Theorie  schreibt  der  Außenpolitik  Deutschlands  einen  bestimmten  Charakter  zu  und 

besagt,  dass  die  Bundesrepublik  Probleme  durch  Kooperation  und  Konsens  zu  lösen 

versucht und international arbeitsteilig agiert. Dies ist bei den beschriebenen Beispielen der 

Fall.  Ferner wird Deutschland nachgesagt, sich auf Wohlstands- statt auf Machtziele zu 

konzentrieren. Dieser Punkt trifft bei der Rohstoffthematik sicherlich auch zu, da es hier 

am Ende um nichts Anderes geht (vgl. Maull 2008).

7.3 Entwicklungspolitische Aspekte deutscher Rohstoffpolitik 

Nachdem  im  bisherigen  Teil  der  Arbeit  hauptsächlich  auf  die  rohstoffpolitischen 

Überzeugungen im Allgemeinen und in Bezug auf das Deutschlandbild betrachtet wurde, 

soll  in  diesem  Abschnitt  das  Verhältnis  zu  den  rohstoffreichen  Entwicklungs-  und 

Schwellenländern  genauer  betrachtet  werden.  Wie  schon  in  der  Einleitung  der  Arbeit 

deutlich  wurde,  ist  die  Rohstoffthematik  auch  auf  Grund  ihres  Zusammenhangs  mit 

negativen Auswirkungen auf die Herkunftsländer der Ressourcen brisant. Diese Tatsache 

schlägt sich auch in den Äußerungen der Bundesregierung nieder, die das Thema immer 

wieder  aufgreift.  Interessant  ist  hierbei,  welche  Überzeugungen  sich  bezüglich  der 

Ursachen und Lösungen von Ressourcenbedingten Problemen rekonstruieren lassen. 

7.3.1 Ressourcenfluch durch schwache Staaten

Als erstes soll nun auf die von der Bundesregierung erkannten Problemzusammenhänge im 

Rohstoffsektor  eingegangen  werden.  Im  Material  finden  sich  dazu  u.a.  folgende 

Sequenzen:

„Prinzipiell  birgt  Einkommen  aus  natürlichen  Ressourcen  ein  großes  Potential  für  die  
nachhaltige  wirtschaftliche  Entwicklung  eines  Landes.  Dennoch  kommen  die 
Rohstoffeinnahmen  vielfach  nicht  der  gesamten  Bevölkerung  zugute.  Mangelnde 
Transparenz  von  Höhe  und  Verteilung  der  Einnahmen,  Korruption  und  unzureichende 
Rechenschaftspflicht  des Staates kennzeichnen viele Entwicklungsländer. Oft entsteht ein 
Teufelskreis:  der  Rohstoffreichtum  selbst  begünstigt  schlechte  Regierungsführung  und 
schwächt Institutionen, die hohen Einnahmen sind Nährboden für Korruption, politischen 
Machtmissbrauch und Patronagepolitik.“ 
(BMZ  2011: 6)

Der  Ausschnitt  macht  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  die  Rohstoffgewinnung 

grundsätzlich  für  eine  geeignete  Möglichkeit  hält,  um die  wirtschaftliche  Entwicklung 
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eines  Staates  voranzubringen.  Dadurch  kommt  zum  Ausdruck,  dass  der  Bezug  von 

Rohstoffen aus Entwicklungsländern nicht zu deren Nachteil ist, sondern sogar positive 

Wirkung hat.  Dieser Zusammenhang basiert aber auf einem funktionierendem Staat und 

hier  sieht  die  Bundesregierung  die  Hauptursache  für  die  Probleme  in  vielen 

Rohstoffländern.  Diesen  wird  in  der  Sequenz  Intransparenz,  Korruption  und  fehlende 

Rechenschaftspflicht  zugeschrieben.  Auch  in  anderen  Äußerungen  werden  den 

Entwicklungsländern  negative  Eigenschaften  attestiert,  so  spricht  die  Kanzlerin  davon, 

dass deren Volksvertreter auf schnelle Geschäfte aus wären, ohne  die langfristigen Folgen 

zu  beachten  (vgl.  Merkel  2012b).  Und  in  der  Rohstoffstrategie  von  2010  wird  auf 

politische  Risiken  durch  staatliche  Eingriffe  hingewiesen  (vgl.  BMWi  2010:  10). 

Ausgehen,  von diesem Umstand wird von einem Teufelskreis  gesprochen,  bei  dem die 

Einnahmen durch die Ressourcenwirtschaft wiederum Korruption und Cliquenwirtschaft 

fördern.  Neben  den  Auswirkungen  auf  staatliche  Institutionen  werden  auch  die 

problematischen  wirtschaftlichen  Folgen  einer  auf  Rohstoffexport  basierten  Ökonomie 

erwähnt. Die Bundesregierung verweist etwa auf Symptome der Holländischen Krankheit, 

wie  den  Verfall  des  produzierenden  Gewerbes  oder  Empfindlichkeit  gegenüber 

Preisschwankungen bei Rohstoffen (vgl. BMZ 2011: 6).

Ferner  wird auf  den Zusammenhang von Rohstoffen und Konflikten  eingegangen.  Die 

Bundesregierung  ist  der  Auffassung,  dass  Rohstoffeinnahmen  gewaltsame  Konflikte 

begünstigen und verlängern können, verweist aber gleichzeitig auf ethische und territoriale 

Streitigkeiten als eigentliche Ursache (vgl. BMZ 2011: 18). 

Als  vierten  größeren  Problembereich  werden  Sozial-  und  Umweltfolgen  des 

Ressourcenabbaus in Rohstoffländern ausgemacht. 

„Werden ökologische, soziale und technische Mindestanforderungen nicht beachtet, sind 
mit der Gewinnung von Rohstoffen häufig Umweltprobleme, Menschenrechtsverletzungen, 
Gefährdung  von  Leib  und  Leben  und  negative  soziale  Auswirkungen  für  die  lokale 
Bevölkerung verbunden.“ 
(BMZ 2011: 6)

Die  Sequenz  macht  deutlich,  dass  sich  die  Bundesregierung  der  vielfältigen  negativen 

Aspekte der Rohstoffwirtschaft in anderen Ländern bewusst ist. Sie führt diese Probleme 

auf die Missachtung von Mindeststandards zurück.

Zusammenfassend  lassen  sich  also  folgende  Überzeugungen  ausmachen: 

Entwicklungsländer  haben  schwache  staatliche  Strukturen,  wodurch  die  schädlichen 

Effekte  des  Ressourcenabbaus hervortreten.  Die  oben beschriebenen Auswirkungen auf 

Verwaltung, Wirtschaft und Konfliktparteien entsprechen dem wissenschaftlichen Konzept 
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des Ressourcenfluchs. Dieses  Konzept beschreibt die üblichen Probleme, mit denen viele 

rohstoffreiche  Staaten  zu  kämpfen  haben  (vgl.  Nuscheler  2010:  226f).  Da  die 

Bundesregierung auf dieselben Zusammenhänge eingeht, legt das nahe, dass sie von der 

Theorie des Ressourcenfluchs überzeugt ist. 

7.3.2 Abhilfe durch Good Governance, Umweltschutz und Know-how

Neben  den  gerade  geschilderten  Annahmen  über  die  Problemursachen  lassen  sich  im 

Material auch zentrale Lösungsansätze finden. Ein Ansatz besteht in der Durchsetzung von 

Umwelt- und Sozialstandards im Rohstoffsektor. Davon ist u.a. in der Rohstoffstrategie 

von  2010,  dem  Strategiepapier  des  BMZ   als  auch  in  der  Aufzeichnung  vom 

Rohstoffkongress  der  CDU/CSU die Rede.  So macht  sich die Bundesregierung für  die 

Einhaltung  von  internationalen  Mindeststandards  stark,  etwa  die  OECD  Leitsätze  für 

multinationale  Unternehmen  oder  ILO  Arbeitsnormen  (vgl.  BMZ  2011:  14).  Dahinter 

dürfte die Überzeugung liegen, dass allen Personen menschenwürdige Arbeitsbedingungen 

zustehen  und  die  Umwelt  im Sinne  der  Nachhaltigkeit  bewahrt  werden  soll.  Aus  den 

Reihen  der  Zivilgesellschaft  wird  kritisiert,  dass  die  angesprochenen  Mindeststandards 

keine substantielle Verbesserung darstellen, da sie zum Teil bereits gelten sollten oder nicht 

verpflichtend  sind. weshalb sich die Frage stellt,  wie ernst die dahinterstehenden Ziele 

wirklich verfolgt werden (vgl. Nguiffo 2010).

Neben  den  Standards  auf  operativer  Ebene  besteht  eine  zentrale  Intention  in  der 

Etablierung  von  guten  Rahmenbedingungen  auf  gesamtstaatlicher  Ebene.  Im 

Strategiepapier des BMZ heißt es: 

„Beispiele  wie  Mexiko,  Brasilien,  Chile,  Indien,  China,  Botswana  [...]  belegen,  dass 
Rohstoffreichtum für die Länder und ihre Bevölkerung Wohlstand bedeuten kann, sofern 
die politischen und rechtlichen Rahmenbedingungen stimmen. Der Schlüssel liegt in einer 
nachhaltigen  und entwicklungsorientierten  Wirtschaft  einschließlich  eines  konsequenten 
Umweltschutzes und guter Regierungsführung, [...]“ (BMZ 2011: 4)

Die Sequenz macht deutlich, dass die Bundesregierung von der Bedeutung politischer und 

rechtlicher  Rahmenbedingungen  überzeugt  ist.  Diese  werden  als  Strategie  zur 

Verhinderung des Ressourcenfluchs präsentiert. Um die Wirksamkeit zu belegen, werden 

andere  Länder  wie  Brasilien  genannt,  die  sich  trotz  großem  Rohstoffreichtums  zu 

funktionsfähigen  und  prosperierenden  Staaten  entwickelt  haben.  Auch  in  der 

Rohstoffstrategie von 2010 wird auf die Bedeutung des verantwortungsvollen Umgangs 
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mit Rohstoffen hingewiesen und gute Regierungsführung gefordert (vgl. BMWi 2010: 22).

Dass der Bundesregierung ein starker und funktionierender Staat wichtig ist,  wird auch 

durch  andere  Äußerungen  deutlich.  So  wird  im  Material  immer  wieder  das  Thema 

Staatseinnahmen  aufgegriffen.  Diese  werden  als  wichtige  Voraussetzung  für  die 

Erbringung von Staatsleistungen gesehen. Darum möchte die Bundesregierung, dass ein 

größerer  Anteil  der  Erlöse  aus  der  Rohstoffwirtschaft  den  Haushaltskassen  der 

Rohstoffländern zugute kommt (vgl.  BMZ 2011:  9;  Merkel  2012b;  BMWi  2010:  22). 

Dafür  wird auch immer  wieder  auf  die  Bedeutung von Transparenz im Rohstoffsektor 

verwiesen.  Die  Bundesregierung  sieht  darin  ein  wichtiges  Mittel,  um  neben 

Steuerhinterziehung  auch  Korruption  und  Ressourcenkonflikte  zu  verhindern.  So  wird 

davon gesprochen,  dass  sich  die  deutsche  Entwicklungshilfe  engagiert  für  transparente 

Finanzströme  im  Rohstoffsektor  einsetzt  (vgl.  BMZ  2011:  11).   Im  Kontext  von 

Transparenz  wird  im  Material  immer  wieder  die  EITI7 Initiative  erwähnt  und  die 

Bedeutung  ihrer  Arbeit  betont.  Dabei  handelt  es  sich  um einen  globalen  Standard  zur 

Offenlegung  von  Rohstoffeinnahmen,  bei  dem  Staatseinnahmen  und 

Unternehmenszahlungen erfasst und verglichen werden. In der Rohstoffstrategie von 2010 

wird darauf  verwiesen,  dass  die  Bundesregierung die  Initiative  finanziell  und politisch 

unterstützt (vgl.  BMWi  2010: 26). Ferner wird EITI auf Grund des Multi  Stakeholder 

Ansatzes,  der  neben  dem  Staat  auch  die  Einbeziehung  von  Unternehmen  und 

Zivilgesellschaft  vorsieht,  gelobt  (vgl.  BMZ 2011:  11).  Dass  die  Bundesregierung dem 

Thema Transparenz einen hohen Stellenwert einräumt, wird auch dadurch unterstrichen, 

dass  sie  inzwischen  die  Kandidatur  bei  der  EITI  eingereicht  hat.  Denn  während  im 

Untersuchungsmaterial noch von der Unterstützung der Initiative die Rede ist, erfolgte im 

Jahr  2014  schließlich  die  Bewerbung.  Da  sich  die  Initiative  hauptsächlich  auf 

Rohstoffexportierende  Länder  bezieht  und  Deutschland  keine  ernsthaften 

Korruptionsprobleme hat, ist die Kandidatur eher als symbolische Geste zu verstehen (vgl. 

BMWi  2014).  Durch  die  Unterstützung  von  EITI  wird  erneut  die  Befürwortung  von 

freiwilliger  Kooperation  und  Multilateralismus  sowie   funktionierender  Staatlichkeit 

deutlich. 

Die Forderung nach Transparenz im Rohstoffsektor wird sicherlich nicht nur wegen der 

entwicklungspolitischen Sinnhaftigkeit erhoben, sondern auch aufgrund der bemängelten 

Volatilität  der  Rohstoffpreise.  Diese  werden  nämlich  u.a.  auf  intransparente 

Marktstrukturen   zurückgeführt  (vgl.  BMWi 2010:  19),  weshalb  man  davon  ausgehen 

7 Extractive Industries Transparency Initiative. Globaler Standard zur Offenlegung von Rohstoffeinnahmen.
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kann, dass mit der Verfolgung von Transparenzzielen auch die Hoffnung verbunden ist, 

stabile Preise für deutsche Einkäufer zu erreichen. 

Die eben genannten Ziele, in Entwicklungsländern funktionierende Staaten zu etablieren, 

in denen verlässliche rechtliche und administrative Rahmenbedingungen herrschen sowie 

Transparenz  über  die  Zahlungsflüsse,  stehen  in  enger  Verbindung  zu  einem  weiteren 

Bestreben  der  Bundesregierung.  In  Bezug  auf  die  Entwicklungszusammenarbeit  mit 

Rohstoffländern heißt es: 

„Entwicklungspolitische Maßnahmen der Bundesregierung können dazu beitragen, dass in 
den Partnerländern durch den Aufbau eines stabilen und leistungsfähigen Rohstoffsektors 
und  kompetenter  staatlicher  Akteure  wichtige  Rahmenbedingungen  für  ein 
investitionsfreundliches Klima geschaffen werden, von dem auch die deutsche Wirtschaft 
profitieren kann.“ 
(BMWi  2010: 23)

„Und es geht um eine Verbesserung des Investitions- und Innovationsklimas, also um das,  
was  ich  schon  im  Zusammenhang  mit  verlässlichen  rechtlichen  Rahmenbedingungen 
genannt habe.“ (Merkel 2012b)

Die  Zitate  machen  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  sich  die  Etablierung  eines 

investitionsfreundlichen Klimas  in  den  Rohstoffländern  zum Ziel  gesetzt  hat.  Darunter 

versteht man im Allgemeinen Umstände, welche die Gründung von Unternehmen und die 

Verfolgung  wirtschaftlicher  Aktivitäten  begünstigen,  um  somit  Investoren  anzuziehen. 

Beachtet man, dass  dabei explizit auf den Nutzen für die deutsche Wirtschaft hingewiesen 

wird, dann erklärt das sicherlich auch ein Stück weit, weshalb sich die Bundesregierung für 

funktionierende Staaten stark macht. Denn gerade Punkte wie Rechtssicherheit oder gute 

Administration sind Voraussetzung für erfolgreiche unternehmerische Aktivität. Durch die 

Förderung von Good Governance in Entwicklungsländern unterstützt die Bundesregierung 

am Ende also auch deutsche Unternehmen und Investoren. Das wirft die Frage auf, ob 

darin das eigentliche Interesse des deutschen Engagements liegt.

Neben der guten Regierungsführung beteuert die Bundesregierung, auch den Schutz der 

Umwelt  für  wichtig  zu  halten.  Im  obigen  Zitat  zur  Bedeutung  von  stimmigen 

Rahmenbedingungen,  wird  Naturschutz  als  weiteres  Schlüsselelement  für 

verantwortungsvolle Rohstoffwirtschaft in Entwicklungsländern bezeichnet. Dieser Aspekt 

ist natürlichen auch eng mit dem allgemeinen Ziel der Nachhaltigkeit verbunden, welches 

ja  den  Erhalt  der  natürlichen  Lebensgrundlagen  betont.  Umweltschutz  spiegelt  sich 

ebenfalls in der bereits erläuterten Überzeugung wider, Ökonomie und Ökologie verbinden 

zu können. Der Umweltaspekt lässt darüber hinaus noch in so gut wie allen analysierten 

Materialien  finden.  Dabei  meist  in  Verbindung  mit  Effizienz,  Kreislaufwirtschaft  und 
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technischen Innovationen (vgl. BMWi 2010: 15ff).  Das Material macht ziemlich deutlich, 

dass Umweltaspekte das Handeln der Bundesregierung prägen. Dabei stellt sich die Frage, 

ob eine intakte Natur als Wert an sich verstanden wird oder ob dahinter andere Interessen 

liegen. Für die Vermutung, dass Umweltschutz kein reiner Selbstzweck ist spricht folgende 

Aussage der Kanzlerin:

„Es kann zur Verseuchung der Natur kommen, zum Beispiel durch einen falschen Abbau 
von Seltenen Erden, was auch die Offenheit der Länder, in denen Rohstoffe ausgebeutet 
werden, sehr beschränken oder dämpfen oder in das Gegenteil verkehren kann, wenn man 
hinterher über Jahrzehnte hinweg mit den Umweltschäden zu kämpfen hat.“ 

(Merkel 2012b)

Hier wird offen gesagt, dass Rohstoffabbau massive Schäden an der Natur anrichten kann, 

die noch Jahrzehnte später zu spüren sind. Die Umweltzerstörung wird aber nicht deshalb 

bemängelt, sondern weil damit die „Offenheit“ der Länder in denen Ressourcen abgebaut 

werden gedämpft werden kann. Das macht den Anschein als wäre der Umweltschutz in 

Rohstoffländern nur eine Mittel um Ressourcenlieferungen für Deutschland sicherzustellen 

und verdeutlicht gleichzeitig die hohe Priorität, die der Versorgungssicherheit zugestanden 

wird. 

Ein  weiteres  bedeutendes  Thema  in  der  Zusammenarbeit  mit  Rohstoffländern  ist  der 

Transfer von Know-how. Wie schon in den Abschnitten zum Selbstbild als Industrienation 

und der Ressourceneffizienz deutlich wurde, besteht die Überzeugung, dass Deutschland 

große Expertise vorweisen kann. Daraus wird wiederum die Idee abgeleitet, Rohstoffländer 

mit  Wissen  aus  Deutschland  zu  versorgen.  Im  Material  lassen  sich  einige  Sequenzen 

finden, in denen die Aus- und Weiterbildung von Fachkräften thematisiert wird. So wird in 

der  Zusammenarbeit  mit  dem  Rohstoffpartner  Kasachstan  darauf  hingewiesen,  dass 

Deutschland die Ausbildung junger Kasachen für die Industrie fördern möchte (vgl. Merkel 

2012a).  Im  entwicklungspolitischen  Teil  der  Rohstoffpolitik  ist  vom  Aufbau  von 

Fachkompetenz  in  staatlichen  Institutionen,  Forschungseinrichtungen  und  der 

Rohstoffwirtschaft  die  Rede  (vgl.  BMZ  2011:  9f).   Auch  im  offiziellen  Papier  zur 

Rohstoffstrategie wird dem Thema ein eigenes Kapitel gewidmet.

Hier  wird  darauf  hingewiesen,  dass  es  für  deutsche  Unternehmen  im  ausländischen 

Rohstoffsektor  nützlich  ist,  wenn  sie  auf  Fachpersonal  zurückgreifen  können,  dass  in 

Deutschland  ausgebildet  wurde  (vgl.  BMWi  2010:  18).  Ebenfalls  erwähnenswert  ist 

folgende Aussage:
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„Gleichzeitig schließen Jahr für Jahr tausende ausländische Studenten ihre Ausbildung an 
deutschen Bildungseinrichtungen, zum Großteil von der Bundesregierung gefördert, ab und 
kehren  als  hochqualifizierte  Fachkräfte  und  zukünftige  Führungskräfte  in  ihre 
Herkunftsländer zurück, um dort das neu erworbenen Know-how einzusetzen. Durch ihren 
Aufenthalt in Deutschland dürften sie gegenüber deutschen Belangen aufgeschlossen sein.“ 
(BMWi 2010: 18)

Hier wird auf die große Zahl an ausländischen Studenten verwiesen, die in Deutschland 

ausgebildet  werden.  Dabei  wird  eigens  auf  die  Förderung  durch  die  Bundesregierung 

aufmerksam  gemacht,  was  darauf  hinweist,  dass  die  Rekrutierung  von  Gaststudenten 

bewusst  angestrebt  wird.  Den in der  Bundesrepublik ausgebildeten Personen wird eine 

zukünftige Fach- und Führungsrolle in ihren Heimatländern prophezeit. Dies lässt auf die 

Überzeugung der Bundesregierung schließen, dass Deutschland Experten hervorbringt, die 

denen anderer Länder überlegen sind.  Am interessantesten ist aber die Aussage, wonach 

die ausländischen Studenten durch ihren Aufenthalt in Deutschland für deutsche Belange 

„aufgeschlossen“ sein sollten. Diese Sequenz offenbart einen Grund für die Förderung der 

Fachkräfteausbildung, den man nicht unbedingt erwarten würde. Stellt die Ausbildung von 

Experten  doch  im  Regelfall  eine  Maßnahme  dar,  die  dazu  dient  technische  und 

administrative  Probleme  zu  lösen.  Besonders  in  Bezug  auf  den  Rohstoffsektor  ist  im 

Material von Qualifikation für den Umgang mit Bergbautechnik oder der Durchführung 

von  Explorationsarbeiten  die  Rede.  Es  scheint  hier  aber  auch  die  Überzeugung  zu 

bestehen,  über  die  Ausbildung  von  ausländischen  Fachkräften  deutsche  Interessen  im 

Ausland durchsetzten zu können. Die Klarheit mit der dieses Ziel kommuniziert wurde, 

lässt  die  gesamten  Anstrengungen,  Entwicklungsländer  mit  der  Ausbildung  von 

Fachkräften zu unterstützen in einem anderen Licht erscheinen. Denn es ist zwar klar, dass 

die  Förderung  von  Know-how in  Rohstoffländern  nicht  nur  deren  Wohlergehen  dient, 

sondern  auch  Vorteile  für  Deutschland  bringt,  indem etwa  mehr  Ressourcen  abgebaut 

werden  können.  Dies  ist  aber  noch  etwas  anderes  als  die  Aussage,  Gaststudenten 

ideologisch  beeinflussen  zu  wollen.  Denn  das  macht  den  Anschein,  als  wollte  die 

Bundesregierung Dinge durchsetzen die nicht im Interesse der Rohstoffländer sind.

Im  Zusammenhang  mit  Entwicklungshilfe  in  Rohstoffländern  tritt  auch  der  relativ 

deutliche Wille hervor, die Ressourcenförderung in diesen Ländern auszuweiten, ein Punkt 

der  eng  mit  dem  Ziel  der  Rohstoffversorgung  zusammenhängt.  So  wird  die 

Leistungsfähigkeit  von  geologischen  Instituten  in  Entwicklungsländern  bemängelt  und 

deren  Ausbau  gefordert,  damit  diese  die  Rohstoffpotentiale  ihrer  Heimatländer  besser 
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erfassen  können.  (vgl.  BMZ  2011:  9).  Bei  der  bereits  erörterten  Förderung  der 

Kreislaufwirtschaft  wird  ebenfalls  darauf  verwiesen,  dass  Entwicklungsländer  durch 

Recycling ihr „[...] Rohstoffangebot erhöhen und zusätzlich Material exportieren könnten.“ 

(ebd.: 17). Diese Möglichkeit wird auch bei einem weiteren Aspekt der Rohstoffthematik 

gesehen, dem Kleinbergbau. Dieser wird nur im BMZ Strategiepapier aufgegriffen, obwohl 

es  sich  hierbei  um  ein  verbreitetes  Phänomen  im  Rohstoffsektor  handelt.  Unter 

Kleinbergbau versteht man die informelle Ressourcengewinnung durch Einheimische, die 

meist unter schlechten Bedingungen und mit einfachsten Mitteln durchgeführt wird. Diese 

Vorgehensweise  ist  in  vielen  Entwicklungsländern  verbreitet  und  zieht  einige  negative 

Folgen nach sich.  Durch die unprofessionellen Abbaumethoden stellt  der  Kleinbergbau 

etwa eine Gefahr für Mensch und Natur dar, ferner kommen die dort erzielten Erlöse den 

Staatskassen nicht zu gute. Die Bundesregierung ist sich dieser Problematik bewusst und 

sieht  in  der  Formalisierung  der  inoffiziellen  Bergbautätigkeiten  die  Möglichkeit, 

Mindeststandards einzuführen und zusätzliche Einnahmen für den Staat zu generieren (vgl. 

BMZ 2011: 14f). Ferner wird darauf hingewiesen, dass durch den Kleinbergbau häufig 

auch neue Vorkommen gefunden werden, „[...] die einer industriellen Gewinnung den Weg 

ebnen  können.“  (ebd.:  2011:  14)  Somit  besteht  selbst  bei  diesem  heiklen  Thema  die 

Ausweitung der Rohstoffförderung auf dem Plan. 

Wenn man davon ausgeht, dass im entwicklungspolitischen Bereich die Förderung anderer 

Ländern im Fokus steht und man dort trotzdem auf das Ziel der Rohstoffversorgung stößt, 

dann spricht  das  für  den hohen Stellenwert  dieser  Überzeugung.  Im vorliegenden Fall 

scheint  das  der  Fall  zu  sein,  denn  die  eben  genannten  Beispiele  zur  Ausweitung  der 

Rohstoffgewinnung  in  Entwicklungsländern  stammen  alle  aus  dem Strategiepapier  des 

Entwicklungsministeriums.

Als  letzten  Aspekt  im Bereich  der  Entwicklungszusammenarbeit  soll  der  Umgang  mit 

Konfliktrohstoffen beleuchtet werden. Hierbei handelt es sich um eines der schlimmsten 

Probleme im Zusammenhang mit Ressourcen. Wie bereits kurz erwähnt wurde, geht auch 

die  Bundesregierung  davon  aus,  dass  Rohstoffe  im  Zusammenhang  mit  gewaltsamen 

Auseinandersetzungen  stehen  können.  Trotz  der  Brisanz  dieses  Themas,  wird  im 

Dokument der Rohstoffstrategie von 2010, aber kaum darauf eingegangen. Dies wird auch 

vom Aktivisten Samuel Nguiffo bemerkt, der kritisiert, dass nicht klar wird ob Deutschland 

Rohstoffprojekte in Konfliktgebieten unterstützt (vgl. Nguiffo 2010). Im Strategiepapier 

des BMZ wird dagegen etwas ausführlicher über das Thema Rohstoffkonflikte informiert. 
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Hier  wird  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  Ressourcenkonflikte  hauptsächlich  auf 

schwache Staaten, territoriale und ethnische Konflikte sowie gestiegene Rohstoffnachfrage 

zurückführt. Interessant ist dabei, auf welches Erklärungsmodell sich die Bundesregierung 

bezieht.  Zur Erklärung eines komplexen Phänomens wie das eines Ressourcenkonflikts 

existieren natürlich verschiedene Theorien. Zwei bekannte Konzepte, die dies versuchen, 

sind das Greed Modell und das Grievance Modell. Während der Greed Ansatz Konflikte 

durch ökonomische Ziele, wie etwa Rohstoffeinnahmen, motiviert sieht, hält der Grievance 

Ansatz ideologische Gründe wie Religions- oder Ethnienzugehörigkeit, für die eigentliche 

Ursache  von  Konflikten  (vgl.  Collier;  Hoeffler  2002:  1).   Die  Argumente  der 

Bundesregierung  passen  eher  zu  Letzterem.  Das  legt  den  Schluss  nahe,  dass  sie  das 

Vorhandensein von Rohstoffen nicht für den Auslöser von Konflikten hält,  sondern vor 

allem  als  Katalysator  für  bereits  bestehende  Spannungen.  Diese  Feststellungen  lässt 

wiederum Boykotte von Rohstoffen weniger sinnvoll erscheinen, als Mittel,  die auf die 

Beseitigung von Unstimmigkeiten abzielen.  Entsprechend hält  die  Bundesregierung die 

Unterstützung  von  Interessenausgleich,  Partizipation  und  Transparenz  für  die  richtige 

Lösung, um Konflikte  im Zusammenhang mit  Ressourcen zu lösen.  Außerdem werden 

Unternehmen dazu aufgerufen,  sich auch über  gesetzliche Bestimmung hinaus  auf  den 

ausschließlichen Einsatz von konfliktfreien Ressourcen zu verpflichten (vgl. BMZ 2011: 

18f).  Zum  Aspekt  der  Transparenz  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  Deutschland  mit  dem 

sogenannten  Coltan  Fingerprint  ein  chemisches  Verfahren  entwickelt  hat,  mit  dem 

Herkunftsnachweise  von  Coltan-Erzen  ermöglicht  werden.  Somit  soll  der  Handel  von 

Mineralien aus Konfliktregionen verhindert werden. Dieses Verfahren ist das weltweit erste 

seiner Art (vgl. BGR 2010b). 

Die  hier  aufgeworfenen  Lösungsansätze  machen  deutlich,  dass  die  Bundesregierung 

Maßnahmen ergreift, um gegen das Phänomen der Ressourcenkonflikte vorzugehen. Dabei 

zeigt sich wiederum die Überzeugung, durch Kooperation und multilateralem Vorgehen 

zum  Ziel  zu  gelangen.  Indirekt  wird  auch  noch  einmal  auf  die  Bedeutung  eines 

funktionierenden  Staates  verwiesen.  Darüber  hinaus  wird  mit  dem  Coltan-

Herkunftsnachweis neben politischen Lösungen auch ein technischer Ansatz verfolgt, wie 

das schon im Bereich der Effizienz und Kreislaufwirtschaft getan wird. 
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7.3.3 Entwicklungshilfe aus wohlverstandenem Eigeninteresse 

Im obigen Kapitel zu den Entwicklungsaspekten deutscher Rohstoffpolitik wurden viele 

Punkte aufgeworfen. Hier sollen die wichtigsten Aspekte noch einmal rekapituliert werden. 

Vorher  wird  aber  noch  kurz  auf  den  Stellenwert  der  Entwicklungshilfe  innerhalb  der 

Rohstoffpolitik eingegangen. 

Bei der Analyse des Materials fiel als erstes die Tatsache ins Auge, dass dem kritischen 

Thema Rohstoffe und Entwicklung im offiziellen Strategiepapier von 2010 nur ein relativ 

kurzer Teil gewidmet wird. Dies wurde auch von Seiten der Zivilgesellschaft bemängelt 

und als Indiz für den geringen Stellenwert dieser Thematik gesehen. Dabei wurde aber 

meist nicht die Tatsache beachtet, dass von Seiten des BMZ ein eigenes Strategiepapier, zu 

diesem Thema veröffentlicht wurde. Jetzt kann man die Anfertigung einer eigenständigen 

Veröffentlichung,  als  Beweis  dafür  sehen,  dass  die  Entwicklungsaspekte  nur  ein 

Nebenprodukt der eigentlichen Rohstoffpolitik darstellen, oder man sieht darin stattdessen 

eine Betonung ihrer Bedeutung. Hier wird davon ausgegangen, dass die Erstellung eines 

eigenen Papiers nicht ohne Grund geschieht und deshalb durchaus für den Stellenwert der 

Entwicklungspolitik spricht. Erwartungsgemäß ist das Thema, im restlichen untersuchten 

Material nicht das zentrale Motiv. Dennoch wurde es immer wieder aufgegriffen.

Wenn  man  die  oben  analysierten  Aspekte  noch  einmal  betrachtet,  lassen  sich  einige 

interessante Feststellungen machen.  Zum einen wird aus dem Material  klar  ersichtlich, 

dass  sich  die  Bundesregierung,  über  die  unterschiedlichsten  Probleme,  die  im 

Zusammenhang mit Ressourcenwirtschaft in Entwicklungsländern bestehen, bewusst ist. 

So greift sie die gängigen Theorien wie die Holländische Krankheit oder Konfliktrohstoffe 

auf.  

Im  Bezug  auf  den  Einfluss  der  Rohstoffwirtschaft  auf  Entwicklungsländer  wird  die 

Überzeugung deutlich, dass Rohstoffwirtschaft für ein gutes Mittel gehalten wird, um die 

Entwicklung  von  Rohstoffländern  voranzubringen.  Es  wird  hier  von  einer  Win-win 

Situation ausgegangen, bei der Deutschland seine Rohstoffversorgung sicherstellen kann 

und die Entwicklungsländer von den Ressourcenerlösen profitieren. 

Ferner  wird  klar,  dass  die  Bundesregierung  einen  funktionsfähigen  Staat  für  einen 

zentralen Ansatz hält, um einen Großteil der oben aufgeworfenen Probleme zu lösen. Denn 

auch  die  Einhaltung  von  Mindeststandards  oder  verlässliche  Rahmenbedingungen  sind 

letztendlich von einer funktionierenden Administration abhängig.

Auch  in  der  Entwicklungszusammenarbeit  wird  die  Überzeugung  deutlich,  multilateral 
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vorzugehen,  dabei  wird  neben  der  staatlichen  Ebene  auch  der  Einbezug  der 

Zivilgesellschaft gemeint. Dieser Ansatz gilt besonders für die Lösung und Prävention von 

Ressourcenkonflikten. 

Ein  weiterer  Punkt,  der  die  Entwicklungspolitik  im  Rohstoffbereich  prägt,  sind  die 

deutschen  Interessen.  Betrachtet  man  die  verschiedenen  Lösungsansätze,  die  hier 

angesprochen werden, stellt man fest, dass diese meist mit einem Nutzen für Deutschland 

verbunden sind. So wird  Recyclingtechnik auch als Weg gesehen, um die Rohstoffexporte 

von Entwicklungsländern zu erhöhen, die Qualifizierung von Personal soll dieses auch für 

deutsche Belange sensibilisieren und gute rechtliche wie politische Rahmenbedingungen 

erleichtern  die  Geschäfte  deutscher  Unternehmen.  Die  Schaffung  eines  guten 

Investitionsklimas ist ein explizites Ziel der entwicklungspolitischen Bemühungen. 

Die  Beispiele  verdeutlichen,  dass  die  Entwicklungshilfe  im  Rohstoffsektor  keine  rein 

karitative  Angelegenheit  ist,  sondern  von  einem  wohlverstandenen  Eigeninteresse 

angeleitet wird. Die Bundesregierung strebt, und das wird im Material klar ausgedrückt, 

Win-win Situationen an, bei der beide Seiten profitieren. Ob das immer zutrifft, ist eine 

andere  Frage.  Klar  bleibt,  dass  sich  auch  in  der  Entwicklungspolitik  das  Ziel  der 

Versorgungssicherheit niederschlägt. Es wäre jedoch zu kurz gegriffen, dies als einziges 

Motiv zu unterstellen. Die erläuterten Beispiele sollten das deutlich gemacht haben. 

7.4 Der Markt als Lösung der Rohstoffproblematik 

Die Analyse des Materials macht eine weitere Überzeugung deutlich, die für die deutsche 

Rohstoffpolitik von zentraler Bedeutung ist, nämlich das Prinzip der Marktwirtschaft. Auf 

sie wird sich besonders in der Rohstoffstrategie von 2010 immer wieder bezogen.  So ist 

bereits auf den ersten Seiten der Rohstoffstrategie davon die Rede, dass sich Angebot und 

Nachfrage in einer funktionierenden Marktwirtschaft immer angleichen und so für stabile 

Verhältnisse und Versorgungssicherheit  sorgen (vgl.  BMWi 2010:  6).  In  Bezug auf die 

festgestellten Verwerfungen auf den Rohstoffmärkten heißt es: 

„Verknappungen  können  lediglich  dann  vorübergehend  entstehen,  wenn  zu  wenig 
exploriert  wird,  [...]  Spekulationseffekte  oder  politische  Markteingriffe  auftreten;  die 
Preissignale werden  aber,  eventuell  mit  mehrjähriger  Verzögerung,  zu  einer  Balance 
zwischen Angebot und Nachfrage führen.“ (BMWi 2010: 6)

Das Zitat macht das große Vertrauen in die Marktkräfte deutlich, da davon die Rede ist, 
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dass  sich die Balance zwischen Angebot und Nachfrage selbst gegen Widerstände wie 

politische Markteingriffe durchsetzen wird. Zwar wird auf die mögliche Dauer bis zum 

Eintreten dieses Effekts hingewiesen, aber letzten Endes besteht kein Zweifel an dessen 

Wirksamkeit. Dies ist ein interessanter Punkt, denn staatliche Eingriffe werden an anderer 

Stelle als großes Problem gesehen, gegen das unbedingt vorgegangen werden soll.  Hier 

macht es jedoch den Eindruck, als würde sich die Rohstoffthematik ohnehin von selbst 

regulieren. Auch im BMZ Strategiepapier wird darauf hingewiesen, dass bei nüchterner 

Analyse keine dauerhaften Versorgungsprobleme zu erwarten sind, da sich Angebot und 

Nachfrage langfristig immer ausgleichen (vgl. BMZ 2011: 5). Dies und die Erwähnung des 

Begriffs „nüchterner Analyse“ machen den Eindruck, als würde die Bundesregierung die 

aufgeworfene Versorgungsdebatte für etwas überzogen halten.

Ein weiterer Punkt, der die marktwirtschaftliche Ausrichtung unterstreicht, wird durch die 

Erwähnung des ordnungspolitischen Rahmens klar. In der Rohstoffstrategie von 2010 wird 

diesem  ein  eigenes  Kapitel  gewidmet.  Darin  wird  deutlich  hervorgehoben,  dass  die 

Bundesregierung die Rohstoffversorgung für Aufgabe der Unternehmen hält. Entsprechend 

wird  auch  der  Aufbau  eines  staatlichen  Rohstoffunternehmens  abgelehnt  (vgl.  BMWi 

2010: 8). An anderer Stelle wird die Skepsis gegenüber wirtschaftlichen Aktivitäten von 

Staaten ebenfalls deutlich. So meint die Kanzlerin, dass die Politiker gelernt hätten, sich 

besser aus vielen Dingen herauszuhalten und stattdessen die Wirtschaft machen zu lassen. 

Trotz  der  deutlichen  Favorisierung  einer  Selbstregulierung  des  Marktes,  sieht  die 

Bundesregierung die Notwendigkeit, im Rohstoffsektor flankierend tätig zu werden. Dies 

wird  auf  die  Markteingriffe  anderer  Staaten  zurückgeführt  (vgl.  Merkel  2012b).  Die 

Bundesregierung  scheint  also  der  Überzeugung  zu  sein  mit  der  Unterstützung  der 

Wirtschaft, eine Benachteiligung deutscher Unternehmen ausgleichen zu müssen, wodurch 

ihre Einmischung gerechtfertigt wird.

Ein weiterer Aspekt, der mit der Marktwirtschaft eng zusammenhängt, ist die Forderung 

nach  freiem  Handel.  Im  gesamten  Material  wird  immer  wieder  darauf  eingegangen, 

weshalb man davon ausgehen kann, dass seine Durchsetzung ein wichtiges Anliegen der 

Bundesregierung ist.

So  wird  freier  Handel  in  der  Rohstoffstrategie  von  2010  als  erster  Punkt  unter  den 

Kernzielen  genannt  und  im  Koalitionsvertrag  ist  der  Abbau  von  Handelshemmnissen 

ebenfalls ein erklärtes Ziel (vgl. BMWi 2010: 7; CDU; CSU; SPD 2013: 18). Warum dem 

Freihandel eine so große Bedeutung beigemessen wird, lässt sich durch eine Sequenz in 

der  Rohstoffstrategie  erklären.  Dort  wird  auf  die  Ortsgebundenheit  von  Ressourcen 
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hingewiesen  und daraus  die   zwingende  Notwendigkeit  eines  möglichst  ungehinderten 

Handels  abgeleitet.  Die  Bundesregierung  sieht  darin  also  eine  Voraussetzung,  um  die 

deutsche Rohstoffversorgung sicherzustellen. Die Forderung nach einem freien Welthandel 

wird  darüber  hinaus  noch durch  den Verweis  auf  die  WTO gerechtfertigt.  Denn diese 

Organisation setzt sich für einen möglichst ungehinderten Handel ein und wird von einem 

Großteil aller Länder getragen. Somit verweist die Bundesregierung auch indirekt auf die 

Tatsache, nur ein allgemein legitimiertes Interesse zu verfolgen (vgl. BMWi 2010: 9). 

Das Thema Freihandel wird auch auf die Entwicklungsländer bezogen. So äußert sich die 

Kanzlerin: „Wir glauben, dass eine nachhaltige Entwicklung in den Entwicklungsländer 

am besten durch offenen Handel, durch fairen Handel […] möglich sein wird.“ (Merkel 

2012b).  Darin  spiegelt  sich  sicherlich  auch  das  Interesse  wider,  Ressourcen  günstiger 

importieren zu können. Andererseits wird in Bezug auf Entwicklungsländer auch darauf 

verwiesen,  dass  diese  häufig  auf  die  Einnahmen  durch  Exportzölle  angewiesen  sind, 

weshalb ein Verbot sämtlicher Zölle nicht für sinnvoll gehalten wird. Stattdessen sollen 

diesen Ländern Übergangsfristen eingeräumt werden (vgl. BMZ 2011: 22; BMWi 2010: 9). 

Die Bundesregierung scheint also der Überzeugung zu sein, dass Handelsbeschränkungen 

unter gewissen Umständen zu rechtfertigen sind, während sie aber letztendlich abgebaut 

werden sollen.

Die obigen Beispiele machen deutlich, dass die Bundesregierung von einer Organisation 

der  Wirtschaft  überzeugt  ist,  in  der  eine  weitgehende  Selbstregulierung  des  Marktes 

stattfindet, planwirtschaftliche Eingriffe werden abgelehnt. Ferner wird der weltweite freie 

Handel befürwortet. Diese Einstellung ist sicherlich zum Teil der Tatsache geschuldet, dass 

in  Deutschland  die  soziale  Marktwirtschaft  als  Grundprinzip  tief  verankert  ist.  Aber 

daneben spricht auch ein konkreter rohstoffpolitischer Grund für die  Befürwortung des 

Marktes. Denn wie bereits klar wurde,  verfügt Deutschland selbst nicht über genügend 

Ressourcen,  weshalb  diese  auf  dem  globalen  Markt  erworben  werden.  Ein  freies 

marktwirtschaftliches System kommt der Bundesrepublik dabei zugute,  da sie dort  ihre 

wirtschaftliche Stärkte ausspielen kann und die benötigten Rohstoffe einfach aufkaufen 

kann.
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7.5 Menschenrechte und Rohstoffinteressen

Ein Thema das im Zusammenhang mit Rohstoffabbau immer wieder auftaucht sind Grund- 

und  Menschenrechte.  Da  viele  Ressourcen  aus  Entwicklungs-  und  Schwellenländern 

stammen, die  zum Teil für ihre kritische menschenrechtliche Lage bekannt sind, stellt sich 

schnell  die  Frage  wie  sich  Deutschland  in  diesem  Spannungsfeld  platziert.  Als 

Handelspartner trägt Deutschland eine Mitverantwortung für die dortige Situation, denn 

letztlich unterstützt deutsches Kapital die dortigen Verhältnisse.

In der Rohstoffpolitik der Bundesregierung wird das Thema Menschenrechte aufgegriffen. 

Im Material wird an verschiedenen Stellen darauf hingewiesen. Auffällig ist dabei, dass 

neben  der  Nennung  meist  nur  relativ  kurz  auf  das  Thema  eingegangen  wird.  In  der 

Rohstoffstrategie wird etwa an einer Stelle nur die Überzeugung geäußert, dass nachhaltige 

Entwicklung ohne Achtung der Menschenrechte nicht möglich sei (vgl. BMWi 2010: 8). 

Im  Strategiepapier  des  BMZ  sind  Menschenrechte  im  Zusammenhang  mit 

Mindeststandards ein Thema. Dort sieht man die Unternehmen in der Pflicht, nicht nur auf 

die  Einhaltung  von grundlegenden Rechten  zu  achten,  sondern  diese  aktiv  zu  fördern. 

Ferner  wird  darauf  verwiesen,  dass  über  die  Weltbank  zur  Verbesserung  der 

Lebensbedingungen und damit auch zur Verwirklichung der Menschenrechte beigetragen 

wird.  Ebenfalls  wird  öfters  das  Ziel  genannt,  Sozialstandards  in  Entwicklungsländern 

durchsetzen  zu  wollen.  Diese  gehen über  die  eigentlichen  Menschenrechte  hinaus  und 

sollen etwa bessere Arbeitsbedingungen sicherstellen (vgl. BMZ 2011: 14; ebd.: 21). Die 

Beispiele machen deutlich,  dass sich die Bundesregierung über die Menschenrechtslage 

und die Abbaubedingungen in Rohstoffländern bewusst ist.  Es lässt sich auch die klare 

Überzeugung  erkennen,  dass  allen  Menschen  grundlegende  Rechte  zuerkannt  werden. 

Diese  Erkenntnis alleine ist nicht sehr überraschend, da die Achtung der Menschenrechte 

bereits  im deutschen Grundgesetz verankert ist.  Interessanter ist  hier die Frage,  welche 

Priorität diesen Rechten eingeräumt wird, wenn sie in Konkurrenz zu anderen Interessen 

stehen. So wurde ja schon im Abschnitt über Mindeststandards deutlich, dass einige der 

angestrebten  Mechanismen  zur  Durchsetzung  von  grundlegenden  Rechten  nicht  als 

besonders  ambitioniert  gelten.  Das  wirft  die  Frage  auf,  ob  im  Interesse  der 

rohstofffördernden Unternehmen, nur ein Minimalprogramm der Menschenrechte verfolgt 

wird.  Ein  anderes  Beispiel,  dass  die  Priorität  von  Menschenrechen  illustriert,  ist  die 

Zusammenarbeit mit Kasachstan. Obwohl es sich hierbei um ein autoritär regiertes Land 

handelt,  dessen  Menschenrechtslage  als  problematisch  gilt,  wurde  dennoch  eine 
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Rohstoffpartnerschaft  mit  diesem Land  abgeschlossen.  Besonders  brisant  ist  dabei  die 

Tatsache, dass es kurz vor dem Vertragsabschluss zu einer gewaltsamen Niederschlagung 

von Protesten kasachischer Ölarbeiter kam, bei der mehrere Menschen getötet wurden (vgl. 

Zeit  2011).  Dieser  Vorfall  findet  sich  auch  im  untersuchten  Material  wieder.  Auf  der 

Pressekonferenz  anlässlich  der  Vereinbarung  der  Rohstoffpartnerschaft  spricht  die 

Kanzlerin diesen an und äußert sich auch über die allgemeine Menschenrechtslage. So teilt 

sie  mit,  dass  mit  dem kasachischen  Präsidenten  über  den  Vorfall  gesprochen  und  die 

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses befürwortet wurde (vgl. Merkel  2012a). Auf 

die  Frage  eines  Journalisten  nach  der  Vereinbarkeit  von  Respekt  gegenüber  der 

Souveränität  von  Partnerländern  und  der  Thematisierung  von  Menschenrechtsfragen 

antwortet die Kanzlerin:

„Was  meine  Frage  anbelangt,  so  ist  die  deutsche  Außenpolitik  immer  wertegebunden. 
Deshalb  sprechen  wir  bei  allen  wirtschaftlichen  Interessen  natürlich  genauso  über 
Menschenrechte und die Einhaltung demokratischer Prinzipien. Wir haben das heute zum 
Beispiel  wieder  mit  Kasachstan  gemacht.  Ich  habe  immer  darauf  geachtet,  dass  wir  
Antworten bekommen. Das wird in der deutschen Außenpolitik auch weiter so gang und 
gäbe und Usus sein.“ (Merkel 2012a)

Das Zitat macht die Überzeugung der Bundesregierung, eine wertegebundene Außenpolitik 

zu betreiben, deutlich. Es wird auch von den wirtschaftlichen Interessen gesprochen, um 

dann   sofort  auf  die  Gleichrangigkeit  der  Menschenrechte  hinzuweisen.  In  Bezug  auf 

Kasachstan  wird  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  Menschenrechtsverletzungen 

angesprochen  hat.  Die  Aussage,  wonach  immer  darauf  geachtet  wird  „Antworten“  zu 

bekommen, lässt vermuten, dass aktives Handeln eingefordert wird. Was darunter konkret 

gemeint ist, lässt sich aber auf Grund des weiten Begriffs nicht eindeutig sagen, denn auch 

die reine Kenntnisnahme könnte schon als Antwort gelten. Abgesehen von der Erwähnung 

durch die Kanzlerin hatte der Vorfall keine weiteren Folgen und die Partnerschaft stand 

dadurch wohl auch nie in Frage. Besonders dieser Fall macht den Eindruck, als verfolge 

die Bundesregierung die Menschenrechtsthematik nur halbherzig. 

Der  Fall  Kasachstan  sollte  deutlich  gemacht  haben,  dass  Menschenrechtsverletzungen 

scheinbar keinen Grund darstellen,  um eine Kooperation in Rohstoffangelegenheiten zu 

verhindern.  Insgesamt zeigt die  Betrachtung der  Menschenrechtsthematik,  dass es zwar 

durchaus Bemühungen gibt, auf eine Verbesserung hinzuwirken, aber bisweilen scheinen 

die Rohstoffinteressen doch zu überwiegen. Natürlich muss man Bedenken, dass dieser 

Schluss auf Grundlage des untersuchten Materials getroffen wurde und eine abschließende 

Beurteilung, wenn überhaupt, nur auf Grundlage einer ausführlicheren Analyse getroffen 
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werden kann.

8. Zusammenfassung und Fazit

Auf den vorangegangenen Seiten wurden einige Aspekte der deutschen Rohstoffpolitik seit 

2010  beleuchtet.  Dabei  wurde  davon  ausgegangen,  dass  die  Rohstoffpolitik  von 

bestimmten Vorstellungen angeleitet wird. Ziel der vorliegenden Arbeit war es nun, die 

zentralen  Überzeugungen,  welche  das  Handeln  der  Bundesregierung  anleiten,  zu 

rekonstruieren. Dafür wurden verschiedene Äußerungen der Bundesregierung und Dritter 

mit Hilfe der Grounded Theory analysiert. Die festgestellten Muster wurden dann unter 

mehrere thematische Blöcke zusammengefasst und ausgearbeitet. Die hierbei entwickelten 

zentralen Handlungsregeln sollen im Folgenden noch einmal rekapituliert werden:

Im ersten Abschnitt der Arbeit wurden die Vorstellungen der Bundesregierung über den 

Status quo im Rohstoffsektor rekonstruiert. Sie geben Aufschluss über wahrgenommene 

Probleme  und  definieren  Handlungsspielräume.  Es  wurde  festgestellt,  dass  die 

Bundesregierung von einem steigenden Rohstoffverbrauch ausgeht, der in absehbarer Zeit 

noch  weiter  steigen  wird.  Daraus  wird  wiederum  ein  verstärkter  Wettbewerb  um  die 

weltweiten  Rohstoffvorkommen  abgeleitet.  Allgemein  wird  ein  Wandel  des 

Rohstoffsektors wahrgenommen, der besonders durch das Auftreten von neuen Akteuren 

geprägt ist, die ihre Rohstoffinteressen mit Nachdruck verfolgen. Bei diesen handelt es sich 

allen voran um China und Indien. Ihnen werden illegitime Eingriffe in den Rohstoffmarkt 

vorgehalten, die zu einer Verzerrung des Marktes führen und zum Nachteil Deutschlands 

sind. Die Entwicklungen im Rohstoffsektor werden so ernst genommen, dass sie sogar als 

Bedrohung  für  deutsche  Sicherheitsinteressen  gelten.  Der  gesteigerte  Wettbewerb  um 

Ressourcen  wird  für  einen  potentiellen  Auslöser  von  zwischenstaatlichen  Konflikten 

gehalten.  Darüber  hinaus  wird  besonders  auf  die  Bedeutung  sicherer  und  freier 

Transportwege  für  Ressourcen  hingewiesen,  weshalb  ein  Ziel  in  der  Sicherstellung 

militärischer Potentiale auf den Weltmeeren liegt.

Die  genannten  Setzungen  machen  deutlich,  dass  die  Bundesregierung  von  einer 

Trendwende  im  Rohstoffsektor  ausgeht,  hin  zu  verstärkten  Konkurrenzkampf  um 

Ressourcen in dem sich Deutschland gegenüber anderen realistischen Akteuren behaupten 

muss. Es macht den Eindruck, als sehe sich die Bundesregierung genötigt, selbst politisch 

aktiv zu werden, um eine Benachteiligung Deutschlands zu verhindern.

Im zweiten Themenblock dieser Arbeit wurden die Handlungsregeln beleuchtet, die sich 
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aus  dem  Selbstbild  Deutschlands  ableiten  lassen.  Denn  die  Sicht  der  Regierung  auf 

Deutschland  hat  auch  Einfluss  auf  die  Gestaltung  der  Rohstoffpolitik.  So  ist 

Bundesregierung etwa der Überzeugung, dass Deutschland ein rohstoffreiches Land mit 

einer  gewachsenen Bergbautradition ist.  Daraus  leitet  sich die Handlungsregel  ab,  sich 

wieder verstärkt den heimischen Rohstoffquellen zuzuwenden. Ferner wird deutlich, dass 

die  aus  der  Bergbautradition  stammende  Expertise  wieder  gestärkt  werden  soll.  Eine 

weitere Überzeugung ist die, dass Deutschland Ökonomie und Ökologie im Rohstoffsektor 

verbinden kann. Das untersuchte Material macht deutlich, dass die Bundesregierung dies 

auf  Grundlage  deutscher  Hightechkompetenz  für  möglich  hält.  Eine  darauf  basierende 

Handlungsregel ist die Förderung von Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft. Diese 

stellen zentrale Lösungsansätze der Rohstoffpolitik dar. Was unter anderem dadurch belegt 

wird,  dass  die  Bundesregierung  sie  auch  auf  internationaler  Ebene  propagiert.  Die 

Verfolgung des Effizienzziels hängt darüber hinaus mit der übergeordneten Überzeugung 

zusammen, Politik nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit zu betreiben. In Bezug auf die 

Rohstoffpolitik  wird darunter  die  Schonung der  natürlichen Ressourcen,  aber  auch der 

Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen verstanden. Wobei der Eindruck 

entsteht, dass vor allem letzteres als wichtig erachtet wird, denn Ressourceneffizienz wird 

auch als Wettbewerbsvorteil präsentiert. 

Es  konnten  ebenfalls  Überzeugungen  ausgemacht  werden,  welche  die  Umsetzung 

deutscher Rohstoffpolitik im Zusammenhang mit anderen Staaten anleiten. Diese besteht 

vor  allem  darin,  durch  multilaterales  Vorgehen  über  internationale  Organisationen  zu 

agieren. Dabei wird besonders eng mit der EU Kooperiert,  welche ja zum Teil  für die 

deutsche Rohstoffaußenpolitik zuständig ist. Ferner wird durch  das abgestimmte Vorgehen 

mit  der  EU  die  Möglichkeit  gesehen,  deutsche  Interessen  mit  größerem  Gewicht  zu 

vertreten. Gleichzeitig wird durch den Aufbau von Rohstoffpartnerschaften aber auch ein 

bilaterales  Vorgehen  verfolgt.  Die  Bundesregierung  verspricht  sich  dadurch 

höchstwahrscheinlich bessere Möglichkeiten, die Versorgung mit spezifischen Rohstoffen 

zu sichern, als es über multilaterale Organisationen möglich wäre. 

Das für die Rohstoffpolitik bedeutendste Selbstbild besteht darin, eine Industrienation zu 

sein.  Aus dem  Material  wird deutlich,  dass die  Bundesregierung die Industrie  für  das 

Rückgrat   der  deutschen  Wirtschaft  hält.  Von  ihrem  Bestehen  wird  auch  die 

Innovationskraft  und   Forschungsleistung  Deutschlands  abhängig  gemacht.  Der  Status 

einer Industrienation kann als Teil der Identität Deutschlands verstanden werden. Darum 

ist  es nicht  verwunderlich,  dass die Überzeugung besteht,  diesen Zustand bewahren zu 
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müssen.  Woraus  sich  wiederum das  essentielle  Ziel  der  Rohstoffversorgungssicherheit 

ableitet.

Der  dritte  größere  Abschnitt  widmete  sich  den  entwicklungspolitischen  Aspekten  der 

Rohstoffpolitik. Hierbei wurden folgende zentrale Handlungsregeln ausgemacht:

Als erstes hält die Bundesregierung Rohstoffwirtschaft prinzipiell für förderlich, was auch 

in  Bezug  auf  Ressourcenkonflikte  deutlich  wird,  deren  Ursprung  nicht  auf  Rohstoffe 

zurückgeführt  wird.  Dennoch werden eine Reihe von Nachteilen erkannt,  die  mit  dem 

Rohstoffabbau in Verbindung gebracht werden. Die Bundesregierung geht dabei von den 

gängigen  Problemen  des  Ressourcenfluchs  aus.  Hier  lässt  sich  die  Überzeugung 

ausmachen, dass die Etablierung eines funktionierenden Staates als die zentrale Lösung für 

den Großteil dieser Probleme in Rohstoffländern gehalten wird. Darüber hinaus sollen auf 

Ebene  der  Unternehmen  internationale  Standards  durchgesetzt  werden.  Es  wird  sich 

ebenfalls  für mehr Transparenz im Rohstoffsektor eingesetzt,  was besonders durch den 

EITI  Beitritt  deutlich  wird.  Eine  weitere  Handlungsregel  besteht  im  Aufbau  einer 

professionellen  Rohstoffwirtschaft,  die  effizienter  und weniger  umweltschädlich  ist.  Zu 

diesem  Zweck  sollen  Fachkenntnisse  und  moderne  Technik  vermittelt  werden.  Die 

Ausbildung von Fachkräften soll darüber hinaus dem Ziel dienen, deutsche Interessen in 

Rohstoffländern  durchzusetzen.  Bei  der  Analyse  der  Handlungsregeln  im 

Entwicklungsbereich stellten sich zwei Überzeugungen aber als bestimmend heraus. Die 

erste  besteht  darin,  gute  Investitionsbedingungen  für  deutsche  und  europäische 

Unternehmen zu  schaffen.  Die  zweite  Überzeugung ist  die,  dass  Entwicklungshilfe  im 

Rohstoffbereich auch zum Nutzen von Deutschland sein muss. Es wird hier eine Win-win 

Situation  angestrebt,  bei  der  Rohstoffzugang  für  Deutschland  und  Strukturelle 

Verbesserungen  für  die  Rohstoffländer  herausspringen.  Die  hier  festgestellten 

handlungsleitenden Überzeugungen decken sich mit den Erkenntnissen von Schmidt, der 

in  seiner  Analyse  der  deutschen  Entwicklungspolitik  eine  stärkere  Berücksichtigung 

nationaler und wirtschaftlicher Interessen feststellt (vgl. Schmidt 2012).

Eine  weitere  Überzeugung  die  sich  durch  die  gesamte  Rohstoffpolitik  zieht,  ist  die 

Befürwortung der Marktwirtschaft. Die Bundesregierung hält den Preismechanismus des 

Marktes  für  die  sinnvollste  Art,  um die  weltweite  Rohstoffverteilung  zu  organisieren, 

weshalb sie sich vehement gegen staatliche Eingriffe wie Exportbeschränkungen und Zölle 

einsetzt.  Stattdessen  propagiert  sie  den  weltweiten  Freihandel.  Darin  kann  die 

Überzeugung  gesehen  werden,  dass  Deutschland  auf  einem  freien  Markt  seinen 

Rohstoffbedarf am besten decken kann, da dort die  Wirtschaftskraft für die Verteilung 
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ausschlaggebend ist.

Der  letzte  Abschnitt  beschäftigte  sich  mit  der  Bedeutung von Menschenrechten  in  der 

Rohstoffpolitik. Im Material konnte eine klar befürwortende Haltung der Bundesregierung 

festgestellt  werden.   Darüber  hinaus  werden  auch  Maßnahmen  zur  deren  Förderung 

ergriffen. Gleichzeitig erscheinen manche Handlungen der Bundesregierung aber nicht mit 

der  Überzeugung,  Menschenrecht  schützen  und  fördern  zu  wollen,  vereinbar.  So  zum 

Beispiel die Vereinbarung einer Rohstoffpartnerschaft mit Kasachstan, obwohl das Land 

für  seine  problematische Menschenrechtslage und Demokratiedefizite  bekannt  ist.   Die 

Tatsache, dass die Probleme zwar angesprochen wurden, aber scheinbar keine konkreten 

Konsequenzen  zur  Folge  hatten,  legt  die  Vermutung  nahe,  dass  Rohstoffinteressen 

schwerer wiegen als die Förderung von Menschenrechten.

Der  Abriss  der  Forschungsergebnisse  lässt  folgendes  Bild  über  die  deutsche 

Rohstoffpolitik  entstehen.  Der  Rohstoffversorgung Deutschlands  wird  eine  existentielle 

Bedeutung zugeschrieben, die eng mit der großen Relevanz industrieller Tätigkeit im Land 

verknüpft ist. Auffällig ist dabei, dass der Status als Industrienation gesetzt ist und eine 

Alternative,  wie  etwa  die  einer  Informationsgesellschaft,  nicht  wirklich  in  Betracht 

gezogen  wird.  Entsprechend  der  großen  Bedeutung  von  Rohstoffen  wird  die 

Nachfragesteigerung  von  anderen  Akteuren  als  Bedrohung  wahrgenommen. 

Rohstoffzugang ist ein Wettbewerb. Dass übrige Länder ebenso einen legitimen Anspruch 

auf  die  Ressourcen  der  Erde  haben  könnten,  wird  hier  vernachlässigt.  Eine  andere 

Feststellung betrifft die aufgeworfenen Lösungsansätze für die Rohstoffthematik. Hierbei 

setzt  die  Bundesregierung  neben  politischer  Kooperation  vor  allem  auf  technische 

Lösungen.  So  geht  es  bei  der  Zusammenarbeit  mit  anderen  Staaten  primär  um 

Techniktransfer  zur  Professionalisierung  des  Bergbaus  und  der  zentrale  Punkt  der 

Ressourceneffizienz stellt ebenso eine naturwissenschaftliche Herangehensweise dar. Diese 

Ansätze konzentrieren sich also auf die Versorgungssicherung durch Erschließung neuer 

Vorkommen  und  der  Senkung  des  relativen  Rohstoffverbrauchs.  Darin  sehen  viele 

zivilgesellschaftliche Akteure ein prinzipielles Problem, denn die Bundesregierung verfolgt 

einen  wirtschaftlichen  Ansatz,  der  auf  stetigem  Wachstum  aufbaut,  wodurch 

Effizienzmaßnahmen keine Senkung des absoluten Rohstoffverbrauchs bedeuten. 

Bei  den  entwicklungspolitischen  Aspekten  der  Rohstoffpolitik  wird  das  Ziel  deutlich, 

Förderung anderer Länder in Sinne des wohlverstandenen Eigeninteresses zu betreiben.
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Blickt  man  auf  die  im  Forschungsstand  aufgeworfenen  zentralen  Positionen  im 

Rohstoffdiskurs zurück und vergleicht  sie  mit  den Analyseergebnissen,  dann kann man 

Folgendes  feststellen:  Es  lassen  sich  in  der  Tat  alle  drei  Positionen  im  Material 

wiederfinden. Dabei tauchen diese nicht nur getrennt voneinander auf, sondern sie spiegeln 

sich  alle  in  den  Handlungsregeln  der  Bundesregierung  wider.  So  werden  dort 

entwicklungspolitische Aspekte, ebenso  die Senkung des Ressourcenverbrauchs und auch 

das  Thema  Versorgungssicherheit  aufgegriffen.  Die  genannten  Punkte  haben  dabei 

allerdings  –  wie  schon  aufgezeigt  wurde  –   nicht  die  gleiche  Relevanz.  Das  Thema 

Versorgungssicherung  kann  als  die  bedeutendste  Überzeugung  der  Bundesregierung 

ausgemacht werden. Dieser Befund passt auch mit der Erkenntnis Werlands zusammen, 

wonach die Rohstoffversorgung der dominante Diskurs in der deutschen Rohstoffdebatte 

ist. 

Wenn  man  jetzt  abschließend  eine  Verortung  der  deutschen  Rohstoffpolitik  vornimmt, 

dann ist  folgendes zu sagen:  Die Bundesregierung platziert  sich im Spannungsfeld der 

Rohstoffthematik   am  ehesten  im  ökonomischen  Bereich,  dennoch  sind  soziale  und 

ökologische  Aspekte  nicht  außen  vor,  es  macht  eher  den  Eindruck,  als  würde  die 

Bundesregierung am liebsten alle Aspekte gleichermaßen berücksichtigen. Dies scheint in 

Anbetracht der ausgeprägten Zielkonflikte im Rohstoffbereich aber illusorisch. Stattdessen 

sollte man sich die Frage stellen, ob der gegenwärtige Schwerpunkt der Richtige ist oder 

ob die Prioritäten neu ausgerichtet werden müssen. Für diese Entscheidung gibt es keine 

objektiv richtige Lösung. Sie kann nur auf Grundlage eines Werturteils getroffen werden, 

dass letztendlich die deutsche Gesellschaft fällen muss.
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9. Forschungsreflexion

Im diesem letzten Abschnitt der Arbeit soll der Forschungsprozess noch einmal reflektiert 

werden, um auf Erfahrungen und Probleme im Verlauf der Forschungsarbeit einzugehen.

Als  erstes  ein  paar  Worte  zu  den  Untersuchungsdaten.  Bei  dem  für  diese  Arbeit 

untersuchten Material, handelte es sich um verschiedene schriftliche Spuren der Interaktion 

zur  Rohstoffthematik.  Darunter  waren  Strategiepapiere  und  Verschriftlichungen  von 

Sprechakten. Bei der Analyse stellten sich die Sprechakte als dankbareres Material heraus. 

Es machte den Eindruck als würde durch die freie Rede – selbst wenn diese natürlich auch 

vorbereitet ist – deutlicher auf Aspekte eingegangen, als dies in Strategiepapieren der Falls 

ist.  Dort  fielen  zum  Teil  die  sehr  diplomatischen  Formulierungen  auf,  welche  eine 

Beurteilung erschweren. Darüber hinaus wurde in den, meist langen Strategiepapieren, auf 

eine so große Anzahl von Aspekten beleuchtet, dass es nicht immer einfach war, sich auf 

die relevanten Informationen zu konzentrieren. Rückblickend hätte es im Kodierprozess 

eventuell  gereicht,  weniger  Sequenzen  in  den  Strategiepapieren  zu  beachten,  da  sich 

dadurch auch viele redundante Kodes ergaben. Zum Umgang mit der Forschungsmethode 

ist zu sagen, dass sich die Grounded Theory grundsätzlich als nützliche Herangehensweise 

für diese Arbeit erwiesen hat, da sie dabei half, Muster im Material zu erkennen. Das dabei  

obligatorische  Schreiben  von  Memos  stellte  sich  als  größere  Herausforderung  dar,  als 

erwartet.  Viele  Memos  geben  nur  relativ  pointiert  die  eigenen  Gedanken  wieder,  was 

hauptsächlich den Schreibgewohnheiten geschuldet sein dürfte. Dadurch besteht natürlich 

die Gefahr, die Nachvollziehbarkeit der Arbeit zu erschweren. Eine andere Erfahrung die 

im Verlauf der Arbeit gemacht wurde bezieht sich auf den Kodierbaum. Dieser wurde nicht 

in einem Dokument für alle Selbst- oder Fremdbeschreibungen festgehalten, sondern jedes 

analysierte Dokument wurde mit einem eigenen Kodierbaum versehen. Dadurch sollte eine 

größtmögliche  Unvoreingenommenheit  erzielt  werden,  da  man  weniger  geneigt  war, 

Sequenzen  einfach  bestehenden  Kategorien  zuzuordnen.  Bei  der  anschließenden 

Zusammenschau  wurden  die  unterschiedlichen  Kodierbäume  verglichen,  woraus  dann 

letztendlich die allgemeinen Kategorien gebildet  wurden.  Diese Vorgehensweise erwies 

sich als recht aufwendig, da dadurch relativ viele redundante Kodes vergeben wurden, die 

am Schluss wieder zusammengeführt werden mussten. Ferner waren die Kommentar- und 

Sortierungsmöglichkeiten im verwendeten Office Programm zwar ausreichend, aber die 

Auswertung  des  Material  wäre  mit  einem  professionellen  Tool  zur  qualitativen 

Datenauswertung  sicherlich einfacher gewesen.
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Im  Ergebnisteil  kamen  die  Fremdbeschreibungen  weniger  zur  Geltung  als  dies 

ursprünglich  geplant  war,  dennoch  war  ihre  Analyse  nicht  überflüssig,  da  die  daraus 

gewonnenen Erkenntnisse, einen ganz anderen Blick auf das Material ermöglichten und 

eine Hilfe bei der Rekonstruktion der Überzeugungen der Bundesregierung waren.

Ein weiterer Punkt betrifft die aufgegriffenen Aspekte. Im Verlauf der Arbeit ergab sich 

eine  große  Anzahl  an  relevanten  Themen,  die   berücksichtigt  werden  sollten,  deren 

Komplexität im Rahmen einer Bachelorarbeit aber nicht immer gerecht werden konnte, 

weshalb es im Nachhinein sinnvoll erschienen wäre, die Thematik noch ein wenig stärker 

einzugrenzen.

10.  Ausblick

Im Bezug auf  weitere  Forschung zur  vorliegenden Arbeit,  ist  festzustellen,  dass   noch 

einige interessante Anknüpfungspunkte für genauere Untersuchungen bestehen. Zum Einen 

wäre das im Ergebnisteil nur kurz umrissene Thema des rohstoffpolitischen Einflusses der 

Bundesrepublik auf die EU für weitere Untersuchungen interessant. Zum Anderen könnten 

die  Überzeugungen in der Rohstoffpolitik noch genauer mit dem Forschungsstand zur 

deutschen Außenpolitik abgeglichen werden und somit zu einer Schärfung des Bildes über 

die deutsche Außenpolitik beitragen. 

Ein  anderer  Aspekt,  dessen  Betrachtung  als  lohnenswert  erscheint,  ist  die 

Versicherheitlichung der Ressourcenthematik. In der vorliegenden Arbeit konnten ja schon 

Hinweise auf dieses Phänomen gefunden werden, das auf Grund seiner Brisanz, weiter 

beobachtet werden sollte.

Der Wegfall der im Material stark problematisierten, chinesischen Exportbeschränkungen 

dürfte   einen  Einfluss  auf  die  Einschätzung  der  Rohstoffsituation  durch  die 

Bundesregierung haben. Dasselbe gilt für die im Vergleich zu 2010 entspanntere Lage auf 

den  Rohstoffmärkten.  Hier  stellt  sich  die  Frage,  ob  diese  Entwicklungen  zu  einer 

Neujustierung der deutschen Rohstoffpolitik führen werden. 
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